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1 // inhalt und Aufbau

Inhalt

Der Volksgerichtshof wurde 1934 von den Nati-
onalsozialisten zur „Bekämpfung von Staats-
feinden“ geschaffen. Bis Kriegsende mussten 
sich mehr als 16.700 Menschen vor diesem 
neuen obersten politischen Gericht verantwor-
ten, das ab 1942 jeden zweiten Angeklagten 
zum Tode verurteilte.
Die Ausstellung informiert über die Entstehung 
und Organisation des Gerichts, beleuchtet am 
Beispiel von Einzelschicksalen seine Urteilspra-
xis und informiert über den Umgang mit dem 
ehemaligen Gerichtspersonal nach 1945.
 
Zur Ausstellung liegt ein gleichnamiger 
deutsch-englischer Katalog vor.
 

Inhaltlich-gestalterischer Aufbau

Die Ausstellung ist in drei Bereiche/Räume 
unterteilt: einen Hauptraum, der an einen 
Gerichtssaal erinnern soll, eine Vertiefungs-
ebene und einen Raum für die Nachkriegs-
geschichte. Im Hauptraum werden die Infor-
mationen über das Gericht auf neun Tischen 
präsentiert.
An den Wänden, links und rechts werden ins-
gesamt 24 Fallbeispiele präsentiert.
Im Vertiefungsraum werden die Schauprozesse 
gegen die Widerstandskämpfer des 20. Juli 
und die Mitglieder der Weissen Rose themati-
siert. Ein Großbildschirm zeigt Ausschnitte der 
erhaltenen Filmaufnahmen aus dem Prozess 
gegen die Regimegegner des 20. Juli.

An zwei Medienstationen können Informati-
onen zu etwa 300 Insassen des Hausgefäng-
nisses der Gestapo abgerufen werden, die vor 
dem Volksgerichtshof abgeurteilt wurden.
Der dritte Raum ist der Nachkriegsgeschichte 
des Volksgerichtshofs und seines Personals 
gewidmet.  Der Focus liegt einerseits auf der 
Strafverfolgung, andererseits auf den Kontinu-
itäten.
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2 // Grundriss + BemaSSung

Der Grundaufbau der 

Ausstellung muss auch in 

anderen Räumen aufge-

griffen werden. Die ein-

zelnen Räume bzw. das 

Intro können voneinan-

der getrennt werden. Die 

Struktur der Räume und 

damit die Dramaturgie 

der Ausstellung soll bei-

behalten werden. 

raum 1

raum 2

raum 3

intro 
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Einleitung 

Grundgestell mit 2 Einheiten,  

Stoffbanner und eine breite  

Texttafel

raum 1

// Links: 13 Tafeln, davon  

zwei mit zusätlichem Aktenfach  

mit Lesemappe

// Rechts: 10 Tafeln, zusätzlich 

vorne rechts Impressumstafel, 

davon eine mit zusätlzichem  

Aktenfach mit Lesemappe

// Hinterer Abschluss links:  

Eckpaneel und Grafik auf Stoff

// Hinterer Abschluss rechts:  

Eckpaneel und Grafik auf Stoff

// Hinterer Abschluss mittig:  

Großgrafik auf Stoff

9 Stück langgestreckte Tisch- 

konstruktionen

raum 2

// Links: 5 Tafeln

// Rechts: 6 Tafeln

// Hinterer Abschluss links:  

Grafik auf Stoff

// Hinterer Abschluss rechts:  

Grafik auf Stoff

// Hinterer Abschluss mittig:  

Holzwerkstoffelement mit Monitor

// Medienstation mit 2 Monitoren  

und 2 Hockern

// Großbildmedienstation mit 8 

Hockern

raum 3

// Links: 3 Tafeln

// Hinterer Abschluss mittig:  

5 Tafeln, davon eine mit zusätzli-

chem Aktenfach

intro 

raum 1
raum 2

raum 3

1 : 200

3 // Ausstellungselemente – Liste
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3 // Ausstellungselemente – MaSSe

Tische 

Anzahl 9 Stk
Länge 2400 mm
Breite/Tiefe 738 mm
Höhe 900 mm zzgl.  
Druckgrafik auf Platten 
an der Längsseite Höhe 
1250 mm 

Hocker

Anzahl 8 Stk
Länge 350 mm
Breite/Tiefe 350 mm
Höhe 500 mm

Medien

Tisch
Anzahl 2 Stk
Länge 900 mm
Breite/Tiefe 400 mm
Höhe 1192 mm

Monitorwand
Anzahl 1 Stk
Länge 1774 mm
Höhe 2100 mm

Tafeln

Anzahl 35 Stk
Breite 500 mm
Höhe 2100 mm

Anzahl 2 Stk
Breite 1162 mm
Höhe 2100 mm

Anzahl 4 Stk
Breite 1162 mm
Höhe 2100 mm

Anzahl 2 Stk
Breite 1174 mm
Höhe 2100 mm

Anzahl 2 Stk
Breite 1786 mm
Höhe 2100 mm

Anzahl 1 Stk
Breite 1922 mm
Höhe 2100 mm

Anzahl 1 Stk
Breite 1898 mm
Höhe 2100 mm

SToffrahmen

Anzahl 2 Stk
Breite 2800 mm
Höhe 1300 mm

Anzahl 2 Stk
Breite 324,7 mm
Höhe 2100 mm

Anzahl 3 Stk
Breite 2846 mm
Höhe 2100 mm

Anzahl 1 Stk
Breite 1774 mm
Höhe 2100 mm

Anzahl 1 Stk
Breite 1150 mm
Höhe 2100 mm

1 : 200
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3 // Ausstellungselemente – Transport

Die Systemgestelle und die mit Kantenschutz versehenen, 
in Noppenfolie verpackten Tafeln befinden sich auf 4 mit 
Einsteckrohren versehenen Stahlrungenpaletten.
Abmaße: B*T*H* 202,50 x 118 x 31 cm
Gewicht: Ca. 47 kg
Max. Traglast: 2.000 kg
 
Die Tische wurden in Noppenfolie verpackt und je zwei 
Tische auf insgesamt 5 Sonderpaletten verstaut.
Abmaße der Paletten: L*B*H* 250 x 80 x 15 cm

Es gibt 2 Transportkisten:
// eine Transportkiste Technik: 
Abmaße H*B*T 0,87m*1,45m*0,80m
// eine Transportkiste Lesemappen: 
Abmaße H*B*T 13cm*29cm*36cm

Die Ausstellung kann mit einem LKW 7,5t und 6m Lade-
länge und einem zweiten LKW mit 7,8m Ladelänge trans-
portiert werden. 

Alternativ könnte für einen Langstreckentransport auch 
ein Sattelzug mit ca. 13,5m Ladelänge zum Einsatz kom-
men. Dabei ist wichtig zu beachten, dass dieser entwe-
der mit einer Ladebordwand ausgestattet ist oder ein 
Gabelstapler verwendet werden muss. Die Nutzung eines 
Gabelstaplers oder Hubwagens wird auch zum Entladen 
empfohlen.

Beladen in den Ausstellungsräumen der Topographie
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4 // Ausstellungssystem

Das vorhande Ausstellungssystem ist aus 
Stahlt gebaut und besteht aus Einzelrahmen 
in zwei verschiedenen Größen, die zu Recht-
ecken zusammengesetzt werden müssen und 
Verbindern. Das System ist mit nur mit Ibus-
schlüssel bzw. Schraubschlüssel aufzubauen.  
Rahmen klein: *H*B = 2200 x 450 
Rahmen groß: *H*B = 2200 x 850

Vorhandenes Ausstellungssystem - schwarze Stahlrahmen - dünn 
Höhe: 220 cm  
Breite 45cm / 85 cm	
  

Aktuelle Sonderausstellung: Zwischen den Zeilen?  Zeitungspresse als NS-
                  Machtinstrument  
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Wenn nicht anders angegeben:
- alle Bohrungen Ø9mm mittig für Schraube M8
- Winkel: 45°, 90°, 135°
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- Wandstärke für Hohlprofile t=2mm
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5 // wände

Seite 3

3 Aufbau

Die Tafeln sind rückseitig an der Oberkante mit Aluminiumwinkeln versteift. Die Winkel können sowohl 
für eine Decken- als auch für eine Wandbefestigung genutzt werden. Ggf. sollten an der Unterkante 
der Tafeln Abstandhalter angebracht werden, damit die Tafeln nicht schräg fallen. (nicht enthalten)

Rückseite Seitenansicht

Tafel

Winkel

mögliche
Wandbefestigung

Abstandhalter

mögliche
Deckenbefestigung
mit Stahlseil 

Stahlseil

gleichgroße Tafeln 
könnten Rücken an Rücken 
per Deckenhängung
befestigt werden

Verbinder

Die Tafeln sind rückseitig an der Oberkante 
mit Aluminiumwinkeln versteift. Die Winkel 
können sowohl für die Befestigung an den 
Gestellen genutzt werden. Ggf. sollten an der 
Unterkante der Tafeln Abstandhalter ange-
bracht werden, damit die Tafeln nicht schräg 
fallen. (nicht enthalten)
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5 // Wände – Abwicklung

Abwicklung

rAum 1

rAum 2

rAum 3, kAp 5

Der Erste Senat des Volksgerichtshofs bei der Eröffnung eines  
Verfahrens im Plenarsaal des Kammergerichts Berlin, August 1944. 
Von links: Laienrichter General Hermann Reinecke, Gerichts präsident 
Roland Freisler und Volksgerichtsrat Paul Lämmle.

The First Senate of the People’s Court at the opening of a trial in 
the Great Hall of the Berlin Superior Court of Justice, August 1944. 
From left: Lay judge General  Hermann Reinecke, President of the 
Court Roland Freisler and Counsel of the Court Paul Lämmle.

bpk (30016345)

Kap 5, Großbild an Wand, 2846 x 2100

Die Ruine des Volksgerichtshofs in der Bellevuestraße, um 1950.
The ruins of the People’s Court in Bellevuestraße, around 1950.

bpk – Carl Weinrother (30050610)

Kap 3, Rückseite Freisler, Großbild, 2846 x 2100
Kap 3, Monitorwand, 1150 x 2100 Kap 3, Monitorwand, 1774 x 2100

Zitatwand 01, 3247 x 2100

General Erich Fellgiebel, 10 August 1944

“Then hurry up the 

hanging up, Mr President, otherwise  

you hang rather than us.”

General Erich Fellgiebel, 10. August 1944

„Dann beeilen Sie sich 

mit dem Aufhängen, Herr Präsident,  

sonst hängen Sie eher als wir.“

Zitatwand 02, 3247 x 2100

„Es lebe die Freiheit !“

Hans Scholl, Student, 22. Februar 1943

“Long live freedom!”

Hans Scholl, Student, 22 February 1943

Banner_intro

„Recht“
teRRoR duRch 1934–1945

Der Volksgerichtshof wurde 1934 von den Nationalsozialisten 

als Sondergericht geschaffen, um „Staatsfeinde“ abzu­

urtei len. Dieses neue oberste politische Gericht entschied 

in erster und letzter Instanz. Seine Urteile erlangten sofort 

Rechtskraft, eine Revision war ausgeschlossen. Das Gericht 

urteilte zunächst Hoch­ und Landesverratsfälle ab. Vor allem 

nach Kriegsbeginn erfuhr es eine erhebliche Ausweitung 

seiner Aufgaben: Delikte wie Wehrkraftzersetzung, Wehr­

dienstentziehung, Rundfunkverbrechen, Defaitismus, Wehr­

mittelbeschädigung, Rüstungsvergehen und Sabotage kamen 

hinzu. Die Zuständigkeit des Gerichts erstreckte sich nun 

auch auf annektierte und besetzte Gebiete. Hatte es vor 

1939 überwiegend Deutsche abgeurteilt, waren es nun vor 

allem Ausländer.

In den Anfangsjahren orientierte sich das Gericht in seiner 

Verfahrens­ und Urteilspraxis an der Rechtsprechung des 

zuvor für die Delikte Landes­ und Hochverrat zuständigen 

Reichsgerichts. Spätestens mit Kriegsbeginn entwickelte es 

sich zum nationalsozialistischen Terrorinstrument. Prozess­

führung und Urteilsfindung waren nun meist rechtsbeugend 

und willkürlich. Einige Verhandlungen hatten eindeutig 

Schauprozesscharakter. 

Zwischen 1934 und 1945 wurden mehr als 16.700 

Menschen vor dem Volksgerichtshof angeklagt. Das Gericht 

fällte über 5.200 Todesurteile, die fast alle vollstreckt 

wurden. Seit 1942 war jedes zweite Urteil ein Todesurteil. 

Dieses Ausmaß an justiziellen Tötungen ist in der neueren 

westeuropäischen Rechtsgeschichte einzigartig. 

The People’s Court was created by the Nazis in 1934 as a 

special tribunal to judge “enemies of the state.” This new 

political supreme court tried cases from the lowest to 

the highest judicial level. Its judgements came into force 

immediately and appeals were ruled out. The court initially 

dealt with treason trials, but later its scope was greatly 

enlarged. Particularly after the Second World War began, it 

handled crimes like subverting the war effort, draft evasion, 

listening to overseas radio stations, defeatism, damaging of 

necessary war materials, armaments offences, and sabotage. 

The Court’s jurisdiction was extended to the territories 

the Nazis had annexed and occupied. Whereas the main 

defendants before 1939 were Germans, during the war it 

focused largely on foreigners. 

Initially the Court’s procedures and judgements were based 

on the Reich Supreme Court, which had formerly been 

responsible for crimes of treason and high treason. But by 

the beginning of the war, if not before, the People’s Court 

had become an instrument of Nazi terror. The conduct of 

the trials and the process of judgement were now mostly 

arbitrary and perverted the course of justice. Some cases 

were clearly intended as show trials. 

Between 1934 and 1945, over 16,700 people were indicted 

before the People’s Court. The court pronounced over 5,200 

death sentences, almost all of which were carried out. From 

1942 onwards, half of all the court’s judgements were death 

sentences. This massive scale of judicial killings is unique in 

the recent legal history of Western Europe.

“The People’s Court 

will always endeavour  

to judge as it believes  

you, my Führer, would judge 

the case yourself.”

Roland Freisler, 15 October 1942

„Der Volksgerichtshof  

wird sich stets bemühen,  

so zu urteilen, wie er glaubt,  

daß Sie, mein Führer, den Fall  

selbst beurteilen würden.“

Roland Freisler, 15. Oktober 1942

Der Volksgerichtshof 1934–1945 
terror Durch „recht“

the PeoPle’s court 1934-1945 
When nazi terror Became laW

Der Volksgerichtshof tagte nicht nur in Berlin sondern 

auch in anderen Städten. Anfangs unterschied er sich 

in seiner Urteilspraxis kaum von der des Reichsge-

richts, das zuvor für politische Strafsachen zuständig 

war. Todesurteile waren selten, Zeitstrafen die Regel. 

Ins Visier des Tribunals gerieten die Beschuldigten 

nicht nur durch die Ermittlungsarbeit der Polizei, 

sondern vielfach auch durch Denunziation. Nachdem 

Otto Thierack 1936 zum Gerichtspräsidenten ernannt 

worden war, entsprachen die Urteile immer öfter den 

Erwartungen der politischen Führung. Wiederholt 

 nahmen hohe Partei-Funktionäre oder gar Hitler selbst 

Einfluss auf die Verfahren. Das Strafmaß verschärfte 

sich zunehmend. Thierack intensivierte auch die 

Zusammenarbeit des Gerichtshofs mit der Geheimen 

Staatspolizei (Gestapo), die die Prozesse beobachtete 

und bisweilen Urteile als „zu milde“ kritisierte. Frei-

gesprochene wurden nicht selten noch im Gerichtssaal 

verhaftet und in Konzentrationslager eingewiesen. Seit 

1937 informierte der Volksgerichtshof – wie die anderen 

Gerichte – die Gestapo über Verurteilte, die ihre Strafe 

verbüßt hatten. Auf diese Weise konnte die Gestapo 

sie noch vor ihrer Entlassung erneut „in Schutzhaft“ 

nehmen. Nach Kriegsbeginn schlug Thierack wegen 

angeblicher Überlastung seiner Senate vor, einzelne 

Verfahren wegen Geringfügigkeit einzustellen und 

stattdessen die Beschuldigten direkt der Gestapo „zur 

Überstellung ins Konzentrationslager“ zu übergeben. 

Mit dem Amtsantritt von Roland Freisler als Gerichts-

präsident im Jahr 1942 begann die letzte und radikalste 

Phase in der Geschichte des Volksgerichtshofs.  Freisler 

verstand sich als „politischer Soldat“ Hitlers und ließ 

es an jeglicher richterlichen Neutralität fehlen. Oftmals 

stand das Urteil bereits vor Verhandlungsbeginn fest. 

Fast jede regimekritische Äußerung zog nun ein Todes-

urteil nach sich. Zwischen 1942 und 1945 wurde jeder 

zweite Angeklagte mit dem Tode bestraft. Der Volks-

gerichtshof hatte sich zum Terrorgericht entwickelt.

The People’s Court convened in other cities aside 
from Berlin. It began with judgements that hardly 
 differed from those of the Reich Supreme Court, 
which had previously been responsible for cases of 
political crime. Death sentences were a rarity and 
prison sentences were the rule. The Court focused 
on the  accused not just through police investigations 
but often because of denunciations as well. After 
Otto Thierack became president of the court in 1936, 
the verdicts increasingly matched the expectations 
of Germany’s political leaders. High-ranking Nazi 
Party officials, and even Hitler himself, personally 
influenced the proceedings. The sentences became 
increasingly harsh. Thierack stepped up the collab-
oration between the People’s Court and the Secret 
State Police (Gestapo), which observed the trials 
and occasionally criticised the sentences for being 
too lenient. After an acquittal it was not unusual for 
the defendant to be re-arrested immediately in the 
courtroom and sent to a concentration camp. From 
1937 the People’s Court – like the other courts – 
informed the Gestapo when convicted prisoners were 
due to complete their sentence. The Gestapo could 
then take the prisoners into “protective custody” 
again even before their release. After the war began, 
Thierack proposed that, due to his Senate’s alleged 
work overload, some cases should be dismissed as too 
trivial, and the accused should be handed over to the 
Gestapo instead “for  removal to a concentration camp.” 

In 1942 Roland Freisler became president of the 
Court, and the final, most extreme phase of the history 
of the People’s Court began. Freisler saw himself as 
“Hitler’s political soldier” and totally abandoned any 
semblance of neutrality. The judgement was often 
decided before the trial began. The death sentence 
was imposed for almost any critical remark about the 
Nazi regime. Between 1942 and 1945 half of all 
 defendants were punished with the death penalty. The 
People’s Court had become a court of terror.

Court hearings
in Berlin

Verhandlungen  
in Berlin

Johannes Brinkheger
BergarBeiter / kPd
Mineworker / kPd 

1. august 1934
2 Jahre gefängnis 
2 Years in Prison

Johannes Brinkheger (1907 geb.), um 1934. Der 24 Jahre alte Bergarbeiter 
aus Heessen in Westfalen war der erste Angeklagte, der sich vor dem Volks-
gerichtshof verantworten musste. Er gehörte seit Herbst 1931 der Kommu-
nistischen Partei Deutschlands (KPD) an und verschickte nach der Macht-
übernahme der Nationalsozialisten kommunistische Flugblätter an Polizisten 
im Raum Heessen und Hamm. Am 1. März 1933 wurde Brinkheger „in 
Schutzhaft“ genommen und ein Jahr später von der Oberreichsanwaltschaft 
in Leipzig wegen Hochverrats angeklagt. Nach der Gründung des Volksge-
richtshofs gab das Reichsgericht das Verfahren an das neue oberste Gericht 
ab. Am 1. August 1934 verurteilte der Volksgerichtshof Brinkheger wegen 
der Verbreitung der kommunistischen Druckschrift Polizeibeamte, Kollegen! 
Hilft uns Hitler?, Zersetzung der Polizei und unerlaubten Schusswaffen-
besitzes zu zwei Jahren Gefängnis. Sein weiteres Schicksal ist unbekannt.

Johannes Brinkheger (born 1907), around 1934. Johannes Brinkheger, a 
24-year-old mineworker from Heessen in Westphalia, was the first defendant 
ever to appear before the People’s Court. He joined the German Communist 
Party (KPD) in the autumn of 1931, and when the Nazis came to power 
in 1933 he sent communist leaflets to policemen in the area around 
Heessen and Hamm. Brinkheger was taken into “protective custody” on 
1 March 1933 and indicted for high treason a year later by the Reich chief 
prosecutor’s office in Leipzig. After the establishment of the People’s Court, 
the Reich Supreme Court passed the case on to this new highest court. On 
1 August 1934 the People’s Court sentenced Brinkheger to two years in 
prison for disseminating the communist pamphlet Policemen, colleagues!  
Is Hitler helping us?, and for undermining police morale and unlawful 
 possession of firearms. His subsequent fate is unknown.

Kurzbericht über das erste Verfahren vor dem 
Volksgerichtshof, Deutsche Justiz, 3. August 
1934. In einer öffentlichen Sitzung verurteilte 
der von Gerichtspräsident Fritz Rehn geführte, 
im Preußenhaus tagende Erste Senat  Johannes 
Brinkheger zu zwei Jahren Gefängnis. Seine 
 siebenmonatige Untersuchungshaft wurde auf 
das Strafmaß angerechnet.

Brief report on the first case before the People’s 
Court, Deutsche Justiz, 3 August 1934. In a 
public session convened in the old Prussian 
Parliament and chaired by the court president, 
Fritz Rehn, the First Senate of the People’s Court 
sentenced Johannes Brinkheger to two years’ 
imprisonment, which was reduced by the seven 
months he had spent on remand. 
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Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs vom 
1. August 1934. Das 14-seitige Urteil beschreibt 
die Lebensumstände und die Tat des Angeklagten. 
Es orientiert sich noch an geltendem Strafrecht 
und begründet das durch die Richter verhängte 
Strafmaß.

Excerpt from the People’s Court Judgement of 
1 August 1934. The 14-page judgement describes 
the defendant’s life and circumstances and the 
crime he committed. At this point the ruling is 
still based on current penal law and gives the 
reasons for the sentence imposed by the judge.
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Münchner Illustrierte 1959, Nr. 20

3. März 1937
5 Jahre zuChthaus
5 Years in a PenitentiarY 

Richard Bauerschäfer  
(1883–1962), 1936.

Richard Bauerschäfer 
(1883–1962), 1936.
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alfred lowaCk
sChriftsetzer / sPd 
CoMPositor / sPd

Alfred Lowack (1905–1967), um 1936. Er bildete gemeinsam mit Richard 
Bauerschäfer, Paul Laufer, Martin Stein und der Sekretärin Gertrud Marx 
1935 die letzte Berliner Bezirksleitung der illegalen SPD. Die Gruppe 
verbreitete Druckschriften und Flugblätter und unterhielt Kontakte zum SPD-
Parteivorstand in der Tschechoslowakei sowie zur KPD. Ein Spitzel verriet die 
Gruppe im Januar 1936 an die Gestapo. Alle wurden verhaftet und einige 
Tage im „Hausgefängnis“ der Gestapo in der Prinz-Albrecht-Straße inhaftiert. 
Im Februar 1936 wurden sie ins Untersuchungsgefängnis Berlin-Moabit 
überstellt, Ende Dezember wegen Hochverrats angeklagt und Anfang März 
1937 vom Volksgerichtshof abgeurteilt.

Alfred Lowack (1905–1967), around 1936. Alfred Lowack, together with 
Richard Bauerschäfer, Paul Laufer, Martin Stein, and the secretary Gertrud 
Marx, belonged to the last district leadership of the Social Democratic 
Party (SPD) in Berlin in 1935 after the party had been banned. The group 
distributed pamphlets and leaflets and maintained contact with the SPD 
executive committee in Czechoslovakia and the German Communist Party 
(KPD). An informer betrayed the group to the Gestapo in January 1936. They 
were all arrested and spent several days in custody in the Gestapo’s “House 
Prison” in Prinz-Albrecht-Straße. They were transferred to the remand prison 
in Berlin-Moabit in February 1936, indicted for high treason at the end of 
December, and brought to trial at the People’s Court in March 1937.

Gertrud Marx (1904 geb.), erkennungsdienst­
liches Foto, 1936. Die ebenfalls zur Berliner  
Bezirksleitung der illegalen SPD gehörende   
Sekretärin sprach der Volksgerichtshof am 
3. März 1937 aus Mangel an Beweisen frei. 
Noch im Gerichtssaal hinderte der Senatsvor-
sitzende Karl Engert Beamte der Gestapo erfolg-
reich an einer erneuten Verhaftung von Frau Marx. 
Das Geheime Staats polizeiamt beschwerte sich 
daraufhin beim Reichsjustizminister und forderte 
die künftige Vermeidung „derartiger Zwischen-
fälle“. Am 5. März 1937 verhaftete die Gestapo 
Gertrud Marx in ihrer Wohnung. Sie kam in ein 
Konzen trationslager. 1938 wurde sie entlassen. 
Ihr  weiteres Schicksal ist unbekannt. 

Gertrud Marx (born 1904), police identification 
photo, 1936. Gertrud Marx, a secretary, also 
belonged to the Berlin district leadership of the 
banned SPD. On 3 March 1937 the People’s 
Court acquitted her due to lack of evidence. 
The Senate chairman, Karl Engert, successfully 
prevented Gestapo officers from immediately 
arresting her inside the courtroom. After this 
the Secret State Police Office complained to the 
Reich Minister of Justice, demanding that such 
incidents be avoided in the future. On 5 March 
1937 the Gestapo arrested Gertrud Marx in her 
apartment. She was sent to a concentration camp, 
but released again in 1938. Her subsequent fate 
is unknown.
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Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs 
vom 3. März 1937. Der von Karl Engert geführte 
Zweite Senat stufte Alfred Lowack als Anführer 
der Gruppe ein und verurteilte ihn zu fünf Jahren  
Zuchthaus. Richard Bauerschäfer erhielt vier 
Jahre Zuchthaus, Paul Laufer drei Jahre. Gegen 
Martin Stein wurde eine Gefängnisstrafe von drei 
Jahren verhängt.

Excerpt from the People’s Court judgement of 
3 March 1937. The Second Senate, presided 
over by Karl Engert, identified Alfred Lowack as 
the leader of the banned group and sentenced 
him to five years in a penitentiary. Richard 
 Bauerschäfer received a four-year penitentiary 
sentence, and Paul Laufer three years. Martin 
Stein received a three-year prison term.

BAr
ch (

R30
17/3

318
3)

 „Blindwütig schlug man wiederholt  

auf Kopf, Gesicht und Körper.  

Acht Zähne schlug man mir dabei aus.“ 

Richard Bauerschäfer über die Verhörmethoden der Gestapo

“They kept on beating me viciously on my 

head, face and body. They knocked out 

eight of my teeth.” 

Richard Bauerschäfer on the Gestapo’s interrogation methods

BArch (Y-10-709-799/67)

MauriCe BaVaud 
MissionarssChüler
student MissionarY

18. dezeMBer 1939
todesstrafe
death PenaltY

Maurice Bavaud (1916–1941), around 1937. Maurice Bavaud, a  22-year-old 
man from Neuchâtel, Switzerland, broke off his missionary training in France 
in 1938. He planned to assassinate Adolf Hitler, whom he described as “the 
enemy of Christianity and of humankind”. He went to Germany to kill Hitler 
on 9 November 1938, the day of the traditional Nazi anniversary march 
to the Field Marshal’s Hall in Munich. But Bavaud’s plan failed. He never 
came anywhere close to Hitler. On 13 November he was caught on the Paris 
train without a ticket, and arrested. When his pistol was discovered he was 
handed over to the Gestapo. On 6 December 1938 Augsburg District Court 
sentenced Bavaud to nine weeks in prison for ticket fraud and possession 
of an unlicensed firearm. Under interrogation in prison he confessed to 
planning to assassinate Hitler. He was taken to Berlin at the beginning of 
1939 and indicted before the People’s Court for attempting to kill Hitler.

Maurice Bavaud (1916–1941), um 1937. Der 22-jährige Schweizer aus 
Neuchâtel brach 1938 seine Ausbildung zum Missionar in Frankreich ab. Er 
plante ein Attentat auf Adolf Hitler, den er als „Feind des Christentums und 
der Menschheit“ ansah. Er reiste nach Deutschland, um Hitler am 9. Novem-
ber 1938 während des traditionellen Gedenkmarsches zur Münchner Feld-
herrnhalle zu erschießen. Der Plan misslang. Bavaud kam nicht in die Nähe 
Hitlers. Am 13. November wurde Bavaud im Zug nach Paris ohne gültige 
Fahrkarte ertappt, verhaftet und, als man seine Pistole fand, an die Gestapo 
übergeben. Wegen Fahrkartenbetrugs und unerlaubten Schusswaffenbesitzes 
verurteilte das Amtsgericht Augsburg Bavaud am 6. Dezember 1938 zu neun 
Wochen Gefängnis. Während der Haft gestand er im Verhör seine Attentats-
pläne. Daraufhin wurde er Anfang 1939 nach Berlin überführt und wegen 
versuchter Tötung Hitlers vor dem Volksgerichtshof angeklagt. 

Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs vom 
18. Dezember 1939. Obwohl Pflichtverteidiger 
Franz Wallau auf Freispruch plädierte, weil Bavaud 
die Tat nicht ausgeführt hatte, verurteilte der unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit tagende Zweite Senat 
Bavaud zum Tode. Das Gericht sah allein in seiner 
Anwesenheit „auf der Tribüne oder im ‚Haus des 
Führers‘ eine unmittelbare Gefährdung des Lebens 
und der Gesundheit des Führers und Reichs-
kanzlers“. Maurice Bavaud wurde am 14. Mai 
1941 in Berlin-Plötzensee hingerichtet. Seine 
Familie erfuhr erst im Juni von dem Verfahren, 
dem ergangenen Urteil und der bereits vollzogenen 
Hinrichtung.

Excerpt from the People’s Court judgement 
of 18 December 1939. Although the state-
appointed defence lawyer, Franz Wallau, pleaded 
for acquittal because Bavaud had not actually 
committed the crime, the Second Senate, con-
vening in private, condemned Bavaud to death. 
The court saw Bavaud’s mere presence “on the 
platform or in the same building as Hitler as a 
direct threat to the life and health of the Führer 
and Chancellor of the Reich.” Maurice Bavaud 
was executed in Plötzensee prison in Berlin on 
14 May 1941. His family only learned a month 
later, in June, that he had been tried, sentenced 
and executed. 

Arch
iv B

erlin
er G

esch
icht

e/Jo
chen

 Zie
gelm

ann

 „Der Angeklagte hat es […] unternommen, 

dem deutschen Volk seinen Retter zu nehmen, 

jenen Mann, dem 80 Millionen deutscher  

Herzen in unendlicher Liebe, Verehrung und 

Dankbarkeit entgegenschlagen und dessen  

Stärke und feste Führung ihm heute  

mehr denn je nötig ist .“

Auszug aus der Urteilsbegründung, 18. Dezember 1939

“The defendant had … resolved to deprive 

the German nation of its saviour, the man for 

whom the hearts of 80 million Germans beat 

with infinite love, reverence, and gratitude, and 

who need his strength and firm leadership now 

more than ever.” 

Excerpt from the grounds for the judgement, 18 December 1939 

SZ-Photo/Sammlung Megele (00023132)

eriCh deiBel
arBeiter 
Manual worker 

6. Juni 1942
todesstrafe
death PenaltY

„Arbeiter – Helft Russland – Streikt auf Für KBd“, 
pro­kommunistische Parole Erich Deibels an der 
Toilettenwand der Stahlwerke Buderus, Wetzlar, 
22. Juli 1941. 

“Workers – help Russia – strike for KBd”, pro­
communist slogan written by Erich Deibel on 
the toilet wall at Buderus steel works, Wetzlar, 
22 July 1941.

Erich Deibel (1907–1942), July 1941. Erich Deibel began working at Buderus 
steel works in Wetzlar in 1938. In 1941 he started writing pro-communist 
slogans on the walls in his factory. On 22 July 1941, at 1 o’clock in the 
morning, he took advantage of an air raid alarm to write a new graffiti slogan 
in the works toilet. After Deibel was seen leaving the toilet, the Gestapo 
compared his handwriting with the slogans and he was identified as the 
criminal and arrested the same day. Following several interrogations by 
the Gestapo in which he also admitted regularly listening to foreign radio 
stations, he was sent on remand to Frankfurt am Main. In March 1942 he was 
transferred to Moabit prison in Berlin and indicted before the People’s Court.

Erich Deibel (1907–1942), Juli 1941. Er arbeitete seit 1938 bei den  
Stahlwerken Buderus in Wetzlar. 1941 begann er in seinem Betrieb 
pro-kommunistische Inschriften anzubringen. Am 22. Juli 1941, um 1 Uhr 
morgens, nutzte er einen Fliegeralarm für ein weiteres Graffiti in den Werks-
toiletten. Beim Verlassen der Toiletten wurde er gesehen, durch einen 
Schriftvergleich von der Gestapo als Täter überführt und noch am selben Tag 
festgenommen. Nach mehreren Verhören durch die Gestapo, bei denen er 
auch gestand, regelmäßig ausländische Rundfunksender gehört zu haben, 
kam er ins Untersuchungsgefängnis Frankfurt am Main. Im März 1942 
wurde er in die Untersuchungshaftanstalt Berlin-Moabit überführt und vor  
dem Volksgerichtshof angeklagt.

Auszug aus dem Urteil des Volksgerichthofs,  
6. Juni 1942. Der von Karl Engert geführt Zweite 
Senat verurteilte Erich Deibel „wegen Begünsti-
gung des Feindes in Verbindung mit Vorbereitung 
zum Hochverrat und einem Rundfunkverbrechen“ 
zum Tode und zum Verlust der bürgerlichen 
 Ehrenrechte auf Lebenszeit.

Excerpt from the People’s Court judgement of 
6 June 1942. The Second Senate, chaired by 
Karl Engert, sentenced Erich Deibel to death “for 
aiding the enemy in connection with planning 
high treason and a radio offence”, and to lifetime 
loss of his civil rights.
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Erich Deibel, erkennungsdienstliches Foto,  
Juli 1941.

Erich Deibel, police identification photo,  
July 1941.

Einlasskarte für die Hinrichtung Erich Deibels, 
11. August 1942. Neun Zuschauer waren bei 
Deibels Hinrichtung am 15. August 1942 um 
5.15 Uhr in der Haftanstalt Berlin-Plötzensee 
 anwesend, unter ihnen der Vorsitzende des 
 Zweiten Senats Karl Engert und sein Beisitzer 
SS-Oberführer Friedrich Tscharmann. 

Admission card for the execution of Erich Deibel, 
11 August 1942. Nine spectators were present 
at the execution of Erich Deibel at 5.15 a.m. on 
15 August 1942 in the prison at Berlin-Plötzensee, 
including the chairman of the Second Senate of 
the People’s Court, Karl Engert, and his assessor, 
SS Oberführer Friedrich Tscharmann. 

Öffentliche Bekanntmachung der Hinrichtung 
Erich Deibels, 15. August 1942. 

Public announcement of the execution  
of Erich Deibel, 15 August 1942. 

BArch (R3017/1736)

Benno neuBurger 
grundstüCksMakler
real estate agent 

20. Juli 1942
todesstrafe 
death PenaltY

Benno Neuburger (1871–1942), 1942. Benno Neuburger, a German Jew,  
studied business management before working as a real estate agent in Munich. 
He was barred from his profession after the Nazis came to power. He and his 
family were victimised by discrimination, ostracised, and deprived of their 
rights. His two children immigrated to the USA in the late 1930s. Neuburger 
was arrested during the night of the pogrom on 8–9 November 1938 and sent 
to Dachau concentration camp. In 1941 he was transferred to the labour and 
assembly camp for Jews in Milbertshofen, which was also used as a transit 
camp for Jews in Munich who were due to be deported to the concentration 
camps and death camps in Eastern Europe. By February 1942 Neuburger had 
written fourteen postcards in Milbertshofen calling Hitler a mass murderer and 
a “bastard.” The unsigned, unadressed postcards were discovered at the postal 
sorting office and handed over to the police. When Neuburger accidentally used 
a card with the logo of his old firm, the Gestapo tracked him down. He was  
arrested in March 1942, transferred to Berlin in the autumn and indicted  
before the People’s Court.

Benno Neuburger (1871–1942), 1942. Der deutsche Jude war nach 
Abschluss einer kaufmännischen Lehre als Grundstücksmakler in München 
tätig. Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten durfte er seinen 
Beruf nicht mehr ausüben. Seine Familie und er wurden diskriminiert, aus-
gegrenzt und entrechtet. 1937 und 1938 emigrierten seine beiden Kinder in 
die USA. Während der Pogromnacht vom 8. zum 9. November 1938 wurde 
Neuburger verhaftet und ins Konzentrationslager Dachau verschleppt. 1941 
kam er in das jüdische Arbeits- und Sammellager Milbertshofen, das auch 
als Durchgangslager für die in die Konzentrations- und Vernichtungslager im 
Osten zu deportierenden Münchner Juden diente. Bis Februar 1942 verfasste 
er hier 14 Postkarten, auf denen er Hitler einen Massenmörder nannte und als 
„Sauhund“ beschimpfte. Die nicht adressierten und nicht unterschriebenen 
Postkarten wurden auf dem Postamt aussortiert und der Polizei übergeben. Als 
Neuburger versehentlich eine Karte mit seinem alten Firmenstempel nutzte, 
kam ihm die Gestapo auf die Spur. Im März 1942 wurde er festgenommen, im 
Herbst nach Berlin überstellt und vor dem Volksgerichtshof angeklagt.

Benno Neuburger, erkennungs dienstliches Foto, 
1942.

Benno Neuburger, police identification photo, 
1942.
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 „Der ewige Massen Mörder 

Hitler Pfui!“

Benno Neuburger, 20. September 1941

“Hitler the eternal  

mass murderer – ugh!” 

Benno Neuburger, 20 September 1941

„Mörder von 5 000 000“, Postkarte, 17. Januar 
1942.

“Murderer of 5,000,000”, postcard message, 
17 January 1942.
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Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs, 
20. Juli 1942. Der von Karl Engert geleitete 
Zweite Senat verurteilte Neuburger wegen 
„Vorbereitung zum Hochverrat“ zum Tode. Er 
habe die „Zerstörung der Gefolgschaft einer 
kriegswichtigen Reichsbehörde“ – nämlich der 
Post – im Auge gehabt. Neuburger wurde am 
18. September 1942 um 4.48 Uhr morgens in 
Berlin-Plötzensee hingerichtet. Seine Leiche 
wurde dem Anatomischen Institut der  Universität 
Berlin übergeben. Zur Abschreckung wurde 
 Neuburgers Hinrichtung in München durch 
Plakat anschläge öffentlich bekannt gegeben.

Excerpt from the People’s Court judgement 
of 20 July 1942. The Second Senate under 
presiding judge Karl Engert sentenced Neuburger 
to death for planning high treason. He was 
accused of intending to “destroy the loyalty of a 
national authority essential for the war effort” – 
in other words, the postal service. Neuburger 
was executed in Berlin-Plötzensee prison at 
4.48 a.m. on 18 September 1942. His corpse 
was given to the Anatomical Institute at Berlin 
University. To deter others, Neuburger’s execution 
was publicly announced on posters in Munich. 
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wilhelM lehMann 
rentner 
Pensioner 

8. März 1943
todesstrafe
death PenaltY

Wilhelm Lehmann (1869–1943), 1942. In 1942 Wilhelm Lehmann, a 
74-year-old pensioner, repeatedly wrote slogans calling for Hitler’s death 
on the walls of the busy public toilets at Mariannenplatz in Berlin. On 
28 October 1942 he was caught in the act by the book printer Max Reiche, 
who took him to the police. After registering the charge they sent Lehmann 
home. He was arrested by the Gestapo on 13 November. During interrogation 
Lehmann explained his actions by saying he was “angry about his financial 
situation.” After he had spent several months in custody in Plötzensee prison 
the People’s Court indicted him for high treason at the beginning of March 
1943.

Wilhelm Lehmann (1869­1943), 1942. Der 74-jährige Rentner versah 1942 
die stark frequentierten öffentlichen Toiletten am Berliner Mariannenplatz 
wiederholt mit Aufschriften, die den Tod Hitlers forderten. Am 28. Oktober 
1942 wurde er von dem Buchdrucker Max Reiche auf frischer Tat ertappt 
und zur Polizei gebracht. Diese nahm die Anzeige auf und schickte Lehmann 
nach Hause. Am 13. November wurde Lehmann von der Gestapo festge-
nommen. Im Verhör begründete er sein Tun mit „Verärgerung über seine 
wirtschaftliche Notlage“. Nach mehreren Monaten Haft im Strafgefängnis 
Plötzensee wurde er Anfang März 1943 wegen Hochverrats vor dem Volks-
gerichtshof angeklagt. 

Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs 
vom 8. März 1943. Der Erste Senat verurteilte 
Lehmann wegen Vorbereitung zum Hochverrat, 
Feindbegünstigung und der Aufforderung zur 
 Tötung Hitlers zum Tode, obwohl ein medizi-
nischer Sachverständiger ihn für vermindert 
zurechnungsfähig hielt. Wilhelm Lehmann  
wurde am 10. Mai 1943 hingerichtet.

Excerpt from the People’s Court judgement  
of 8 March 1943. The First Senate sentenced 
Lehmann to death for planning high treason, 
aiding the enemy, and urging that Hitler be 
killed, although a medical expert attested him 
diminished responsibility. Wilhelm Lehmann  
was executed on 10 May 1943.
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Bedürfnisanstalt am Mariannenplatz, Berlin,  
Mai 1941. Hier brachte Wilhelm Lehmann 1942 
seine Parolen an.

Public toilet at Mariannenplatz, Berlin, May 1941. 
Wilhelm Lehmann wrote slogans here in 1942.bpk
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 „Hitler, Du Massenmörder  

mußt ermordet werden,  

dann ist der Krieg zu Ende.“

Wilhelm Lehmann, 1942

“Hitler, you mass murderer, 

you must be murdered,  

and that would end the war.” 

Wilhelm Lehmann, 1942

  „Für sein persönliches Wohl setzte  

er rücksichtslos und frevelhaft die Person 

des Führers und das Schicksal des gesamten  

deutschen Volkes aufs Spiel. Er hat sich  

damit selbst aus der deutschen Volks- und 

Schicksalsgemeinschaft ausgeschlossen  

und damit sein Urteil gesprochen.  

Er ist todeswürdig.“

Auszug aus der Urteilsbegründung, 8. März 1943

“For the sake of his own well-being  

he ruthlessly and wantonly jeopardised  

the Führer personally and the fate of the 

entire German nation. By doing this he has 

expelled himself from the German national 

community and its common destiny and 

passed judgement on himself.  

He deserves to die.”  

Excerpt from the grounds for the judgement, 8 March 1943

Verfahrensbericht über den Fall Wilhelm  Lehmann, 
undatiert. Betont wird, dass das Urteil im Fall 
Lehmann vor Verhandlungsbeginn feststand 
und die Gauleitung Berlin den Oberreichsanwalt 
schon am 22. Januar 1943, drei Tage vor der An-
klageerhebung, von „dem Wunsche des Berliner 
Gauleiters Joseph Goebbels nach Hinrichtung des 
Beschuldigten“ informiert hatte. 

Procedural report on the case of Wilhelm  Lehmann, 
undated. The report emphasised that the judgement 
in Lehmann’s case was already decided before the 
trial began and that the Nazi Party regional leadership 
in Berlin had informed the Reich senior prosecutor on 
22 January 1943, three days before the arraignment, 
that the Berlin district party chief, Joseph Goebbels, 
“wished the accused man to be executed.” 
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karlroBert kreiten
Pianist
Pianist

Karlrobert Kreiten (1916–1943), around 1934. The pianist Karlrobert Kreiten 
was born in Bonn and held Dutch citizenship. He gave his first concert at 
the age of ten. After studying at the College of Music in Cologne from 1929 
to 1934 he moved to Vienna. From 1937 he attended master classes given 
by Professor Claudio Arrau in Berlin. In March 1943 a friend of his mother’s 
denounced  Kreiten, first to the Reich Chamber of Musicians and later to the 
Ministry of Propaganda for making critical comments about the Nazi regime. 
The  Propaganda Ministry reported this to the Gestapo. On 3 May 1943, just 
before a concert, Kreiten was arrested by the Gestapo in Heidelberg and 
brought to Berlin. He was detained for two months in the Gestapo’s “House 
Prison” in Prinz-Albrecht-Straße 8, and then transferred to Lehrter Straße 
prison. He was indicted before the People’s Court on 3 September 1943.

Karlrobert Kreiten (1916–1943), um 1934. Der in Bonn geborene Pianist 
besaß die niederländische Staatsangehörigkeit. Bereits mit zehn Jahren gab 
er sein erstes Konzert. Von 1929 bis 1934 studierte er an der Hochschule für 
Musik in Köln, dann wechselte er nach Wien. Seit 1937 war er Meisterschüler 
von Prof. Claudio Arrau in Berlin. Im März 1943 denunzierte eine Freundin 
seiner Mutter Kreiten wegen regimekritischer Äußerungen zunächst bei der 
Reichsmusikkammer, später beim Reichspropagandaministerium. Letzteres 
verständigte die Gestapo. Am 3. Mai 1943, vor Beginn eines Konzerts, wurde 
Kreiten in Heidelberg von der Gestapo verhaftet und nach Berlin gebracht. Zwei 
Monate saß er im „Hausgefängnis“ der Gestapo in der Prinz-Albrecht-Straße 8 
ein, dann wurde er ins Gefängnis Lehrter Straße überstellt. Am 3. September 
1943 wurde er vor dem Volksgerichtshof angeklagt.
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Ankündigung eines Klavier­Abends in der Aula der 
Neuen Universität in Heidelberg am 3. Mai 1943. 
Vor Beginn des ausverkauften Konzerts wurde 
 Kreiten von der Gestapo verhaftet. 

Announcement of a piano concert in the auditorium 
of the New University in Heidelberg on 3 May 1943. 
Kreiten was arrested by the Gestapo before the 
 beginning of the concert, which was sold out. 
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Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs, 
3. September 1943. Der Erste Senat verurteilte 
Kreiten wegen Wehrkraftzersetzung zum Tode. 
Senatspräsident Roland Freisler sah in Kreitens 
privaten Äußerungen gegenüber einer Bekannten  
einen „schmutzigen Angriff auf die Gläubigkeit 
einer deutschen Volksgenossin“. Karlrobert 
 Kreiten wurde am 7. September 1943 in Berlin-
Plötzensee hingerichtet.

Excerpt from the People’s Court judgement of 
3 September 1943. The First Senate sentenced 
Kreiten to death for undermining military morale.  
The Senate president, Roland Freisler, saw 
Kreiten’s private comments to a friend as “a filthy 
attack on the trustfulness of a German national 
comrade”. Karlrobert Kreiten was executed in 
Berlin-Plötzensee on 7 September 1943. BAr
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 „Der Krieg ist ja längst verloren.  

Hitler, Göring, Goebbels, Frick werden  

einen Kopf kürzer gemacht werden.“

Karlrobert Kreiten, März 1943

“The war was clearly lost a long time 

ago. Hitler, Göring, Goebbels, and Frick 

will end up shorter by a head.”  

Karlrobert Kreiten, March 1943

 „Ein solcher Mann hat  

sich für immer ehrlos gemacht.  

Er ist in unserem jetzigen Ringen – trotz 

aller beruflichen Leistungen als Künstler – 

eine Gefahr für unseren Sieg. Er muß zum 

Tode verurteilt werden. Denn unser Volk 

will stark und einig und ungestört unserem 

Siege entgegenmarschieren.“

Auszug aus der Urteilsbegründung, 3. September 1943

“A man like that has 

dishonoured himself for ever.

Despite all his professional artistic 

achievements, he is a threat to our victory 

in our present struggle. He must receive 

the death penalty. For our nation wants to 

be strong, united, and unimpeded in our 

onward march to victory.”  

Excerpt from the grounds for the judgement, 3 September 1943

3. sePteMBer 1943
todesstrafe
death PenaltY

Stadtarchiv und Stadthistorische Bibliothek Bonn

Karlrobert Kreiten während eines Konzerts  
in Köln, 1940. 

Karlrobert Kreiten during a concert in Cologne, 
1940. 

georg Miethe
Bankdirektor
Bank direCtor

Georg Miethe (1886–1943), April 1934. Georg Miethe began working at  
the Deutsche Bank in 1922. He was director of the bank’s branch in Sprottau 
from 1930 to 1935, and then became director of the Hindenburg branch 
in Upper Silesia. On 4 August 1943, Ursula Sonntag denounced her boss 
Miethe to the local Nazi Party leadership for criticising the government. She 
alleged he had repeated a joke and made rude comments about prominent 
Nazis. Georg Miethe was arrested six days later, taken to Berlin and indicted 
before the People’s Court in September 1943 for subverting the war effort.

Georg Miethe (1886–1943), April 1934. Der Bankangestellte war seit 1922 bei 
der Deutschen Bank tätig. Von 1930 bis 1935 leitete er die Bankfiliale Sprottau.  
Anschließend wurde er Direktor der Filiale Hindenburg (Oberschlesien). Am 
4. August 1943 denunzierte Ursula Sonntag ihren Chef wegen regimekritischer 
Äußerungen bei der örtlichen NSDAP-Kreisleitung. Er sollte einen Witz erzählt 
und führende Nationalsozialisten beleidigt haben. Sechs Tage später wurde 
Georg Miethe verhaftet, nach Berlin gebracht und im September 1943 wegen 
Wehrkraftzersetzung vor dem Volksgerichtshof angeklagt. 

Niederschrift der NSDAP­Kreisleitung in Hinden­
burg über die Anzeige von Ursula Sonntag,  
4. August 1943. Die Parteigenossin Sonntag  
beschuldigte Georg Miethe unter anderem,   
Goebbels als „Scheißkerl“ und Hitler als 
„Schwindler“ bezeichnet zu haben.

Report of the local Nazi Party leadership in Hinden­
burg on the charge brought by Ursula Sonntag, 
4 August 1943. The party comrade Sonntag 
accused Georg Miethe of offences like calling 
Goebbels a bastard and Hitler a trickster. 
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Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs gegen 
Georg Miethe, 14. September 1943. In öffentli-
cher Sitzung verurteilte der von Roland Freisler 
geführte Erste Senat Miethe wegen Wehrkraft-
zersetzung zum Tode und dauerndem Ehrverlust.

Excerpt from the People’s Court judgement 
against Georg Miethe, 14 September 1943.  
In a  public session, the First Senate, chaired by 
 Roland  Freisler, convicted Miethe of subverting 
the war effort and sentenced him to death and 
loss of civil rights in perpetuity. 
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Kostenaufstellung der Oberreichsanwaltschaft 
beim Volksgerichtshof in der Strafsache Georg 
Miethe, Oktober 1943. Die Gesamtkosten im 
Fall Miethe betrugen 782,92 Reichsmark. Die 
Voll streckung der Todesstrafe schlug mit 300 
Reichsmark zu Buche, die elftägige Haft mit 
16,50 Reichsmark. Die Angehörigen von Georg 
Miethe hatten für die entstandenen Kosten 
aufzukommen.

Statement of costs by the Reich chief prosecutor at 
the People’s Court in the criminal case concern ing 
Georg Miethe, October 1943. The costs in the 
Miethe case totalled 782.92 Reichsmarks. The 
execution of the death sentence cost 300 Reichs-
marks, Miethe’s eleven days in detention 16.50 
Reichsmarks. Georg Miethe’s relatives had to pay 
the costs incurred.
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Kurzmitteilung über die am 21. Sep­
tember 1943 erfolgte Hinrichtung 
des Direktors der Deutschen Bank in 
Hindenburg, Georg Miethe, Völkischer 
Beobachter, 29. Oktober 1943. 

News item about the execution  
of the  director of the Deutsche Bank  
in  Hindenburg, Georg Miethe, on  
21 September 1943, Völkischer  
Beobachter, 29 Oktober 1943.

14. sePteMBer 1943
todesstrafe
death PenaltY

Deutsche Bank AG, Historisches Institut, HADB, P2/M426

 „Lieber Thommy fliege weiter,  

wir sind alle Bergarbeiter.  

Fliege weiter nach Berlin, die  

haben alle ‚Ja‘ geschrien.“

Flüsterwitz, um 1943

“Tommy dear, just fly on past,

we’re all miners, so fly fast.

Fly on till you reach Berlin where 

all shouted Yes for Hitler to win.”  

Secret joke, around 1943

arzt / „euroPäisChe union“ 
doCtor /  MeMBer of “the euroPean union grouP”

Dr. Georg Groscurth (1904–1944), undated. After the Nazis came to  power 
in 1933 the doctor Georg Groscurth and his friend Robert Havemann 
 (1910–1982), lost their jobs at the Kaiser Wilhelm Institute for Physical 
Chemistry in Berlin on account of “communist sympathies”. The two men 
were already active in the anti-Nazi opposition in the 1930s. On 15 July 
1943 they founded the resistance group “Europäische Union” (European 
Union – EU) with Herbert Richter and Paul Rentsch. The EU had contact to 
other resistance groups and to foreign forced labourers. They helped victims 
of political and racialist persecution, forced labourers, and conscientious 
 objectors. In  September 1943 the Gestapo arrested Groscurth, Havemann 
and other EU members. From December 1937 the People’s Court sat in 
judgement on 40 members of the group in 13 different trials. Other group 
members were indicted before other courts.

Dr. Georg Groscurth (1904–1944), undatiert. Der Arzt verlor nach der 
Machtübernahme der Nationalsozialisten 1933, ebenso wie sein Freund 
Robert Havemann (1910–1982), wegen „kommunistischer Neigung“ seine 
Anstellung am Kaiser-Wilhelm-Institut für Physikalische Chemie in Berlin. 
Beide waren bereits seit den 1930er Jahren im Widerstand. Gemeinsam mit 
Herbert Richter und Paul Rentsch gründeten Havemann und Groscurth am 
15. Juli 1943 die Widerstandsgruppe „Europäische Union“ (EU). Die Grup-
pe unterhielt Kontakte zu anderen Widerstandsgruppen und ausländischen 
Zwangsarbeitern. Sie half politisch und rassisch Verfolgten, Zwangsarbeitern 
und Kriegsdienstverweigerern. Im September 1943 nahm die Gestapo  
Groscurth, Havemann und weitere Mitglieder der EU fest. Ab Dezember 
1937 urteilte der Volksgerichtshof in 13 Prozessen 40 Mitglieder der  
Gruppe ab. Weitere Mitglieder wurden vor anderen Gerichten angeklagt. 

Urteil des Volksgerichtshofs vom 16. Dezember 
1943. Der von Roland Freisler geführte Erste 
 Senat verurteilte Georg Groscurth, Robert Have-
mann sowie die Mitangeklagten Herbert Richter 
und Paul Rentsch zum Tode. Groscurth, Richter 
und Rentsch wurden am 8. Mai 1944 in Branden-
burg-Görden hingerichtet. Havemanns Hinrich-
tung wurde ausgesetzt, da seine Forschungen als 
„kriegswichtig“ eingestuft wurden.

Judgement of the People’s Court on 16 December  
1943. Under the president, Roland Freisler, the 
First Senate pronounced the death sentence on 
Georg Groscurth, Robert Havemann, and the 
 co-defendants Herbert Richter and Paul Rentsch. 
Groscurth, Richter and Rentsch were executed 
in Brandenburg-Görden prison on 8 May 1944. 
Havemann’s execution was suspended because his 
research was categorised as essential for the war 
effort.
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16. dezeMBer 1943
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Robert-Havemann-Gesellschaft

 „Wie schamlos die Gesinnung  

der Angeklagten ist, ergibt sich auch  

daraus, daß sie geradezu systematisch  

illegal lebende Juden unterstützten,  

ja sogar mästeten; aber nicht nur das, sie 

verschafften ihnen sogar falsche Ausweise, 

die sie vor der Polizei tarnen sollten, als  

wären sie nicht Juden, sondern Deutsche.“

Urteilsbegründung Volksgerichtshof, 16. Dezember 1943

“The defendants have shown their

shamelessness by practically running a

support system for Jews living illegally in 

hiding, and they actually fattened them up; 

but not only that – they even supplied 

them with fake identity cards which were  

supposed to trick the police into thinking 

they were not really Jews, but Germans. ”  

Extract from the grounds for the People’s Court judgement, 16 December 1943

eriCh ohser 
karikaturist
Cartoonist

freitod in haft
suiCide in CustodY

Erich Ohser (1903–1944), um 1935. Der Karikaturist und erklärte Gegner 
der Nationalsozialisten erhielt 1933 Berufsverbot. Unter dem Pseudonym 
e.o.plauen zeichnete er von 1934 bis 1937 für die Berliner Illustrirte die 
beliebten Bildergeschichten von Vater & Sohn. Ohser passte sich an und 
karikierte von 1940 bis 1944 für das NS-Blatt Das Reich die Kriegsgegner 
Deutschlands. Im Freundeskreis, zu dem auch der Redakteur Erich Knauf 
gehörte, verspottete er die NS-Führung aber weiterhin. Im März 1944  äußerten 
sich beide im Luftschutzkeller abschätzig über führende Nationalsozialisten 
wie Propagandaminister Joseph Goebbels. Ohser und Knauf wurden von ihren 
Nachbarn denunziert, am 28. März 1944 von der Gestapo verhaftet und in 
das „Hausgefängnis“ in der Prinz-Albrecht-Straße 8 gebracht. Propaganda-
minister Goebbels persönlich drängte auf ihre rasche Aburteilung. Am 6. April 
1944 sollten sie wegen Wehrkraftzersetzung und Feindbegünstigung vom 
Volksgerichtshof abgeurteilt werden. 

Erich Ohser (1903–1944), around 1935. The cartoonist Erich Ohser, a 
 declared opponent of the Nazis, was banned from practising his profession 
in 1933. From 1934 to 1937, under the pseudonym e.o.plauen he drew the 
popular cartoon series Vater & Sohn (Father & Son) in the Berliner Illustrirte 
magazine. Ohser fitted in with Nazi ideology and drew cartoons of Germany’s 
wartime enemies from 1940 to 1944 for the Nazi propaganda weekly Das 
Reich. But he continued joking about the Nazi leaders with his friends, 
 including the editor Erich Knauf. In an air raid shelter in March 1944 the 
two men made derogatory comments about leading Nazis, including the 
propaganda minister, Joseph Goebbels. After their neighbours denounced 
them they were arrested on 28 March 1944 and taken to the Gestapo’s 
“House Prison” in Prinz-Albrecht-Straße 8. Propaganda Minister Goebbels 
himself urged a quick trial. They were due to be sentenced by the People’s 
Court on 6 April 1944 for subverting the war effort and aiding the enemy.

„Der schlechte Hausaufsatz“, Berliner Illustrirte 
Zeitung, 13. Dezember 1934. Ohser durfte un-
politische Zeichnungen, wie diese erste Bilderge-
schichte von Vater & Sohn, nur unter dem Pseu-
donym e.o.plauen veröffentlichen, das aus den 
Anfangsbuchstaben seines Namens und seinem 
Heimatort bestand.

“The Bad Homework”, Berliner Illustrirte Zeitung, 
13 December 1934. Ohser was only allowed 
to publish apolitical drawings such as the first 
 cartoon story (above) from Vater & Sohn (Father 
& Son) under a pseudonym, e.o.plauen, which 
was made up from his initials and his hometown.
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Reichsstraßensammlung des Winterhilfswerks in 
Berlin mit den Vater & Sohn­Figuren, 1936. 
Die Vater & Sohn-Geschichten Ohsers waren so 
erfolgreich, dass das NS-Regime die Figuren für 
Propagandazwecke nutzte. 

Nationwide street collection for the Winter Relief  
Fund in Berlin with the Vater & Sohn figures, 
1936. The Nazi regime was quick to use the  
figures from Ohser’s successful Vater & Sohn  
stories for propaganda purposes.
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Erich Ohser mit seinem Sohn Christian, 1937.
Erich Ohser with his son Christian, 1937.

dpa

Karikatur Ohsers in der SPD­Zeitung Vorwärts, 
27. August 1932. Erich Ohser veröffentlichte 
hier von Ende 1929 bis Ende Februar 1933  
politische Karikaturen.

“I make myself feel lousy.” Cartoon by Ohser  
in the SPD newspaper Vorwärts (Forward),  
27 August 1932. Erich Ohser published political 
cartoons in this paper from the end of 1929 until 
the end of February 1933.

Vorw
ärts

 „Sie können stolz sein, der Mörder  

des Vaters von ‚Vater und Sohn‘ zu sein. 

[…] So wahr mir Gott helfe,  

dieser Unrat von Anklage  

ist erlogen und erstunken. 

Aber ich sehe und ich kenne die Methoden 

des deutschen Volksgerichtshofes  

und weiß, daß ich nicht entkomme.“

Erich Ohser, Abschiedsbrief, 5. April 1944

“You can be proud of being  

the murderer of the father  

of ‘Vater und Sohn’ … 

So help me God, this filthy  

indictment is a pack of lies.  

But I see and recognise the methods  

of the People’s Court and  

I know I will not escape.” 

Erich Ohser’s farewell letter, 5 April 1944

BArch (146-2003-0037)

Schreiben der Untersuchungshaftanstalt Berlin­
Moabit an den Volksgerichtshof zum Selbstmord 
Erich Ohsers, 6. April 1944. Ohser erhängte sich 
in der Nacht vor dem Prozess in seiner Zelle. Er 
hinterließ einen an den Volksgerichtshof gerichte-
ten Abschiedsbrief, in dem er seine Unschuld be-
teuerte. Erich Knauf wurde am 6. April 1944 vom 
Ersten Senat zum Tode verurteilt und am 2. Mai 
1944 im Zuchthaus Brandenburg hingerichtet.

Letter to the People’s Court from Berlin­Moabit de­
tention centre about Erich Ohser’s suicide, 6 April 
1944. Ohser hanged himself in his cell in the night 
before his trial. He left a farewell letter addressed 
to the People’s Court and proclaiming his inno-
cence. Erich Knauf was sentenced to death by the 
First Senate of the People’s Court on 6 April 1944 
and executed in Brandenburg Prison on 2 May 
1944.

Martin knoPf
tonteChniker
sound teChniCian

17. Juli 1944
todesstrafe
death PenaltY

Max Knopf (born 1901), after 1945. Max Knopf began working as a sound 
technician in Broadcasting House in Berlin in 1940. In June 1944 he saw 
the waiter from the Broadcasting House canteen Kurt Brüggen, and Otto 
Hemmerling, a staff member, organising the duplication of a satirical poem 
about Hitler. Knopf took some of the copies and distributed them to his 
 colleagues and in a pub nearby. Following a denunciation, Knopf was arrested 
with Brüggen and Hemmerling and six women who also worked in the canteen. 
They all appeared before the People’s Court on 17 July 1944 on charges of 
planning high treason.

Max Knopf (1901 geb.), nach 1945. Er arbeitete seit 1940 als Tontechniker 
im „Haus des Rundfunks“. Im Juni 1944 wurde er Zeuge, wie Kurt  Brüggen, 
Kellner in der hauseigenen Kantine, und der Angestellte Otto  Hemmerling 
ein Spottgedicht auf Hitler vervielfältigen ließen. Er nahm einen Teil der 
 Kopien an sich und verbreitete das Gedicht unter seinen Kollegen und in 
einer nahegelegenen Gaststätte. Nach einer Denunziation wurde Knopf 
 gemeinsam mit Brüggen, Hemmerling und sechs ebenfalls in der Kantine 
des Rundfunkhauses arbeitenden Frauen festgenommen. Sie alle mussten 
sich am 17. Juli 1944 wegen Vorbereitung zum Hochverrat vor dem Volks-
gerichtshof verantworten.

Broadcasting House 
in Masurenallee,  
Berlin, 1941.

Haus des Rundfunks, 
Masurenallee  
in Berlin, 1941. 
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 „Das Deutsche Gebet!

Komm Adolf und sei unser Gast 

und gibt uns die Hälfte von dem, 

was Du uns versprochen hast.

Nicht Stammgerichte und Hering,  

nein, was Goebbels isst und Göring.

Erst nahmst Du uns Schmalz und Butter,  

und dann auch noch den Zucker. 

Feste feiern und hohe Steuern,

das nanntest Du Deutschland erneuern. 

Volk ohne Butter, Vieh ohne Futter, 

Führer ohne Frau,

zehn Schlächter auf eine Sau,

das ist Deutschlands Wiederaufbau.

Komm, komm Hindenburg, alter Streiter,

und hilf dem kleinen Gefreiten weiter.

Der russisch regiert, Napoleon markiert,

den Bart englisch geschoren,

dazu noch in Österreich geboren,

und italienisch grüsst, 

der Frauen das Kinderkriegen versüsst, 

selber aber keine machen kann,

das ist sicher ein deutscher Mann!“

“The German Prayer!

Come, Adolf, and be our guest 

and give us half of

what you promised us. 

Not the usual dishes and herring,  

oh no, but what Goebbels eats, and Göring.

First you took our lard and butter,  

and then the sugar too. 

You ordered high taxes and celebrations 

and called it Germany’s restoration. 

A nation without butter, cattle without feed,

a Führer without a wife,

ten slaughterers for one sow

that’s Germany’s reconstruction now.

Come, come Hindenburg, you old veteran

and give the little corporal a helping hand,

he rules like a Russian, mimics Napoleon, 

has an English-style moustache,

and if that weren’t enough, he is Austrian-born,

he salutes like an Italian, 

and gives motherhood medals to women,

but can’t spawn any kids of his own

for sure, that is a German man!”  

Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs, 17. Juli 1944. Max Knopf, 
Kurt Brüggen und Otto Hemmerling wurden wegen Vervielfältigung und 
Verbreitung des Gedichts zum Tode verurteilt, weil „die Hauptverantwortung 
im öffentlichen politischen Leben der Mann zu tragen hat“. Drei der sechs 
angeklagten Frauen erhielten Zuchthausstrafen zwischen drei und sieben 
Jahren. Zwei Frauen wurden freigesprochen, eine zu einer zweijährigen 
Gefängnisstrafe verurteilt. Kurt Brüggen und Otto Hemmerling wurden am 
18. September 1944 im Zuchthaus Brandenburg-Görden hingerichtet. 
Knopfs Todesstrafe wurde im November 1944 in eine zwölfjährige Zucht-
hausstrafe umgewandelt. Er wurde am 27. April 1945 im Zuchthaus 
Brandenburg-Görden befreit und kehrte nach Berlin zurück. Sein weiteres 
Schicksal ist unbekannt.

Excerpt from the People’s Court judgement, 17 July 1944. Max Knopf, Kurt 
Brüggen and Otto Hemmerling were sentenced to death for duplicating and 
distributing the poem because, the Court stated, “men have to bear the main 
responsibility in public political life.” Three of the six female defendants 
received penitentiary sentences of between three and seven years, one received 
two years in prison and two were acquitted. Kurt Brüggen and Otto Hemmerling 
were executed in Brandenburg-Görden prison on 18 September 1944. Knopf’s 
death sentence was commuted to a twelve-year prison sentence in November 
1944. He was liberated in Brandenburg-Görden prison on 27 April 1945 and 
returned to Berlin. His subsequent fate is unknown. 
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Der Volksgerichtshof führte seit 1935 etwa ein Drittel 

aller Verhandlungen außerhalb von Berlin durch. Es 

war für die einzelnen Senate oftmals einfacher, selbst 

zu reisen, als die Angeklagten nach Berlin überstellen 

zu lassen. Dies betraf vor allem Gruppenverfahren, 

zumal die Berliner Haftanstalten chronisch überbelegt 

waren. Auch wäre die abschreckende und zugleich 

erzieherische Wirkung der Prozesse bei einer Ver -

handlung in Berlin nicht so groß gewesen wie bei einer 

Verhandlung am Ort des Geschehens. Ein weiterer 

Grund für die Reisetätigkeit des Gerichts war die 

ständige Ausweitung seiner territorialen Zuständigkeit. 

Seit dem „Anschluss“ im März 1938 gehörte Österreich 

zum Zuständigkeitsbereich des Volksgerichtshofs, im 

September 1938 kamen die Sudetendeutschen Gebiete 

hinzu, nach Kriegsbeginn die im Krieg von deutschen 

Truppen besetzten und in das Reich eingegliederten 

Gebiete.

Damit stieg die Zahl der ausländischen Angeklagten. 

Standen vor 1939 fast nur Deutsche vor dem Tribunal, 

so waren es seit Kriegsbeginn vor allem Ausländer, 

unter ihnen viele tschechische Staatsbürger. Sie 

wurden nur selten nach Berlin überstellt. Tschechen 

wurden vor allem in Dresden vor den Volks gerichtshof 

gestellt, Österreicher und Westeuropäer bevorzugt in 

Wien und München abgeurteilt. Nach Berlin wurden 

Menschen ausländischer Nationalität gebracht, wenn 

die Gestapo ein gezieltes Interesse an ihnen hatte, 

beispielsweise, wenn sie sich Erkenntnisse über weitere 

Beteiligte oder andere Widerstandsgruppen versprach. 

Auch Fälle, in denen die Beschuldigten ohne Wissen 

ihrer Familien „bei Nacht und Nebel“ verschleppt 

worden waren, wurden oft in Berlin verhandelt. 

From 1935 onwards, the People’s Court conducted 
one-third of all its trials outside Berlin. It was often 
easier for the individual senates to travel to a regional 
court than to have the defendants brought to Berlin. 
This applied largely to group trials, particularly 
because Berlin’s prisons were chronically overcrowded. 
Moreover, a hearing in Berlin would have been less 
effective as a deterrent and a disciplinary example 
than a court case in the place where the alleged 
crimes occurred. Another reason for the Court to 
travel was the constant expansion of its territorial 
jurisdiction. Austria came within the scope of the 
People’s Court after its annexation in March 1938. 
Sudetenland was added in September 1938, and 
the expansion continued after the war began with the 
 territories occupied by German troops and integrated 
into the German Reich. 

The number of non-German defendants rose 
accordingly. Whereas before 1939 the defendants 
appearing before the Court were almost only German 
nationals, from the beginning of the war they were 
mostly non-Germans, including many Czech citizens. 
They were rarely transferred to Berlin for trial. Czech 
defendants were mostly tried by the People’s Court 
in Dresden, while Vienna and Munich were the main 
trial venues for Austrians and West Europeans. 
Non-German nationals were brought to Berlin if 
the Gestapo was specifically interested in them, for 
example when they might provide information about 
other suspects or other resistance groups. Cases at 
the People’s Court in which the defendants were 
kidnapped in a covert operation without their family’s 
knowledge were often heard in Berlin.

trials outside 
Berlin

auswärtige  
Verhandlungen

walter haferkorn
Maurer / „arBeiterwehr“ Meissen 
Mason / MeMBer of Meissen workers’ defenCe league

26. Januar 1935
4 Jahre zuChthaus 
4 Years in a PenitentiarY

Walter Haferkorn (born 1899), undated. After returning from the First World 
War, Walter Haferkorn, a qualified mason, earned his living as a cement 
worker and later as a dairyman in Meißen. He was unemployed from 1930 
onwards. In 1925 he joined the Red Front Fighters’ league, the paramilitary 
guards of the Communist Party of Germany (KPD). After the organisation 
was banned he was actively involved in its successor, the Workers’ Defence 
League, in Meißen. He became the leader of the group of around 80 
members in February 1933. They obtained firearms and explosives and 
planned attacks on bridges, roads, and railways. Two months later, Haferkorn 
was arrested with two other group members and detained in Meißen court 
prison. At the end of January 1935 they were indicted before the People’s 
Court in Dresden together with members of the Red Defence League.

Walter Haferkorn (1899 geb.), undatiert. Der gelernte Maurer war nach seiner 
Rückkehr aus dem Ersten Weltkrieg als Zementarbeiter und später als Milch-
händler in Meißen tätig. Seit 1930 war er arbeitslos. Bereits 1925 trat er dem 
„Rotfrontkämpferbund“ bei, der paramilitärischen Schutztruppe der KPD. 
Als dieser verboten wurde, engagierte er sich in der im Raum  Meißen operie-
renden Nachfolgeorganisation „Arbeiterwehr“. Im Februar 1933 übernahm 
er die Führung der etwa 80 Mitglieder umfassenden Gruppe. Die Gruppe 
beschaffte Waffen und Sprengstoff, plante Anschläge auf Brücken, Straßen 
und Bahnlinien. Im April 1933 wurde Haferkorn mit weiteren Gruppenmit-
gliedern festgenommen und im Gerichtsgefängnis Meißen inhaftiert. Ende 
Januar 1935 wurden sie gemeinsam mit Angehörigen der „Roten Wehr“ in 
Dresden vor dem Volksgerichtshof angeklagt.

„Kommunistische Sprengstoffverbrecher auf der 
Anklagebank“, Bericht über das erste  auswärtige 
Verfahren des Volksgerichtshofs in Dresden, 
 Völkischer Beobachter, 15. Januar 1935. Die 
Reisetätigkeit des Gerichts wurde mit Sparsam-
keit begründet. Tatsächlich dienten auswärtige 
Gerichtsverhandlungen vor allem der Abschre-
ckung. Neben Alfred Haferkorn standen 22 
weitere Angehörige der „Arbeiterwehr“ in Meißen 
und der „Roten Wehr“ in Dresden vor Gericht. 

“Communists indicted for explosives crimes”. 
Report on the first external case heard by the 
People’s Court in Dresden, Völkischer Beobachter, 
15 January 1935. The Court officially explained  
its travels as cost-saving. In fact, the trials 
outside Berlin were deliberately intended as 
deterrents. Aside from Alfred Haferkorn, 22 other 
members of the Workers’ Defence League in 
Meißen and the Red Defence League in Dresden 
appeared before the People’s Court in Dresden.
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Auszug aus dem Urteil des Ersten Senats,  
26. Januar 1935. Alle Angeklagten wurden  wegen 
Betätigung für die KPD, Hochverrat, Sprengstoff-
diebstahl und verbotenem Schusswaffen besitz 
verurteilt. Unter Anrechnung der bisherigen 
 Untersuchungshaft verhängte das Gericht 18 
Zuchthaus- und fünf Gefängnisstrafen. Alfred 
 Haferkorn erhielt eine vierjährige Zuchthausstrafe.

Excerpt from the judgement of the First 
Senate, 26 January 1935. All the defendants 
were convicted of working for the KPD, and of 
high treason, theft of explosives and illegal 
possession of firearms. Taking into account 
the periods already spent in custody, the Court 
imposed 18 penitentiary sentences and five prison 
terms. Alfred Haferkorn was sentenced to four 
years in a penitentiary.

Sächs. HStA Dresden (11430 BT/RdB DD, VdN Nr. 2439)
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alois eliáš 
MinisterPräsident
Minister President 

2. oktoBer 1941
todesstrafe
death PenaltY

Alois Eliáš (1890–1942), around 1939. On 15 March 1939 the Germans 
annexed the remaining parts of the former state of Czecho-Slovakia and set up 
the Reich Protectorate of Bohemia and Moravia. On 27 April 1939 the general 
and politician Alois Eliáš became the minister president and interior minister 
of the protectorate. Eliáš maintained contact with the Czech resistance move-
ment, the Czech government in exile, and President Edvard Beneš in London. 
In September 1941 Hitler appointed the chief of the Reich Security Main 
Office, Reinhard Heydrich, as the deputy Reich protector of Bohemia and 
Moravia. On 27 September 1941, the day of his arrival in Prague, Heydrich 
ordered the arrest of Minister President Eliáš and the mayor of Prague,  Otakar 
Klapka, because of their contacts with the Czech resistance movement. At 
Heydrich’s request the two men were indicted before the People’s Court.

Alois Eliáš (1890–1942), um 1939. Der General und Politiker wurde am 
27. April 1939 Ministerpräsident und in Personalunion auch Innenminister 
des nach der Zerschlagung der „Resttschechei“ am 15. März 1939 von den 
Deutschen eingerichteten „Reichsprotektorates Böhmen und Mähren“. Eliáš 
unterhielt Kontakte zum tschechischen Widerstand, zur tschechoslowakischen 
Exilregierung und zu Präsident Edvard Beneš in London. Im September 
1941 ernannte Hitler den Chef des Reichssicherheitshauptamtes Reinhard 
Heydrich zum Stellvertretenden Reichsprotektor von Böhmen und Mähren. 
Am 27. September 1941, dem Tag seiner Ankunft in Prag, ließ Heydrich 
Ministerpräsident Eliáš und den Prager Oberbürgermeister Otakar Klapka 
wegen ihrer Kontakte zur tschechischen Widerstandsbewegung verhaften. 
Auf Wunsch Heydrichs wurden beide vor dem Volksgerichtshof angeklagt. 
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Die ehemalige Petschek­Bank, Sitz der Stapo­
leitstelle Prag, undatiert. In dem zum Gerichts-
saal umgebauten Schalterraum der Bank fand 
am 1. und 2. Oktober 1941 der Prozess gegen 
Alois Eliáš und Otakar Klapka statt. Der von Otto 
 Thierack geführte Erste Senat des Volksgerichts-
hofs verurteilte beide Männer zum Tode. Klapka 
wurde am 4. Oktober 1941 hingerichtet. Das 
Todesurteil gegen Eliáš wurde erst am 19. Juni 
1942 vollstreckt, im Zuge der Vergeltungsmaß-
nahmen für den an den Folgen eines Attentats am 
4. Juni 1942 verstorbenen Reinhard Heydrich.

The old Petschek Bank building, headquarters of 
the State Police Office in Prague, undated. The 
trial of Alois Eliáš and Otakar Klapka took place 
on 1 and 2 October 1941 in the cashiers’ hall 
of the old bank that had been rebuilt as a court-
room. The First Senate of the People’s Court, 
chaired by Otto Thierack, sentenced both men to 
death. Klapka was executed on 4 October 1941. 
The death sentence against Eliáš was carried out 
later, on 19 June 1942, as part of the reprisals 
for the death of Reinhard Heydrich, who died 
on 4 June 1942 after an assassination attempt 
against him.

ullstein bild (6901521587)
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Hans­Ulrich Geschke (1907–1945), SS­Unter­
sturmführer, 1935. The lawyer Hans-Ulrich 
Geschke was the chief of police in Prague 
at the end of 1939 and held the rank of SS- 
Obersturmbannführer (lieutenant colonel) at the 
end of 1940. At Heydrich’s wish he represented 
the prosecution in the trial of Alois Eliáš and 
Otakar Klapka. This bypassed the Reich senior 
prosecutor’s office at the People’s Court. They 
first heard of the planned proceedings from a 
press report. 

Hans­Ulrich Geschke (1907–1945), SS­Unter­
sturmführer, 1935. Der Jurist führte seit Ende 
1939 die Staatspolizeileitstelle Prag und beklei-
dete seit Ende 1940 den Rang des SS-Ober-
sturmbannführers. Er übernahm auf Wunsch 
Heydrichs die Anklagevertretung im Prozess 
gegen Alois Eliáš und Otakar Klapka. Damit war 
die Oberreichsanwaltschaft beim Volksgerichtshof 
aus geschaltet. Sie erfuhr durch Pressemeldungen 
von dem geplanten Verfahren.

  „Der ehemalige 

Ministerpräsident Elias, der  

ebenfalls zum Tode verurteilt wurde,  

soll im Augenblick seine Strafe  

noch nicht erleiden. Sie ward zwar  

nicht erlassen, aber ausgesetzt.  

Er ist in unseren Händen  

ein sehr starkes Druckmittel.  

Fügen die Tschechen sich jetzt,  

dann bleibt er am Leben,  

fügen sie sich nicht, dann 

wird er erschossen werden.“

Joseph Goebbels, 4. Oktober 1941

“Ex-Minister President Elias,  

who was also sentenced to death,

should not suffer his punishment 

for the moment. It will not be 

enacted yet, but suspended. 

He is a very powerful 

bargaining chip in our hands.  

If the Czechs obey now,  

he will stay alive,  

and if they do not obey,  

he will be shot dead.”  

Joseph Goebbels, 4 October 1941

Josef dezerta
holzarBeiter
woodworker 

Josef Dezerta (1921–1943), 1942. In March 1942 the woodworker Josef 
 Dezerta from Vysoká Liben̆ in Bohemia wanted to flee abroad with his 
colleague Václav Hanek to join the Czech Legion. On 10 March they met a 
couple, the Novotnýs, in a restaurant in Prague, and told them about their 
plan. Although the Novotnýs did not betray them, Dezerta and Hanek were 
arrested on the way to the border and brought to Nuremburg prison in April 
1942. In November 1942 Dezerta, Hanek, and the Novotnýs appeared 
before the People’s Court in Nuremberg.

Josef Dezerta (1921–1943), 1942. Der Holzarbeiter aus Vysoká Liben̆ 
 (Böhmen) wollte im März 1942 gemeinsam mit seinem Kollegen Václav 
Hanek ins Ausland fliehen, um der tschechischen Legion beizutreten. In Prag 
trafen sie am 10. März in einer Gaststätte das Ehepaar Novotný, dem sie von 
ihrem Vorhaben berichteten. Obwohl die Novotnýs die beiden Männer nicht 
verrieten, wurden diese auf dem Weg zur Grenze verhaftet und im April 1942 
ins Strafgefängnis Nürnberg überstellt. Im November 1942 mussten sie sich 
gemeinsam mit den ebenfalls verhafteten Novotnýs in Nürnberg vor dem 
Volksgerichtshof verantworten.

Auszug aus dem Urteil des in Nürnberg  tagenden 
Volksgerichtshofs, 3. November 1942. Josef 
Dezerta und Václav Hanek wurden wegen uner-
laubten Grenzübertritts und versuchten Beitritts 
in die Tschechische Legion zum Tode verurteilt 
und am 30. Juli 1943 in München-Stadelheim 
hingerichtet. Ladislav Novotný erhielt zwei Jahre 
Gefängnis. Er starb am 25. April 1943 im Zucht-
haus Hohenasperg an Tuberkulose. Seine Frau 
Zdeňka saß ihre einjährige Gefängnisstrafe im 
Frauenstrafgefängnis Leipzig-Kleinmeusdorf ab. 
Am 2. Mai 1943 wurde sie entlassen. Ihr weiteres 
Schicksal ist unbekannt.

Excerpt from the judgement of the People’s Court 
convened in Nuremburg, 3 November 1942. 
 Josef Dezerta and Václav Hanek were sentenced 
to death for crossing the border illegally and 
attempting to join the Czech Legion. The two men 
were executed on 30 July 1943 in Stadelheim 
Prison in Munich. Ladislav Novotný received a 
two-year prison sentence. He died of tuberculosis 
in Hohenasperg penitentiary on 25 April 1943. 
His wife Zdeňka served her one-year sentence in 
Leipzig-Kleinmeusdorf women’s prison. She was 
released on 2 May 1943. Her subsequent fate is 
unknown.
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3. noVeMBer 1942
todesstrafe
death PenaltY
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Josef Dezerta (oben) und Václav Hanek, 
erkennungsdienstliche Fotos, 1942.

Josef Dezerta (above) and Václav Hanek, 
police identification photos, 1942.

Ladislav und Zdeňka Novotný, Umrisszeichnung. 
Das Ehepaar wurde am 23. Mai 1942 festge-
nommen, weil es von dem Vorhaben der beiden 
Männer wusste, sie aber nicht angezeigt hatte. 
Die Novotnýs wurden im Mai 1942 ebenfalls ins 
Strafgefängnis Nürnberg überstellt und vor dem 
Volksgerichtshof angeklagt.

Ladislav and Zdeňka Novotný in silhouette. The 
couple was arrested on 23 May 1942 because 
they knew about the plans of Dezerta and Havel but 
did not report them to the police. The Novotnýs 
were also brought to Nuremberg prison in May 
1942 and indicted before the People’s Court.

de zwarte hand 
BelgisChe widerstandsgruPPe 
Belgian resistanCe grouP 

15. Januar 1943
todesstrafen
death Penalties

Emblem of De Zwarte Hand resistance group, undated. In the late summer 
of 1940 in occupied Belgium the sexton Marcel De Mol and five acquaint-
ances founded the resistance group De Zwarte Hand (The Black Hand). Their 
goal was to find Belgians who were collaborating with the German occupying 
forces and to bring them to account after the war. The group distributed leaf-
lets and newspapers calling on the populace to show resistance, and tried to 
set up radio contacts abroad. In the autumn of 1941 the Gestapo found a list 
hidden in a church with the names, addresses and photographs of all of the 
111 members of the group. On 27 October 1941 the Gestapo arrested over 
86 people and brought them to various Belgian prisons. They were known as 
“cloak and dagger” captives, a term used for civilians from the German-occu-
pied territories in Western Europe who actively resisted the German occupying 
forces and who were kidnapped without their family knowing about it, taken 
to Germany as prisoners and sentenced by the courts there. Those who were 
not executed disappeared without a trace in prison and concentration camps.

Emblem der Widerstandsgruppe „De Zwarte Hand“, undatiert. Im Spätsom-
mer 1940 gründete der Küster Marcel De Mol mit fünf Bekannten im be-
setzten Belgien die Widerstandgruppe „De Zwarte Hand“ (Die Schwarze 
Hand). Ihr Ziel war, mit den deutschen Besatzern kollaborierende Lands-
leute ausfindig zu machen, um diese nach dem Krieg zur Rechenschaft zu 
ziehen. Die Gruppe rief die Bevölkerung in Flugblättern und Zeitungen zum 
Widerstand auf und versuchte Funkverbindungen ins Ausland herzustellen. 
Im Herbst 1941 fand die Gestapo die in einer Kirche versteckte Liste mit 
Namen, Adressen und Fotos aller 111 Mitglieder. Am 27. Oktober 1941 
nahm sie mehr als 86 Personen fest und brachte sie in verschiedene belgi-
sche Haft anstalten. Als „Nacht und Nebel-Gefangene“ – eine Bezeichnung 
für Zivilisten aus den besetzten Westgebieten, die gegen die deutsche Besat-
zungsmacht agiert hatten – wurden sie, ohne die Angehörigen in Kenntnis zu 
setzen, nach Deutschland verschleppt und abgeurteilt. Wer nicht hingerich-
tet wurde, verschwand spurlos in Gefängnissen und Konzentrationslagern.

Die Führungsriege der Widerstandsgruppe  
„De Zwarte Hand“ (von links oben nach rechts 
unten): Marcel De Mol (1908–1943), Remy De 
Mol (1899–1943), Clement Dielis (1919–1943), 
Albert De Bondt (1922–1943), Louis Hofmans 
(1920–1943), Emiel De Cat (1895–1943),  
undatiert.

The leaders of the De Zwarte Hand resistance 
group (from top left to bottom right): Marcel De 
Mol (1908–1943), Remy De Mol (1899–1943), 
Clement Dielis (1919–1943), Albert De Bondt 
(1922–1943), Louis Hofmans (1920–1943), 
Emiel De Cat (1895–1943), undated.
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Auszug aus dem Urteil des in Wuppertal tagenden Volksgerichtshofs gegen 
25 führende Mitglieder der Zwarten Hand, 15. Januar 1943. Der Erste  Senat 
verurteilte 16 Angeklagte, unter ihnen auch Marcel De Mol, zum Tode. Neun 
Angeklagte erhielten Zuchthausstrafen zwischen vier und zwölf Jahren. Die 
zum Tode Verurteilten kamen ins Strafgefangenenlager VII nach Esterwe-
gen. Am 7. August 1943 wurde Marcel De Mol mit elf Kameraden in Lingen 
erschossen. Im Juni 1944 verurteilte ein Sondergericht 84 weitere Mitglie-
der der Zwarten Hand in der zum Gerichtssaal umfunktionierten Kapelle des 
Zuchthauses Groß-Strehlitz (Oberschlesien) zu Jugendgefängnis- und Zucht-
hausstrafen zwischen einem und 17 Jahren.

Excerpt from the judgement of the People’s Court, convened in Wuppertal, 
against 25 leading members of the Zwarte Hand group, 15 January 1943. 
The First Senate sentenced 16 defendants, including Marcel De Mol, to 
death. Nine defendants were sentenced to penitentiary terms ranging from 
four to twelve years. Those who received the death penalty were sent to 
 prison labour camp VII in Esterwegen. Marcel De Mol and eleven of his 
 comrades were executed by shooting in Lingen on 7 August 1943. In June 
1944 a special tribunal was held in a prison chapel converted into a court-
room at Groß-Strehlitz penitentiary in Upper Silesia. The court sentenced 
84 further members of the Zwarte Hand to juvenile prisons or penitentiaries 
for terms ranging from one year to 17 years.
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dezwartehand.be (Dirk Michiels – François De Pauw)

  

21. Juli 1943
todesstrafe
death PenaltY

Johanna Cupal (Czech name: Jana Cupalová), (1919–1943), February 1943. 
Jana Cupalová, a Czech citizen, graduated from housekeeping school and 
then helped in her mother’s restaurant in Lundenburg (Břeclav). In July 
1942, when Jana was 24 years old, an acquaintance told her that her brother 
Ludwig, who had joined the Czech opposition and had gone abroad, had been 
dropped into the Protectorate of Bohemia and Moravia as a parachute agent. 
He was supposed to carry out explosives attacks. Jana visited him regularly 
in his hideout until January 1943 to bring him food and tobacco. After 
being denounced, Jana, who was four months pregnant, was arrested by the 
Gestapo in Lundenburg on 1 February 1943 and transferred to Vienna shortly 
afterwards.

Johanna Cupal, tschechisch: Jana Cupalová, (1919–1943), Februar 1943. 
Die 24-jährige Tschechin half nach Abschluss der Haushaltsschule in der 
Gaststätte ihrer Mutter in Lundenburg (Břeclav). Im Juli 1942 erfuhr Jana 
von einer Bekannten, dass ihr Bruder Ludwig, der sich dem tschechischen 
Widerstand angeschlossen hatte und ins Ausland gegangen war, als Fallschirm-
agent im Protektorat abgesetzt worden war. Er sollte Sprengstoffanschläge 
durchführen. Sie besuchte ihn bis Januar 1943 regelmäßig in seinem Versteck, 
um ihn mit Lebensmitteln und Tabak zu versorgen. Nach einer Denunziation 
wurde Jana, die im vierten Monat schwanger war, am 1. Februar 1943 von der 
Gestapo in Lundenburg (Břeclav) festgenommen und wenig später nach Wien 
überstellt.

Schreiben der Untersuchungshaftanstalt Wien  
an den Oberstaatsanwalt beim Landgericht Wien, 
7. Oktober 1943. Am 17. September 1943 
brachte Jana ein Mädchen zur Welt. Eine Woche 
später wurde das Kind an ihre Schwester über-
geben. Zwei Wochen später, am 8. Oktober 1943 
wurden Michal und Jana Cupal von Scharfrichter 
Reichhart hingerichtet. Ihre Leichen wurden dem 
Anatomischen Institut der Universität Wien über-
gegeben.

Letter from Vienna police detention centre to 
the chief prosecutor at Vienna District Court, 
7  October 1943. Jana Cupalová gave birth to a 
baby girl on 17 September 1943. The baby was 
handed over to her sister a week later. Two weeks 
afterwards, on 8 October 1943, Michal and Jana 
Cupal were executed by the executioner  Johann 
Reichhart. Their corpses were given to the 
 Anatomical Institute of Vienna University. 

Auszug aus dem Urteil des in Wien tagenden 
Volksgerichtshofs, 21. Juli 1943. Der Fünfte 
Senat verurteilte die Geschwister Cupal wegen 
Feindbegünstigung zum Tode. Dass Jana Cupa-
lová hochschwanger war und ihren Bruder mehr-
fach gebeten hatte, von seinem Tun abzusehen, 
wertete das Gericht nicht als strafmildernd. Es 
vertrat vielmehr die Auffassung „dass jede Unter-
stützung eines feindlichen Fallschirmagenten mit 
der schwersten Strafe geahndet wird, die zur Ver-
fügung steht, selbst wenn es sich bei dem Fall-
schirmagenten um den Bruder oder sonst einen 
nahen Verwandten handelt“. 

Excerpt from the judgement of the People’s Court 
convened in Vienna on 21 July 1943. The Fifth 
Senate sentenced Johanna and Michal Cupal to 
death for aiding the enemy. The Court showed 
no leniency towards Jana Cupalová although she 
was heavily pregnant and had tried to dissuade 
her brother Ludwig from his resistance activi-
ties. Instead, it took the view that “any support 
for an enemy parachute agent will be prosecuted 
with the harshest penalty, even if the parachutist 
agent is a brother or another close relative”.
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haushaltshilfe
housekeePer

Johanna CuPal 
BArch (R3017/9207)

Michal Cupal (1908–1943), erkennungsdienst­
liches Foto, Februar 1943. Der gelernte Kellner 
und Vater von zwei Kindern unterstützte seinen 
Bruder Ludwig ebenfalls mit Lebensmitteln und 
Tabak. Wie seine Schwester Jana wurde auch er 
am 1. Februar 1943 festgenommen und nach 
Wien gebracht.

Michal Cupal (1908–1943), police identification 
photo, February 1943. Michal Cupal, a trained 
waiter and the father of two children, also helped 
his brother Ludwig with food and tobacco. Like 
his sister Jana, Michal was arrested on 1 February 
1943 and taken to Vienna. BAr
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Johanna Cupal, erkennungs dienstliches Foto, 
Februar 1943.

Johanna Cupal, police identification photo,  
February 1943. BAr
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Josef Matohlína 
Berufssoldat / „oBrana národa“
Professional soldier / “oBrana národa”

29. Juli 1943
todesstrafe
death PenaltY

Josef Matohlína (1897–1943), 1941. On 15–16 March 1939, after the 
Wehrmacht occupied the Republic of Czechoslovakia, the professional soldier 
Josef Matohlína joined the banned underground army Obrana Národa, the 
biggest resistance group in the Protectorate of Bohemia and Moravia. The 
group published a newspaper, prepared acts of sabotage, helped victims of 
persecution to flee Germany, monitored collaborators and maintained close 
contacts with the Czech government in exile in London. The Gestapo made 
several attempts to catch the group. In May 1941 Matohlína was arrested 
and detained in Königgrätz Prison. After a suicide attempt he was sent to a 
civilian hospital, but managed to escape from there. On 14 December he was 
re-arrested in Litomyšl. Matohlína was transferred to Dresden at the beginning 
of 1943 and indicted for treason before the People’s Court at the end of July.

Josef Matohlína (1897–1943), 1941. Der Berufssoldat schloss sich nach 
der Besetzung der Tschechoslowakischen Republik durch die Wehrmacht 
am 15./16. März 1939 der illegalen Untergrundarmee „Obrana Národa“ an. 
Die größte Widerstandsgruppe im Protektorat Böhmen und Mähren gab eine 
Zeitschrift heraus, bereitete Sabotageakte vor, half Verfolgten ins Ausland zu 
fliehen, überwachte Kollaborateure und unterhielt enge Kontakte zur tsche-
choslowakischen Exilregierung in London. Die Gestapo ging mehrfach gegen 
die Gruppe vor. Im Mai 1941 wurde auch Matohlína festgenommen und in 
der Strafanstalt Königgrätz inhaftiert. Nach einem Selbstmordversuch kam 
er in ein ziviles Krankenhaus. Dort gelang ihm die Flucht. Am 14. Dezember 
wurde Matohlína in Litomyšl erneut festgenommen, Anfang 1943 nach 
Dresden überstellt und Ende Juli wegen Landesverrats vor dem Volksge-
richtshof angeklagt. 

Josef Matohlína, police identification 
photo, 1941.

Josef Matholína, erkennungsdienstli­
ches Foto, 1941.

Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs, 
Dresden, 29. Juli 1943. Der Sechste Senat 
verurteilte Matohlína wegen seiner Betätigung 
für die „Obrana Národa“ zum Tode. Die Hinrich-
tung fand am 8. Oktober 1943 in Dresden statt. 
Insgesamt urteilte der Volksgerichtshof mehrere 
tausend Mitglieder der „Obrana Národa“ ab. 

Excerpt from the judgement of the People’s Court 
in Dresden, 29 July 1943. The Sixth Senate 
sentenced Matohlína to death for his involvement 
in Obrana Národa. The sentence was carried out 
at the execution site in Dresden on 8 October 
1943. In all, the People’s Court pronounced  
judgements on several thousand members of  
Obrana Národa. BAr
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  „Durch eine gegen den 

äußeren Bestand des Reiches 

gerichtete Verschwörung 

von der Art der ‚Obrana Naroda‘ 

wird die innere Front geschwächt 

und damit die Kriegsmacht 

des Reiches geschädigt.“

Auszug aus der Urteilsbegründung,  
29. Juli 1943

“A conspiracy like that 

of Obana Národa against the

Reich’s external territories

will weaken the internal front 

and damaging the military 

power of the Reich. ” 

Extract form the grounds for the People’s Court  
judgement of 29 July 1943

alois wunderl
konstrukteur / BetrieBsorganisation der kPÖ
design engineer / shoP-floor grouP of kPÖ

24. Mai 1944
freisPruCh
aCquittal

Alois Wunderl (born 1919), January 1943. From 1935 Alois Wunderl worked 
as a trainee and then as a design engineer at the Steyr Works, an armaments 
factory in Austria. In 1941 a shop-floor group of the banned Communist 
Party of Austria (KPÖ) was set up inside the company. Wunderl joined the 
group of around 35 people that collected money for the KPÖ and distributed 
leaflets and magazines to the workers. He was responsible for recruiting new 
members and collecting subscriptions. The Gestapo targeted the group in the 
autumn of 1942. By that time Wunderl was no longer employed at the Steyr 
Works. He had been drafted to the Wehrmacht in the summer of 1942. He 
was arrested in December 1942 and initially detained in the military prison 
in Linz. In 1943 he was transferred to Stadelheim prison in Munich, and in 
May 1944 he and nine other former work colleagues were indicted before the 
People’s Court for planning high treason.

Alois Wunderl (1919 geb.), Januar 1943. Er war seit 1935 zunächst als 
Lehrling, später als Konstrukteur bei den Steyr-Werken (Österreich) tätig. 
In dem Rüstungskonzern entstand 1941 eine Betriebsorganisation der ver-
botenen Kommunistischen Partei Österreichs (KPÖ). Wunderl schloss sich 
der etwa 35 Personen umfassenden Gruppe an, die Spenden für die KPÖ 
sammelte und Flugblätter und Zeitschriften unter den Arbeitern verteilte. 
Seine Aufgabe bestand in der Anwerbung neuer Mitglieder und dem Kassie-
ren der Mitgliedsbeiträge. Im Herbst 1942 hob die Gestapo die Gruppe aus. 
Zu diesem Zeitpunkt war Wunderl bereits nicht mehr bei den Steyr-Werken 
beschäftigt. Er war im Sommer 1942 zur Wehrmacht eingezogen worden. Im 
Dezember wurde er verhaftet und zunächst im Wehrmachtsgefängnis Linz 
inhaftiert. 1943 wurde er nach München-Stadelheim überstellt und im Mai 
1944 mit neun ehemaligen Arbeitskollegen wegen Vorbereitung zum Hoch-
verrat vor dem Volksgerichtshof angeklagt.

Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs 
gegen zehn Angehörige der illegalen kommunis­
tischen Betriebsorganisation der Steyr­Werke, 
24. Mai 1944. Der in München tagende Fünfte 
Senat verhängte sechs Todesurteile und eine 
fünfjährige Zuchthausstrafe. Drei Angeklagte, 
darunter auch Alois Wunderl, wurden aus Mangel 
an Beweisen freigesprochen. Wunderls weiteres 
Schicksal ist unbekannt. 

Excerpt from the People’s Court judgement 
against ten members of the illegal communist  
shop­floor organisation in the Steyr Works, 
24 May 1944. The Fifth Senate of the People’s 
Court convened in Munich and imposed six death 
sentences and one five-year penitentiary term. 
Three defendants, including Alois Wunderl, were 
acquitted due to lack of evidence. Wunderl’s 
 subsequent fate is unknown. 
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Alois Wunderl, police identification photo,  
January 1943.

Alois Wunderl, erkennungsdienst liches Foto,  
Januar 1943.

Die Steyr­Werke, Postkarte, Steyr, um 1930.

Postcard of the Steyr Works in Steyr, around 1930.
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Dr. Margarete Blank (1901–1945), undated. The doctor Margarete Blank 
was born in Kiev and practised medicine in Panitzsch, near Leipzig, from 
1929. After the Nazis came to power she temporarily lost her medical license 
because she was considered to be of “non-Aryan descent”. In 1938 she was 
denounced to the authorities as politically unreliable but was able to refute 
all the accusations, and continued working as a doctor. In January 1944 
she made pro-Soviet comments during a home visit to Erika Benne, the wife 
of a Wehrmacht soldier. Shortly afterwards Mrs. Benne and the head of the 
Nazi women’s organisation, Frieda Schnabel, denounced Dr. Blank to the 
local authorities. Margarete Blank was arrested by the Gestapo on 14 July 
1944. She was detained in Leipzig remand prison before being transferred to 
Dresden. On 15 December 1944 she appeared before the People’s Court on 
charges of undermining morale in wartime.

Dr. Margarete Blank (1901–1945), undatiert. Die in Kiew geborene Ärztin 
praktizierte seit 1929 in Panitzsch bei Leipzig. Nach der Machtübernahme 
der Nationalsozialisten verlor sie wegen ihrer „nichtarischen Abstammung“ 
vorübergehend ihre Zulassung. 1938 wurde sie bei den Behörden als politisch 
unzuverlässig denunziert, konnte allerdings alle Vorwürfe entkräften und 
durfte weiter praktizieren. Im Januar 1944 äußerte sie sich während eines 
Hausbesuchs bei Erika Benne, der Frau eines Wehrmachtssoldaten, pro- 
sowjetisch. Wenig später wurde sie deshalb von Frau Benne und von der 
Leiterin der NS-Frauenschaft Frieda Schnabel bei den örtlichen Behörden 
denunziert. Am 14. Juli 1944 nahm die Gestapo Margarete Blank fest. Sie 
wurde zunächst in der Untersuchungshaftanstalt Leipzig inhaftiert und dann 
nach Dresden überstellt. Wegen Zersetzung der Kriegsmoral musste sie sich 
am 15. Dezember 1944 vor dem Volksgerichtshof verantworten.

Margarete Blank 
ärztin 
doCtor 

Margarete Blank, um 1930.

Margarete Blank, around 1930.
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Auszug aus der Meldung des Oberstaatsanwalts in 
Dresden über die Vollstreckung des Todesurteils 
an Margarete Blank, 9. Februar 1945. Sie war am 
8. Februar um 18.02 Uhr im Richthof des Land-
gerichts am Münchner Platz hingerichtet worden. 
Nach Gründung der DDR wurde Margarete Blank 
mit der Widerstandsgruppe um Georg Schumann 
in Verbindung gebracht und als Ikone „des anti-
faschistischen Widerstands“ gefeiert. 

Excerpt from the report of Dresden’s chief prose­
cutor on the execution of the death sentence 
on Margarete Blank, 9 February 1945. The 
report states that Margarete Blank was executed 
the previous day at 18.02 p.m. in the yard of 
the district court at Münchner Platz. After the 
founding of the German Democratic Republic 
(GDR)  Margarete Blank was associated with the 
resistance group around Georg Schumann and 
was revered as an icon of anti-fascist resistance.
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15. dezeMBer 1944
todesstrafe
death PenaltY

  „Eines ist mir bekannt,  

daß sie den Deutschen  

Gruß ‚Heil Hitler‘ nicht  

anwendet und auch nicht  

Parteiveranstaltungen  

des Ortes besucht.“ 

Bürgermeister von Panitzsch,  
4. Februar 1938

“One thing I know is  

that she did not use the 

German greeting, 

the ‘Heil Hitler’ salute,  

and did not attend local  

Nazi Party events.”  

The mayor of Panitzsch,  
4 February 1938

  „Sie hat unter Missbrauch  

ihrer Berufstätigkeit öffentlich versucht, 

den Willen des deutschen Volkes zur  

wehrhaften Selbstbehauptung zu zersetzen.“

Staatsanwalt Heinrich von Zeschau,  
Anklage, 26. August 1944

“She misused her professional  

status by publicly trying to undermine 

the will of the German people to 

defend and assert themselves.” 

Indictment by public prosecutor Heinrich  
von Zeschau, 26 August 1944

Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs, 
15. Dezember 1944. Der im Landgerichtsgebäu-
de Münchner Platz in Dresden tagende Sechste 
Senat verurteilte Margarete Blank wegen zerset-
zender Äußerungen „vor einer deutschen Frau, 
deren Mann im Felde steht“, zum Tode. 

Excerpt from the People’s Court judgement of 
15 December 1944. The Sixth Senate, convened 
in the district court building at Münchner Platz 
in Dresden, sentenced Margarete Blank to death 
for making remarks that undermined morale “in 
the presence of a German woman whose husband 
is fighting on the battlefield”. 
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Criminal proseCution  
during the allied 
oCCupation of germany

strafverfolgung in der 
Besatzungszeit

Bis in die letzten Kriegstage fällte der Volksgerichts-
hof Todesurteile, das letzte am 26. April 1945. Im 
Oktober 1945 erklärte der Alliierte Kontrollrat den 
Volksgerichtshof offiziell für aufgelöst. Aktive Juristen 
wurden aus dem Staatsdienst entlassen. 

Zur Aburteilung von NS-Verbrechern setzten die Alli-
ierten 1945 den Internationalen Militärgerichtshof 
ein. Er konstituierte sich am 18. Oktober im Kammer-
gericht Berlin-Schöneberg, genau in dem Saal, in dem 
der Volksgerichtshof seine Unrechtsurteile gegen die 
Angehörigen des 20. Juli 1944 gefällt hatte. Unter 
den 24 Hauptkriegsverbrechern, gegen die das Gericht 
vom 20. November 1945 bis 1. Oktober 1946 in 
Nürnberg verhandelte, befand sich kein Angehöriger 
des Volksgerichtshofs. 

Im „Nürnberger Juristenprozess“, dem dritten der 
zwölf Nürnberger Nachfolgeprozesse, mussten sich 
1947 fünf ehemalige Angehörige des Volksgerichts hofs 
vor einem amerikanischen Militärgericht verantworten. 
Nur zwei wurden verurteilt, gelangten aufgrund einer 
Amnestie jedoch bereits in den 1950er Jahren wieder 
auf freien Fuß.

Dagegen wurden in den alliierten Besatzungszonen 
sowie später in beiden deutschen Staaten mehr als 
2.500 Personen, die während der NS-Zeit durch 
Denunziation zum Tod von Mitbürgern beigetragen 
hatten, zu teils langen Haftstrafen verurteilt.

The People’s Court continued to impose death 
sentences up until the end of the war. The last 
death penalty was pronounced on 26 April 1945. In 
October 1945 the Allied Control Council officially 
dissolved the People’s Court. Active jurists were 
dismissed from state service.

In 1945 the Allies set up the International Military 
Tribunal to bring Nazi criminals to judgement. It 
was constituted on 18 October 1945 in the Berlin 
Superior Court of Justice in Schöneberg, in exactly 
the same courtroom in which the People’s Court had 
passed its unlawful sentences against the members of 
the plot to kill Hitler on 20 July 1944. Nonetheless, 
not a single member of the People’s Court was among 
the 24 major war criminals who were tried by the 
court in Nuremberg from 20 November 1945 to 
1 October 1946. 

In 1947, five former members of the People’s Court 
appeared before an American military court in the 
Nuremberg Judges’ Trial, the third of the twelve 
successor trials held in Nuremberg. Only two of the 
defendants were sentenced, but they were granted 
early release from prison in the 1950s because of an 
amnesty. 

By contrast, in the Allied occupied zones, and later 
in the two divided states, West and East Germany, 
over 2,500 people who had contributed to the death 
of their fellow citizens by denunciation during the 
Nazi period were sentenced to imprisonment, in some 
cases for long terms.
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Das ehemalige Kammergericht in Berlin-Schöne berg, 
1943–1945 Wirkungsstätte des Volksgerichts hofs, 
1948. Hier befand sich seit August 1945 der Sitz 
des Alliierten Kontrollrats, der Vier-Mächte-Verwal- 
tung für das besetzte Deutschland. Der Alliierte 
 Kontrollrat tagte in demselben Saal, in dem der 
Volksgerichtshof 1944 die Widerstandskämpfer  
des 20. Juli 1944 abgeurteilt hatte.

The former Berlin Superior Court of Justice in 
Schöne berg where the People’s Court worked from 
1943–1945. Photograph from 1948. From August 
1945 this building was the headquarters of the  
Allied Control Council, the four-power administration 
for occupied Germany. The Allied Control Council 
convened in the same courtroom where the People’s 
Court had passed judgement on the resistance 
members who were involved in the plot to kill Hitler 
on 20 July 1944.

Pressebericht über die Eröffnung des Internationalen 
Militärgerichtshofs im Plenarsaal des ehemaligen 
Kammergerichts Berlin-Schöneberg, Berliner  
Zeitung, 19. Oktober 1945. Das alliierte Militärtribu-
nal, das NS-Verbrechen aburteilen sollte, vertagte  
sich nach der Vereidigung der Richter und der 
Übergabe der Anklage. Als Verhandlungsort für den 
 eigentlichen Prozess gegen 24 Hauptkriegsverbrecher 
war Nürnberg gewählt worden. Der Prozess begann 
am 20. November 1945 und endete am 1. Oktober  
1946 mit zwölf Todesurteilen, sieben zum Teil 
 lebenslangen Haftstrafen und drei Freisprüchen. 

Newspaper report on the opening of the International 
Military Tribunal in the assembly hall of the old  
Berlin Superior Court of Justice in Schöneberg.  
Berliner Zeitung, 19 October 1945. The Allied  
military tribunal which was established to judge 
Nazi crimes adjourned after the judges were sworn 
in and the indictment was submitted. This was 
because Nuremberg had been chosen as the place 
where the trial against 24 major war criminals would 
actually be held. The trial began on 20 November 
1945 and ended on 1 October 1946 with twelve 
death sentences, seven prison terms – some of 
them life sentences – and three acquittals. Berl
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Die Anklagebank während der Eröffnung des Nürn-
berger Juristenprozesses, Nürnberg, 17. Februar 
1947. Erste Reihe, von links: Josef Altstötter, 
Wilhelm von Ammon, Paul Barnickel, Hermann 
Cuhorst, Karl Engert, Günther Joel, Herbert Klemm, 
Ernst Lautz. Zweite Reihe, von links: Wolfgang 
Mettgenberg, Günther Nebelung, Rudolf Oeschey, 
Hans Petersen, Oswald Rothaug, Curt Rothenberger 
und Franz Schlegelberger. Unter den 16 Angeklagten 
befanden sich fünf Angehörige des Volksgerichts-
hofs. Der Prozess endete am 14. Dezember 1947 
mit vier lebenslangen Zucht hausstrafen, sechs 
 Freiheitsstrafen zwischen fünf und zehn Jahren  
und vier Freisprüchen.

The dock during the opening of the Nuremberg 
Judges Trial, Nuremberg, 17 February 1947. 
Front row, from left: Josef Altstötter, Wilhelm von 
Ammon, Paul Barnickel, Hermann Cuhorst, Karl 
Engert, Günther Joel, Herbert Klemm, Ernst Lautz. 
Second row, from left: Wolfgang Mettgenberg, 
Günther Nebelung, Rudolf Oeschey, Hans Petersen, 
Oswald Rothaug, Curt Rothen berger and Franz 
Schlegelberger. The 16 defendants included five 
members of the People’s Court. The trial ended 
on 14 December 1947 with four life sentences to 
be served in a penitentiary, six prison sentences 
ranging between five and ten years, and four 
acquittals.
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Jakob Schmid (1886–1964) vor der Spruchkam-
mer München, 15. Juni 1946. Der Hausmeister der 
Münchner Universität hatte 1943 die  Geschwister 
Scholl bei der Verteilung von Flugblättern im Licht-
hof der Universität München beobachtet und 
 gestellt. Hierfür erhielt er eine Belohnung von 3.000 
Reichsmark und wurde befördert. Am 15. Juni 1946 
verurteilte die Zehnte Münchner Spruchkammer 
Schmid wegen Denunziation der Geschwister Scholl 
zu fünf Jahren Arbeitslager unter  vorübergehender 
Aberkennung seiner Pensionsansprüche. Nach der 
Haftentlassung 1951 wurde ihm seine Pension 
 wieder ausbezahlt.

Jakob Schmid (1886–1964) before the denazifica-
tion tribunal in Munich, 15 June 1946. In 1943 
the janitor of Munich University denounced Hans 
and Sophie Scholl for distributing leaflets in the 
patio of Munich University. He received a reward 
of 3,000 Reichsmarks, and was promoted. On 
15 June 1946 the Tenth Munich Denazification 
 Tribunal  sentenced Schmidt to five years in a labour 
camp with temporary loss of his pension rights for 
denouncing the Scholls. His pension payments were 
resumed after his release from custody in 1951.
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„Sühne für Margarete Blank“, Leipziger Zeitung, 
25. August 1946. Bericht über den Schwurgerichts-
prozess in Leipzig gegen die ehemalige Leiterin 
der NS-Frauenschaft in Panitzsch Frieda Schnabel 
und die Nationalsozialistin Erika Benne. Die beiden 
Frauen hatten 1944 die Ärztin Margarete Blank 
wegen „zersetzender Äußerungen“ denunziert. Frau 
Blank war daraufhin vom Volksgerichtshof zum Tode 
verurteilt worden. Wegen Beihilfe zu einem Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit verurteilte das 
Schwurgericht Leipzig Frieda Schnabel zu zwölf 
Jahren Zuchthaus. Erika Benne erhielt eine zehn-
jährige Zuchthausstrafe, die 1951 zur Bewährung 
ausgesetzt wurde. 

“Atonement for Margarete Blank”, Leipziger 
Zeitung, 25 August 1946. Report about the jury 
trial in Leipzig against the former chief of the Nazi 
women’s organisation in Panitzsch, Frieda Schnabel 
and Erika Benne, a Nazi supporter. In 1944 the 
two women had denounced the doctor Margarete 
Blank for “making remarks that undermined mili-
tary morale”. Margarete Blank was consequently 
condemned to death by the People’s Court. The 
Appeal Court in Leipzig sentenced Frieda Schnabel 
to twelve years in a penitentiary for aiding a crime 
against humanity. Erika Benne received a ten-year 
penitentiary sentence but it was commuted to a 
suspended sentence in 1951. 
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 „Sie war ein kleiner, subalterner Geist  

ohne Charakter und Gewissen, eine  

Heil-Hitler-Furie und Sammelbüchsen-Megäre.“

Leipziger Zeitung über Frieda Schnabel, 20. August 1946 

“She was a subordinate little spirit without a 

character or conscience, a ‘Heil Hitler’ shrew 

and a spiteful woman with a collecting tin.” 

Description of Frieda Schnabel in the Leipziger Zeitung, 20 August 1946 

Günther Nebelung (1896–1970), Angeklagter im 
Nürnberger Juristenprozess, 14. Januar 1947. Den 
ehemaligen Präsidenten des Oberlandesgerichts 
Braunschweig und Vorsitzenden des Vierten Senats 
des Volksgerichtshofs sprach das Gericht im Dezem-
ber 1947 aus Mangel an Beweisen frei. Nebelung 
war von 1952 bis 1964 als Rechtsanwalt tätig. Er 
starb 1970 in Seesen. 

Günther Nebelung (1896–1970), defendant in the 
Nuremberg Judges Trial, 14 January 1947. The for-
mer president of Braunschweig Higher District Court 
and chairman of the Fourth Senate of the People’s 
Court was acquitted by the court in December 1947 
due to lack of evidence. Nebelung practised as a 
lawyer from 1952 to 1964. He died in Seesen in 
1970.

Oswald Rothaug (1897–1967) während der 
 Urteilsverkündung im Nürnberger Juristenprozess, 
4. Dezember 1947. Rothaug, der von Mai 1943 bis 
1945 als Reichsanwalt am Volksgerichtshof tätig 
war, wurde wegen Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit zu lebenslanger Haft verurteilt. Das Urteil 
wurde später auf 20 Jahre herabgesetzt. Bereits im 
Dezember 1956 wurde Rothaug vorzeitig entlassen. 
Er starb 1967 in Köln.

Oswald Rothaug (1897–1967) during the pronounce-
ment of the judgement in the Nuremberg Judges 
Trial, 4 December 1947. Rothaug worked at the 
People’s Court as a Reich prosecutor from May 
1943 to 1945. He was sentenced to life imprison-
ment for crimes against humanity. The sentence 
was subsequently commuted to 20 years. Rothaug 
was granted early release in December 1956. He 
died in Cologne in 1967.
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Ernst Lautz (1887–1977), bei der Urteilsverkündung, 
4. Dezember 1947. Der ehemalige Oberreichsan-
walt beim Volksgerichtshof wurde im Nürnberger 
Juristen prozess zu zehn Jahren Zuchthaus verurteilt, 
jedoch bereits im Januar 1951 vorzeitig aus der Haft 
entlassen. Er ließ sich in Lübeck nieder und bezog 
die Pension eines Generalstaatsanwalts. Nachdem 
die Stuttgarter Nachrichten dies im Dezember 1956 
öffentlich machten, folgten jahrelange juristische 
Streitigkeiten um die Höhe seiner Pensionsbezüge, 
die mit der Zahlung einer „Gnadenpension“ von  
600 DM endeten.

Ernst Lautz (1887–1977) during the pronounce-
ment of the judgement, 4 December 1947. The 
former Reich chief prosecutor at the People’s Court 
was sentenced to ten years in a penitentiary in 
the Nuremberg Judges Trial, but was granted early 
release from prison in January 1951. He settled in 
Lübeck and drew the pension of an attorney general. 
In December 1956 this was revealed by a news-
paper, the Stuttgarter Nachrichten, causing years of 
judicial dispute about his pension payments. The 
matter was settled with the discretionary payment of 
a monthly pension of 600 Deutschmarks.
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 „Der Dolch des Mörders  

war unter der Robe des Juristen 

verborgen.“

Telford Taylor, Chefankläger im Nürnberger  
Juristenprozess, 4. Dezember 1947

“The dagger of the assassin  

was concealed beneath the robe  

of the jurist.”  

Telford Taylor, chief prosecutor in the Nuremberg  
Judges Trial, 4 December 1947

Paul Barnickel (1885–1966), Angeklagter im 
Nürnberger Juristenprozess, 14. Januar 1947. Der 
Oberstaatsanwalt am Landgericht München war 
von Ende 1938 bis Ende 1944 Reichsanwalt am 
Volksgerichtshof. Er wurde 1947 in Nürnberg wegen 
rassischer Verfolgung und Tötung polnischer Staats-
angehöriger angeklagt, am 14. Dezember 1947 
jedoch aus  Mangel an Beweisen freigesprochen. 
Barnickel war bis zu  seinem Tod 1966 in München 
als Rechts anwalt tätig. 

Paul Barnickel (1885–1966), defendant in the 
 Nuremberg Judges Trial, 14 January 1947. The 
chief public prosecutor at Munich District Court 
was a Reich prosecutor at the People’s Court from 
the end of 1938 to the end of 1944. In 1947 he 
was indicted in Nuremberg for racialist persecution 
and the killing of Polish citizens. He was acquitted 
nonetheless on 14 December 1947 due to lack of 
evidence. Barnickel worked as a lawyer in Munich 
until his death in 1966.
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Hans Petersen (1885–1963), Angeklagter im Nürn-
berger Juristenprozess, 14. Januar 1947. Petersen 
war von Juni 1940 bis 1945 als Laienrichter am 
Volksgerichtshof tätig und gehörte seit Mai 1942 dem 
Besonderen Senat an. Er wurde am 14. Dezember 
1947 aus Mangel an Beweisen frei gesprochen und 
starb 1963 in Darmstadt.

Hans Petersen (1885–1963), defendant in the  
Nuremberg Judges Trial, 14 January 1947. Petersen 
worked at the People’s Court as an lay judge from 
June 1940 to 1945 and was a member of the 
Special Senate from May 1942 onwards. He was 
acquitted due to lack of evidence on 14 December 
1947, and died in Darmstadt in 1963.
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Criminal proseCution 
in the two states 
of divided germany

strafverfolgung in 
Beiden deutsChen staaten

Die DDR verurteilte im Zuge der „Waldheim-Prozesse“ 
1950 vier ehemalige Staatsanwälte des Volksgerichts-
hofs zum Tode. In diesen Verfahren wurden allerdings 
Prinzipien eines rechtsstaatlichen Strafprozesses  
missachtet. Dreißig Jahre später verhängte das Stadt-
gericht Ostberlin gegen den ehemaligen Ermittlungs-
richter am Volksgerichtshof Erich Geißler eine 
15-jährige Haftstrafe.

In der Bundesrepublik war einer Vielzahl  ehemaliger 
NS-Juristen die Rückkehr in den Staatsdienst 
gelungen. Erst nachdem die DDR ab 1957 in einer 
Propagandakampagne einige Namen publik gemacht 
hatte, begann die strafrechtliche Verfolgung. Ermitt-
lungen der Staatsanwaltschaft am Landgericht Berlin 
gegen ehemalige Angehörige des Volksgerichtshofs 
führten 1967 zur Anklage von Hans-Joachim Rehse. 
Rehse wurde zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt. 
Dieses Urteil hob der Bundesgerichtshof als rechtlich 
fehlerhaft auf. In einer erneuten Verhandlung sprach 
das Landgericht Berlin Rehse frei. Die Staatsanwalt-
schaft legte gegen diesen Freispruch Revision ein. Zu 
einer erneuten Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
kam es nicht mehr, weil Rehse verstarb. 

1979 klagte die Staatsanwaltschaft Berlin den ehe -
maligen Richter am Volksgerichtshof Paul Reimers 
wegen Mordes in 62 Fällen an. Reimers beging vor der 
Eröffnung des Verfahrens Selbstmord. Daher ist bis 
heute kein am Volksgerichtshof tätiger Richter oder 
Staatsanwalt von einem bundes- oder gesamtdeut-
schen Gericht rechtskräftig verurteilt worden. 1985 
erklärte der Deutsche Bundestag den Volksgerichtshof 
zum nationalsozialistischen „Terrorinstrument“. Nach 
der Wieder vereinigung verabschiedete das Parlament 
am 25. August 1998 ein Gesetz, das alle Entschei-
dungen des Volksgerichtshofs aufhob.

In 1950, in a series of cases known as the Waldheim 
trials, the German Democratic Republic (GDR) 
pronounced death sentences on four former prosecutors 
from the People’s Court. However, the trials were not 
conducted according to constitutional legal principles. 
Thirty years later East Berlin City Court imposed a 
15-year prison sentence on Erich Geißler, a former 
investigating judge at the People’s Court.

In the Federal Republic of Germany, many former 
Nazi judges and lawyers were able to return to the 
judicial service. Criminal prosecutions of these jurists 
only started in 1957 after the GDR began publishing 
their names in a propaganda campaign. Investigations 
by the prosecutor’s office at Berlin District Court 
against former members of the People’s Court led 
to the indictment of Hans-Joachim Rehse in 1967. 
Rehse was sentenced to five years in a penitentiary. 
The Federal Supreme Court revoked this sentence as 
legally flawed. The Berlin District Court then acquitted 
Rehse in a retrial. The prosecutor’s office appealed 
against the acquittal. The case never returned to the 
Supreme Court for a new decision because Rehse died 
in the meantime. 

In 1979 the Berlin public prosecutor indicted Paul 
Reimers, a former judge at the People’s Court, for 
murder in 62 cases. Reimers committed suicide 
before the trial opened. The result is that, to this day, 
no judge or prosecutor who worked at the People’s 
Court has ever been finally convicted by a West 
German court or a court in united Germany. In 1985 
the German Bundestag declared the People’s Court an 
instrument of Nazi terror. Following the reunification 
of Germany, the German parliament passed a law on 
25 August 1998 that rescinded all the decisions of 
People’s Court.
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Erich Geißler (1898–1983), während seines Pro-
zesses vor dem Stadtgericht in Ostberlin, 1982.
Der in Plauen lebende Geißler hatte von 1941 bis 
1945 dem Volksgerichtshof angehört. Als er 1970 
einen Antrag auf Ausreise in die  Bundesrepublik 
Deutschland stellte, deckte das Ministerium für 
Staatssicherheit (MfS) seine frühere Tätigkeit 
am Volksgerichtshof auf. Geißler blieb zunächst 
 unbehelligt. Als 1979 in Westberlin Ermittlungen 
gegen ehemalige Angehörige des Volksgerichtshofs 
einsetzten, fürchtete das MfS, dass die Bundes-
republik den Fall Geißler „zur Diskreditierung der 
Rechtspolitik der DDR im Zusammenhang mit 
der Verfolgung von Nazi- und Kriegsverbrechen 
aufgreift.“ Geißler wurde 1981 verhaftet und 
am 5. April 1982 vom Stadtgericht Ostberlin zu 
15 Jahren Haft verurteilt.

Erich Geißler (1898–1983) during his trial before 
East Berlin City Court, 1982. Geißler, who lived in 
Plauen, had been a member of the People’s Court 
from 1941 to 1945. When he applied for an exit 
visa for West Germany in 1970, the Ministry of 
State Security (Stasi) discovered that he had been 
employed at the People’s Court. At first Geißler was 
left alone. However, in 1979, when investigations 
against former members of the People’s Court were 
opened in West Berlin, the Stasi was worried that 
the Federal Republic would use the Geißler case 
“to discredit the judicial policy of the German 
 Democratic Republic in relation to the prosecution 
of Nazi crimes and war crimes”. Geißler was 
arrested in 1981 and sentenced to 15 years in 
prison by East Berlin City Court on 5 April 1982.BstU
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nd „Ehemaliger Jurist des faschistischen Volksgerichts-
hofes verurteilt“, Bericht über den Prozess gegen 
Erich Geißler, Neues Deutschland, 6. April 1982. 

“Judgement on former lawyer from the fascist 
People’s Court.” Report on the trial of Erich Geißler, 
Neues Deutschland, 6 April 1982.

Dr. Kurt Naucke (1905 geb.), Waldheim, 1950. 
Der Jurist gehörte seit 1933 der NSDAP an. Er 
war bis 1939 Staatsanwalt beim Landgericht 
Böhmisch- Leipa. Anschließend fungierte er bis 
1945 als  Erster Staatsanwalt beim Generalstaats-
anwalt in Prag und als Anklagevertreter beim 
Volks gerichtshof. Nach Kriegsende war er in einem 
 sowjetischen Speziallager interniert. Am 22. Mai 
1950 wurde er in Waldheim zu 25 Jahren Haft 
verurteilt, jedoch bereits 1959 begnadigt und in die 
Bundesrepublik abgeschoben. Dort trat er erneut 
in den Justizdienst ein. Bis 1964 war er Erster 
Staatsanwalt am Landgericht Hannover.

Dr. Kurt Naucke (born 1905), Waldheim prison, 
1950. The lawyer Kurt Naucke joined the Nazi 
Party in 1933. He was a prosecutor at Böhmisch-
Leipa District Court until 1939. He then worked 
until 1945 as the chief prosecutor at the office 
of the attorney general in Prague, and as a 
prosecuting counsel at the People’s Court. After 
the war he was interned in a Soviet special camp. 
On 22 May 1950 he was sentenced to 25 years 
imprisonment in Waldheim, East Germany, but 
received an early pardon in 1959. He was deported 
to West Germany, where he re-entered the judicial 
service and became chief prosecutor at Hanover 
District Court until 1964.
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Wilhelm Klitzke (1899–1950), Waldheim, 1950.
Der Jurist war bei den Staatsanwaltschaften 
verschiedener Gerichte tätig, bevor er im Herbst 
1940 als Staatsanwalt an den Volksgerichtshof 
abgeordnet wurde. Ende Juli 1944 erfolgte seine 
Ernennung zum Ersten Staatsanwalt. Ende Mai 
1945 wurde er in Berlin verhaftet und bis 1950 
in einem sowjetischen Speziallager inhaftiert. Am 
20. Mai 1950 wurde er in Waldheim zum Tode 
verurteilt und am 4. November 1950 hingerichtet.

Wilhelm Klitzke (1899–1950), Waldheim prison, 
1950. Klitzke, a lawyer, worked as a public pro-
secutor at various courts before he was delegated 
to the prosecution at the People’s Court in autumn 
1940. He was appointed chief public prosecutor 
at the end of July 1944. At the end of May 1945 
he was arrested in Berlin and interned in a Soviet 
special camp until 1950. He was sentenced to 
death in Waldheim prison on 20 May 1950 and 
executed on 4 November 1950.
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Ernst Friedrich (1905 geb.), Waldheim, 1950.  
Der ehemalige Staatsanwalt am Kammergericht 
Berlin und am Volksgerichtshof wurde im Juli 
1945 festgenommen und bis 1950 in einem 
sowjetischen Speziallager interniert. Am 20. Mai 
1950 erhielt er in Waldheim eine lebenslange 
Haftstrafe. 1956 wurde er begnadigt, aus der 
Strafvollzugsanstalt Brandenburg entlassen und  
in die Bundesrepublik abgeschoben. Sein weiteres 
Schicksal ist unbekannt.

Ernst Friedrich (born 1905), Waldheim prison, 
1950.  Friedrich, a former public prosecutor at the 
Berlin Superior Court of Justice and the People’s 
Court, was arrested in July 1945 and interned in a 
Soviet special camp until 1950. He was sentenced 
to life imprisonment in Waldheim on 20 May 
1950. After receiving a pardon in 1956 he was 
released from Brandenburg Prison and deported to 
West Germany. His subsequent fate is unknown.
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Wilhelm Huhnstock (1891–1981), Waldheim, 1950.
Der ehemalige Oberstaatsanwalt beim Kammer-
gericht Berlin und beim Volksgerichtshof wurde 
nach Kriegsende im sowjetischen Speziallager 
 Buchenwald interniert. Am 13. Juni 1950 erhielt 
er in Waldheim eine 20-jährige Zuchthausstrafe.  
Am 14. Juli 1954 wurde er vorzeitig aus der 
Strafvollzugsanstalt Torgau entlassen und in die 
Bundes republik abgeschoben. Er starb 1981 in 
Hannover.

Wilhelm Huhnstock (1891–1981), Waldheim   
prison, 1950. Huhnstock, a former senior 
 prosecutor at the Berlin Superior Court of Justice 
and at the People’s Court, was interned in the Soviet 
special camp at Buchenwald in East Germany 
after the war. He was sentenced to 20 years penal 
servitude on 13 June 1950 in Waldheim prison, 
but was granted early release from Torgau Prison on 
14 July 1954 and deported to West Germany. He 
died in Hannover in 1981.
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 „Wenn ich ehrlich sein will, 

dann betrachte ich auch heute noch 

die Äußerungen des Herrn Miethe 

als völlig unangebracht, 

 sinnlos und unverschämt.“

Ursula Sonntag, 5. April 1956

“To be honest, even today I regard 

Mr Miethe’s statements 

as totally inappropriate, 

pointless, and outrageous.” 

Ursula Sonntag, 5 April 1956 

„Werner Höfers Rolle im Dritten Reich“, Titelschlag-
zeile, Bild-Zeitung, 14. Dezember 1987. Nach dem 
Erscheinen einer neunseitigen Spiegel-Reportage 
berichteten die Medien bundesweit über Höfers 
journalistische Tätigkeit in der NS-Zeit. Vor  allem 
der am 20. September 1943 im 12 Uhr Blatt 
 veröffentlichte Beitrag Künstler – Beispiel und Vor-
bild, der auf den kurz zuvor vom Volksgerichtshof 
 abgeurteilten Pianisten Karlrobert Kreiten anspielte, 
 erregte die Gemüter und beendete Höfers Karriere. 

“Werner Höfer’s role in the Third Reich.” Front-
page headline of the Bild-Zeitung, 14 December 
1987. Following a nine-page report in Der Spiegel, 
the media throughout West Germany reported on 
Höfer’s work as a journalist in the Nazi period. In 
particular, Höfer’s article Künstler – Beispiel und 
Vorbild (Artists as an Example and Model) that had 
appeared on 20 September 1943 in the magazine 
12 Uhr Blatt, and which referred to the pianist 
Karlrobert Kreiten who had been sentenced by 
the People’s Court shortly before, aroused public 
outrage and put an end to Höfer’s career.
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Werner Höfer (1913–1997), 1987. The journalist 
Werner Höfer joined the Nazi Party in 1933 and 
wrote articles for the cultural sections of various 
Nazi newspapers until 1945. In one piece he 
described the pianist Karlrobert Kreiten, who was 
condemned to death by the People’s Court in 
September 1943, as a “dishonourable artist”. After 
1946 Höfer worked for the north-west German 
radio station. In 1952 he created and moderated 
the programme Frühschoppen, which began on the 
radio and was also broadcast from 1953 on the first 
TV channel, ARD. He was director of WDR regional 
television from 1972 to 1977. In 1987, following a 
report in Der Spiegel magazine about his journalism 
in the Nazi period, Höfer was obliged to resign from 
all his official posts. He died in Cologne in 1997.

Werner Höfer (1913–1997), 1987. Der Journalist, 
der seit 1933 Mitglied der NSDAP war, schrieb bis 
1945 für das Feuilleton verschiedener NS-Zeitungen. 
Unter anderem bezeichnete er den im September 
1943 vom Volksgerichtshof zum Tode verurteilten 
Pianisten Karlrobert Kreiten in einem Artikel als 
„ehrvergessenen Künstler“. Nach 1946 war er für 
den Nordwestdeutschen Rundfunk tätig. Seit 1952 
moderierte er den von ihm erfundenen Frühschop-
pen, der zunächst im Rundfunk, seit 1953 auch im 
ARD-Fernsehen ausgestrahlt wurde. Von 1972 bis 
1977 war er WDR-Fernsehdirektor. 1987 musste 
Höfer nach einem Bericht des Spiegel über seine 
journalistische Tätigkeit in der NS-Zeit von allen 
Funktionen  zurücktreten. Er starb 1997 in Köln.
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Ursula Sonntag, former employee of the Deutsche 
Bank in Hindenburg, before the Munich Court of 
Assizes, November 1957. In 1943 Ursula  Sonntag, 
a former leader of the League of German Girls and 
member of the Nazi women’s organisation had 
 denounced her boss, Georg Miethe, for criticising 
the Nazi regime. As a result, Miethe was  convicted 
by the People’s Court and was executed. On  
29 November 1957 the Munich serious crimes 
court sentenced Ursula Sonntag to four years in 
prison for this denunciation. The former chief of 
the local Nazi Party, Oswald Michel, who was also 
 indicted, received a two-year prison sentence, and 
the former Nazi Party district chief, Georg Joschke, 
was sentenced to three years in prison.

Ursula Sonntag, ehemalige Angestellte der Deutschen 
Bank Hindenburg vor dem Münchner Schwurgericht, 
November 1957. Die ehemalige Führerin des „Bundes 
Deutscher Mädel“ und Angehörige der NS-Frauen-
schaft hatte 1943 ihren Chef Georg Miethe wegen 
regimekritischer Äußerungen denunziert. Miethe war 
daraufhin vom Volksgerichtshof zum Tode verurteilt 
und hingerichtet worden. Am 29. November 1957 
verurteilte das Münchner Schwurgericht Ursula 
Sonntag wegen dieser Denunziation zu vier Jahren 
Gefängnis. Der ebenfalls angeklagte ehemalige Orts-
gruppenleiter der NSDAP Oswald Michel erhielt zwei 
Jahre Gefängnis, der ehemalige NSDAP-Kreisleiter 
Georg Joschke drei Jahre.

Edmund Stark (1909–2004), nach 1945. Der 
langjährige Anklagevertreter am Volksgerichtshof 
war Ende März 1945 wegen Betriebssabotage vom 
Ersten Senat des Volksgerichtshofs zu vier Jahren 
Zuchthaus verurteilt und im Straflager Grieben 
inhaftiert worden. Als „Verfolgter des NS-Regimes“ 
konnte er bereits Anfang November 1945 in den 
Justizdienst zurückkehren. Der Oberamtsrichter 
am Amtsgericht Biberach war von 1956 bis zu 
seiner Pensionierung 1974 Landgerichtsdirektor 
in Ravensburg. Er führte den Vorsitz über die Erste 
Große Strafkammer, die Jugendkammer und das 
Schwurgericht. Bis 1980 leitete er den Prüfungs-
ausschuss für Kriegsdienstverweigerer in Ravens-
burg. Ein Ermittlungsverfahren gegen Stark wegen 
seiner Beteiligung an 20 Todesurteilen des Volks-
gerichtshofs wurde 1960 eingestellt. Seit den 
1980er Jahren wurde mehrfach gegen ihn ermittelt. 
Stark starb 2004.

Edmund Stark (1909–2004), after 1945. Edmund 
Stark was a long-serving prosecuting counsel at the 
People’s Court. At the end of March 1945 the First 
Senate of the People’s Court sentenced him to four 
years in a penitentiary for workplace sabotage and he 
was sent to Grieben prison camp. By the beginning 
of November 1945, after officially registering as a 
victim of Nazi persecution, he had already returned 
to the judicial service. He was a senior judge at 
Biberach Lower District Court, then director of 
Ravensburg District Court from 1956 until he retired 
in 1974. He was the chairman of the First Major 
Criminal Division, the Youth Division and the serious 
crimes court. He then chaired the examination 
board for conscientious objectors in Ravensburg 
until 1980. In 1960 a judicial investigation against 
Stark for participation in 20 death sentences at the 
People’s Court was dropped. Stark was the subject 
of several judicial investigations from the 1980s 
onwards. He died in 2004.

Min
ister

ium
 der

 Jus
tiz u

nd f
ür E

urop
a Ba

den-
Wür

ttem
berg

Karikatur zur personellen Kontinuität  ehemaliger NS-
Juristen im Staatsdienst der Bundes republik, Süd-
deutsche Zeitung, 28./29. Juli 1962.

Cartoon illustrating how former Nazi jurists continued 
working in state employment in the Federal Republic 
of Germany. Süddeutsche Zeitung, 28–29 July 1962.
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Hans-Joachim Rehse (1902–1969), langjähriger 
Richter am Volksgerichtshof, 1969. Der an min-
destens 231 Todesurteilen beteiligte Rehse wurde 
1967 vor dem Landgericht Berlin  wegen Mordes 
in drei Fällen und versuchten Mordes in vier Fällen 
angeklagt. 

Hans-Joachim Rehse (1902–1969), long-serving 
judge at the People’s Court, 1969. Rehse, who 
was involved in at least 231 death sentences, was 
indicted before the Berlin District Court in 1967 for 
murder in three cases and attempted murder in four 
cases. 

Gesetz zur Aufhebung nationalsozialistischer 
Unrechtsurteile in der Strafrechtspflege und von 
Sterilisationsentscheidungen der ehemaligen Erbge-
sundheitsgerichte, 25. August 1998. Nachdem der 
Deutsche Bundestag den Volksgerichtshof bereits 
Anfang 1985 zum nationalsozialistischen „Terror-
instrument“ erklärt hatte, hob das Gesetz von 1998 
alle Entscheidungen des Volksgerichtshofs sowie 
weitere Gerichtsentscheidungen aus der NS-Zeit auf.

Law to annul unlawful judgements in the Nazi 
criminal justice system and sterilisation decisions 
made by the former hereditary health courts, 
25 August 1998. At the beginning of 1985 the 
German Bundestag declared the People’s Court 
“an instrument of Nazi terror”. The law of 1998 
rescinded all the decisions of the People’s Court and 
other unlawful court decisions from the Nazi period.
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Hans Joachim Rehse (links), ehemaliger Richter 
am Volksgerichtshof, während seines Prozesses 
im Gespräch mit seinem Anwalt Dietrich Scheid, 
Dezember 1968. Am 3. Juli 1967 verurteilte das 
Landgericht Berlin Rehse wegen seiner Tätigkeit am 
Volksgerichtshof zu fünf Jahren Zuchthaus. Dieses 
Urteil hob der Bundesgerichtshof 1968 als recht-
lich fehlerhaft auf und verwies die Sache zurück. In 
erneuter Verhandlung wurde Rehse am 6. Dezember 
1968 freigesprochen. Zu weiteren Verfahren kam es 
nicht, weil Rehse verstarb.

Hans Joachim Rehse (left), former People’s Court 
judge, talking to his lawyer, Dietrich Scheid, during 
his trial, December 1968. On 3 July 1967 the Berlin 
District Court sentenced Rehse to five years in prison 
for his work at the People’s Court. The Federal Su-
preme Court revoked this sentence as legally flawed 
in 1968 and referred the case back. On 6 December 
1968 Rehse was acquitted in a retrial. Rehse died 
before further proceedings could be opened.
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„Ehrenrettung für den Volksgerichtshof“, 
 Kommentar zum Freispruch von Hans-Joachim 
Rehse, Süd  deut  sche Zeitung, 10. Dezember 1968. 
Der Artikel  kritisierte den Freispruch Rehses scharf. 
Als besonders anstößig wurde die Urteilsbegrün- 
dung von Kammergerichtsrat Oske empfunden, der 
betonte, dass in keinem Fall von einem Richter  
des Volksgerichtshofs das Recht gebeugt wurde. 

“Vindication for the People’s Court.” Commentary on 
the acquittal of Hans-Joachim Rehse, Süddeutsche 
Zeitung, 10 December 1968. The article sharply 
criticised Rehse’s acquittal. The author was particu-
larly disgusted by the grounds for the judgement 
given by Ernst-Jürgen Oske, the counsellor at the 
court of appeal, who insisted that there was no case 
in which a People’s Court judge had perverted the 
course of justice. Süd
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Demonstration gegen den Freispruch des ehema-
ligen Richters am Volksgerichtshof Hans-Joachim 
Rehse, Berlin, 14. Dezember 1968. 

Demonstration against the acquittal of the former 
People’s Court judge, Hans-Joachim Rehse, Berlin, 
14 December 1968. 

Dr. Paul Reimers (1902–1984), um 1950. Der 
ehemalige Hilfsrichter am Volksgerichtshof  wurde 
1950 in einem Entnazifizierungsverfahren als 
„entlastet“ eingestuft und kehrte in den Staats-
dienst zurück. Seit 1955 war er im baden-würt-
tembergischen Justizdienst tätig, zunächst als 
Richter am Landgericht Hechingen, später am 
Landgericht  Ravensburg. Nach der Einleitung 
eines Ermittlungs verfahrens wurde er 1962 unter 
Beibehaltung seiner Pensionsbezüge in den vor-
zeitigen Ruhestand versetzt. Danach war er als 
Rechts anwalt tätig. Im Zuge der Ermittlungen der 
Westberliner Staatsanwaltschaft gegen ehemalige 
 Angehörige des Volksgerichtshofs wurde Reimers 
1984 „wegen Mordes in 62 Fällen und wegen 
versuchten Mordes in 35 Fällen angeklagt“. Vor 
Prozessbeginn beging er Selbstmord.

Dr. Paul Reimers (1902–1984), around 1950. 
The former assistant judge at the People’s Court 
was allowed to return to public service after a 
denazification tribunal had classified him as 
exonerated in 1950. From 1955 he worked in 
the judicial service in Baden-Württemberg, first 
as a judge at Hechingen District Court, and later 
at Ravensburg District Court. In 1962, after 
investigatory proceedings were opened against 
him, he was sent into early retirement but kept 
his pension. He then worked as a lawyer. In 1984, 
during investigations by the public prosecutor’s 
office in West Berlin against former members of 
the People’s Court, Reimers was indicted “for 
murder in 62 cases and attempted murder in 35 
cases”. He committed suicide before the trial began.
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mord des ehemaligen Richters am Volksgerichtshof 
Paul Reimers, vom 7. November 1984. Der wegen 
Mordes in 62 Fällen und versuchten Mordes in 35 
Fällen von der Staatsanwaltschaft Berlin angeklag-
te Reimers war einem Prozess durch Selbstmord 
zuvorgekommen. 

Report in the Berliner Morgenpost of 7 November 
1984 on the suicide of the former People’s Court 
judge, Paul Reimers. Reimers was indicted by the 
Berlin public prosecutor’s office for murder in 62 
cases and attempted murder in 35 cases. Reimers 
avoided his trial by committing suicide.

Berl
iner

 Mor
genp

ost

BundesrepuBlik
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name funktion Bis 1945 werdegang naCh 1945

Adam, Otto (geb. 1899) Landgerichtsrat 1958–1964 Arbeitsgerichtsrat in Bonn

Arndt, Hans-Dietrich (1909–1969) Ermittlungsrichter 1952–1962 Oberlandesgerichtsrat, 
1964 Landgerichtsdirektor in Mainz, Senatspräsident 
Oberlandesgericht Koblenz

Bach, Dr. Bernhard (1887–1962) Landgerichtsrat 1950–1952 Oberamtsrat am Amtsgericht Stuttgart

Bach, Dr. Gerhard (geb. 1903) Staatsanwalt Amtsgerichtsrat in Wuppertal bis 1963

Bandel, Dr. Robert (geb. 1908) Staatsanwalt bis 1952 beauftragter Richter, 1952 Landgerichtsrat 
in Baden, 1953–1958 Amtsgerichtsrat in Kehl, 
1960 dort Amtsgerichtsrat und Landgerichtsrat, 
1962–1964 Oberamtsrichter in Kehl

Barnickel, Dr. Paul (1885–1966) Reichsanwalt 1947 Freispruch im Nürnberger Juristenprozess, 
Rechtsanwalt in München

Becker, Herbert (geb. 1908) Amtsgerichtsrat 1954 für tot erklärt

Bellwinkel, Karl-Hermann 
(geb. 1904)

Staatsanwalt 1953–1956 Staatsanwalt am Landgericht Bielefeld, 
1958–1964 dort Erster Staatsanwalt 

Beselin, Dr. Werner Valentin  
(1905–1967)

Amtsgerichtsrat Rechtsanwalt in Hamburg

Bogenrieder, Dr. Alfons (geb. 1900) Erster Staatsanwalt 1956–1964 Ministerialrat im Justizministerium 
Baden-Württemberg in Stuttgart

Bose, Bernhard (1901–1974) Amtsgerichtsrat 1953–1964 Amtsgerichtsrat in Recklinghausen

Brem, Walter (geb. 1902) Amtsgerichtsrat, 
Ermittlungsrichter, später 
Staatsanwalt

bis 1951 Amtsgerichtsrat in Nürnberg, 
1951–1954 dort Oberlandesgerichtsrat, 
1956–1964 Landgerichtsdirektor in Nürnberg 

Brenner, Dr. Peter (1893–1974) Landgerichtsdirektor 1951–1960 Landgerichtsrat in Hagen

Bringmann, Walter (1900–1956) Erster Staatsanwalt 1953–1954 Staatsanwalt am Landgericht Kiel,  
1956 dort Erster Staatsanwalt 

Bruchhaus, Dr. Karl (geb. 1903) Erster Staatsanwalt 1956–1960 Staatsanwalt am Landgericht Wuppertal

Carmine, Dr. Erich (geb. 1906) Ermittlungsrichter 1958–1964 und 1971 Amtsgerichtsrat in Nürnberg

Cecka, Herbert (geb. 1900) Landgerichtsdirektor 1950 für tot erklärt

Crohne, Dr. Wilhelm (1880–1945) Vizepräsident, Vorsitzender 
Zweiter Senat 

am 26. April 1945 Selbstmord

Dede, Christian (geb. 1906) Staatsanwalt bis 1950 Landgerichtsrat, 
1950–1964 Landgerichtsdirektor in Hannover

Dörner, Karl Emil Wilhelm 
(1909–1964)

Staatsanwalt 1953–1958 Landgerichtsrat, 
1960–1964 Amtsgerichtsrat in Ravensburg

Domann, Karl-Heinz Hermann 
(1904–1969)

Erster Staatsanwalt 1951–1953 beauftragter Staatsanwalt am 
Landgericht Berlin, 1954–1958 dort Staatsanwalt 

Drullmann, Dr. Ernst (geb. 1904) Oberlandesgerichtsrat 1946 für tot erklärt

Eisert, Dr. Georg (1899–1969) Oberstaatsanwalt bis 1951 Landgerichtsrat, 
1951–1954 Landgerichtsdirektor in Aschaffenburg, 
1956–1964 Landgerichtsdirektor in Würzburg

Emmerich, Dr. Paul (geb. 1907) Landgerichtsrat 1958 Landgerichtsrat, 1960–1962 Landgerichts-
direktor in Saarbrücken

Engert, Dr. Karl Armin (1877–1951) 1936–1942 
Vizepräsident, Vorsitzender 
Zweiter Senat

Angeklagter im Nürnberger Juristenprozess. Verfahren 
wegen Krankheit 1947 abgetrennt und nicht wieder 
aufgenommen

Evers, Gustav (geb. 1898) Amtsgerichtsrat 1950–1956 Amtsgerichtsrat in Wetter (Ruhr)

Färber, Dr. Hans (geb. 1911) Landgerichtsrat 1954 Verwaltungsgerichtsrat, 
1956–1964 Oberverwaltungsgerichtsrat in Lüneburg

Fikeis, Dr. Wladimir (1889–1945) Oberlandesgerichtsrat Im November 1947 Einstellung eines Ermittlungs-
verfahrens

Frankenberg, Johannes (geb. 1906) Ermittlungsrichter 1953–1964 Oberamtsrichter in Münnerstädt

Franzki, Dr. Paul (geb. 1891) Reichsanwalt 1947 für tot erklärt

Freisler, Dr. Roland (1893–1945) 1942–1945 Präsident, 
Vorsitzender Erster Senat

1945 bei einem Bombenangriff umgekommen

Fricke, Dr. Andreas (geb. 1903) Ermittlungsrichter 1954–1964 und 1969 Landgerichtsrat in Braun-
schweig

Friedrich, Ernst (geb. 1905) Erster Staatsanwalt 1950 in Waldheim zu lebenslanger Haft verurteilt. 
1956 Haftentlassung und Abschiebung in die 
Bundesrepublik

Frischbier, Dr. Eduard (1902–1964) Erster Staatsanwalt 1956–1964 Erster Staatsanwalt am Landgericht 
Heilbronn

Gauster, Dr. Martin (geb. 1900) Erster Staatsanwalt Amtsgerichtsrat in Heilbronn

Geißler, Erich (1898–1983) Ermittlungsrichter 1982 vom Stadtgericht Ostberlin zu 15 Jahren Haft 
verurteilt

Görisch, Dr. Gerhard (geb. 1903) Oberstaatsanwalt 1945 für tot erklärt

Grendel, Dr. Wilhelm Heinrich 
(geb. 1902)

Oberlandesgerichtsrat 1953–1964 Oberlandesgerichtsrat in Celle

Guntz, Dr. Eduard (geb. 1904) Amtsgerichtsrat bis 1951 Amtsgerichtsrat,  
1951–1964 Oberlandesgerichtsrat in München

Gustorf, Dr. Wilhelm (1898–1971) Landgerichtsdirektor 1950–1964 Landgerichtsdirektor in Wuppertal

Haffner, Dr. Harry (1900–1969) Präsident seit März 1945, 
Vorsitzender Erster Senat

Knopfhändler in Sontra, Einstellung mehrerer 
Ermittlungsverfahren

Hager, Dr. Willmar (geb. 1903) Landgerichtsrat Rechtsanwalt und Notar in Usingen/Taunus

Hahne, Harald (geb. 1911) Staatsanwalt 1952 Staatsanwalt in Hildesheim, 
1958 Erster Staatsanwalt in Oldenburg, 
1964 Oberstaatsanwalt am Landgericht Oldenburg

Hamaecker, Clemens (geb. 1904) Staatsanwalt 1952 Staatsanwalt in Wuppertal

Hammel, Erich (geb. 1906) Amtsgerichtsrat bis 1951 beauftragter Landgerichtsrat, 
1951–1953 Landgerichtsrat, 
1954–1964 Landgerichtsdirektor in Duisburg

Harzmann, Willy (1907–1960) Erster Staatsanwalt 1954 und 1958–1960 Landgerichtsrat in Verden, 
1956 Landgerichtsdirektor

Haumann, Paul (1902–1975) Oberlandesgerichtsrat Rechtsanwalt in Hamm

Hegener, Wilhelm (geb. 1906) Amtsgerichtsrat 1953–1964 Amtsgerichtsrat in Salzkotten

Heider, Hermann August Carl 
(1901–1984)

Landgerichtsdirektor Rechtsanwalt in Hamburg

Hellmann, Dr. Karl (geb. 1902) Landgerichtsrat 1953–1954 Landgerichtsrat in Landau,  
1956–1960 Landessozialgerichtsrat in Rheinland-Pfalz, 
1962–1964 Senatspräsident am Landessozialgericht

Hellrung, Paul (geb. 1898) Ermittlungsrichter 1958–1962 Landgerichtsrat in Konstanz

Hennig, Herbert (1903–1967) Erster Staatsanwalt 1953 beauftragter Staatsanwalt in Berlin, 1954 
Erster Staatsanwalt, 1956–1958 Oberstaatsanwalt

Herbertz, Bruno (geb. 1907) Landgerichtsrat 1952 Landgerichtsrat in Düsseldorf, 
1952–1964 Landgerichtsdirektor in Düsseldorf

Herrnreiter, Dr. Dr. Ferdinand 
(geb. 1907)

Erster Staatsanwalt bis 1951 Staatsanwalt am Landgericht Augsburg, 
1951 Amtsgerichtsrat in Augsburg, 1953–1956 
Erster Staatsanwalt am Landgericht Augsburg, 
1958–1964 Landgerichtsdirektor in Augsburg

Hoberg, Leberecht (geb. 1905) Erster Staatsanwalt bis 1951 Staatsanwalt in Rheinland-Pfalz, 
1951–1953 Amtsgerichtsrat in Idar-Oberstein

Höher, Dr. Konrad (geb. 1905) Staatsanwalt 1956 –1964 Staatsanwalt in Köln

Hoffmann, Engelbert Martin 
(1900–1966)

Staatsanwalt 1953–1964 Erster Staatsanwalt in Münster

Hoffschulte, Paul (1899–1979) Staatsanwalt Rechtsanwalt in Altena

Holz, Dr. Waldemar (geb. 1904) Amtsgerichtsrat 1954 Amtsgerichtsrat, 1958 Oberamtsrat, 
1964 Amtsgerichtsdirektor in Geisslingen

Huepers, Dr. (geb. 1904) Oberstaatsanwalt 1951 Staatsanwalt am Landgericht Oldenburg, 
1958 dort Erster Staatsanwalt

Huhn, Dr. Albrecht (geb. 1896) Landgerichtsrat 1952 Amtsgerichtsrat, 1954 Oberamtsrat, 
1958 –1962 Amtsgerichtsdirektor in Kamen

Huhnstock, Wilhelm (1891–1981) Kammergerichtsrat 1950 in Waldheim zu 20 Jahren Haft verurteilt, 
1954 vorzeitige Haftentlassung und Abschiebung in 
die Bundesrepublik

name funktion Bis 1945 werdegang naCh 1945

Illner, Dr. Josef (geb. 1897) Volksgerichtsrat Aufenthalt seit 6. Januar 1946 unbekannt

Indra, Dr. Rudolf (geb. 1901) Ermittlungsrichter 1953–1964 Landgerichtsrat in Gießen

Jaager, Kurt (geb. 1904) Erster Staatsanwalt 1956 Staatsanwalt in Flensburg, 1958 Erster Staats-
anwalt in Schleswig, 1959 Staatsanwalt in Flensburg

Jaeger, Dr. Helmut (geb. 1901) Landgerichtsdirektor 1953–1954 Amtsgerichtsrat, 
1956–1964 Oberlandesgerichtsrat in München

Jank, Dr. Richard Ludwig 
(1896–1979)

Landgerichtsrat 1958 Landgerichtsrat

Joetze, Hans Werner (1900–1969) Landgerichtsrat 1953–1962 Landgerichtsrat in Amberg

Klitzke, Wilhelm (1899–1950) Erster Staatsanwalt 1950 in Waldheim zum Tode verurteilt und hingerichtet

Kluger, Dr. Carl Josef (geb. 1901) Amtsgerichtsrat 1953–1964 Amtsgerichtsdirektor in  
Berlin-Charlottenburg

Klüver, Dr. Heinrich (geb. 1896) Landgerichtsrat 1945 für tot erklärt

Koalick, Erich Alfred (1903–1968) Erster Staatsanwalt Rechtsanwalt in Hamburg

Koehler, Dr. Johannes (1897–1968) Volksgerichtsrat 1960 in Würzburg wegen der Mitwirkung an  
88 Todesurteilen angeklagt, 
1962 Einstellung des Verfahrens

Köhler, Dr. Johannes (geb. 1899) Kammergerichtsrat 1945 für tot erklärt

Köhler, Karl-Heinz (geb. 1912) Staatsanwalt bis 1952 beauftragter Staatsanwalt am Landgericht 
Berlin, 1952 Staatsanwalt am Kammergericht Berlin, 
dort 1953 Oberstaatsanwalt und 1954 erneut Staats-
anwalt

Kömhoff, Dr. Franz (1898–1957) Staatsanwalt 1953–1956 Oberstaatsanwalt in Hagen

Koeppen, Einhart Klaus  
(1909–1976)

Amtsgerichtsrat 1956 beauftragter Richter, 
1958–1960 Landgerichtsrat in Berlin

Kraemer, Dr. Leo (1901–1982) Staatsanwalt bis 1951 beauftragter Staatsanwalt am Landgericht 
Köln, dort 1951–1956 Staatsanwalt und 1960–1964 
Oberstaatsanwalt

Lautz, Ernst (1887–1977) 1939–1945 
Oberreichsanwalt

1947 im Nürnberger Juristenprozess zu 10 Jahren 
Haft verurteilt, 1951 vorzeitige Haftentlassung

Lay, Hans-Werner (1906–1974) Erster Staatsanwalt bis 1952 Erster Staatsanwalt zur Wiedervorlage am 
Landgericht Mannheim, 
1952–1954 dort Landgerichtsrat, 
1956–1964 Oberlandesgerichtsrat in Karlsruhe

Leberl, Dr. Alfred (1900–1962) Ermittlungsrichter 1953 Gerichtsassessor, 
1954–1960 Landgerichtsrat in Heilbronn

Lell, Heinz-Günther (geb. 1904) Erster Staatsanwalt 1956 Staatsanwalt am Kammergericht Berlin, 
1958–1964 Oberstaatsanwalt in Westberlin

Lenhardt, Dr. Gerhard (geb. 1898) Landgerichtsdirektor bis 1952 Landgerichtsdirektor zur Wiedervorlage, 
1952 beauftragter Staatsanwalt am Landgericht 
Zweibrücken, 1954–1956 Erster Staatsanwalt am 
Landgericht Kaiserslautern, 1958–1960 Ober landes-
gerichtsrat Neustadt/Weinstr., später Rechtsanwalt  
in Neuwied 

Liebau, Dr. Johannes (1905–1979) Kammergerichtsrat bis 1951 beauftragter Staatsanwalt am Landgericht 
Hannover, 1951–1953 dort Staatsanwalt, 1954–
1956 Oberstaatsanwalt am Landgericht Lüneburg, 
1958–1964 Oberamtsrichter in Seesen

Lorenz, Dr. Adam (geb. 1901) Landgerichtsdirektor 1956–1960 Amtsgerichtsrat in Düsseldorf

Lorenz, Hans (geb. 1906) Amtsgerichtsrat bis 1951 beauftragter Richter am Amtsgericht  
Philippsburg, 1951 Amtsgerichtsrat in Philippsburg, 
1953–1958 Amtsgerichtsrat in Ettlingen, 
dort 1960–1964 Oberamtsrat

Lorenz, Dr. Johannes (geb. 1907) Kammergerichtsrat 1954–1956 Amtsgerichtsrat, 
1958–1964 Kammergerichtsrat in Berlin

Luger, Ludwig (geb. 1891) Oberstaatsanwalt bis 1952 Oberstaatsanwalt zur Wiedervorlage am 
Landgericht Mannheim, 1952–1954 Landgerichtsrat 
in Mannheim

Makart, Dr. Erich (1893–1959) Kammergerichtsrat 1956–1958 Verwaltungsgerichtsdirektor in Köln

Meenen, Günther van (1895–1980) Landgerichtsdirektor 1953–1962 Landgerichtsdirektor in Duisburg

Meier, Dr. Bodo Gustav (geb. 1904) Staatsanwalt Rechtsanwalt in Bremen

Menzel, Dr. Hans-Heinrich 
(geb. 1899)

Landgerichtsdirektor bis 1952 Landgerichtsrat in Wiesbaden, 
1952–1954 Oberlandesgerichtsrat in Frankfurt a.M., 
1956–1964 Landgerichtsdirektor in Marburg

Merten, Dr. Kurt (geb. 1897) Amtsgerichtsrat 1953 Landgerichtsdirektor, 1954–1958 Senatspräsi-
dent am Kammergericht Berlin

Metten, Dr. Alfred (geb. 1902) Oberstaatsanwalt 1954–1964 Oberstaatsanwalt am Landgericht Essen

Mörner, Johannes (1898–1969) Volksgerichtsrat Rechtsanwalt in Hamburg-Altona

Müller, Karl (1890–1959) Volksgerichtsrat 1953 Amtsgerichtsrat in Bad Kreuznach

Münich, Dr. Alfred (geb. 1906) Amtsgerichtsrat 1953–1954 Oberlandesgerichtsrat in München, 
1956–1964 Senatspräsident am Oberlandesgericht 
München

Münstermann, Dr. Wolfgang Erich 
(1898–1971)

Landgerichtsdirektor Rechtsanwalt in Celle

Naucke, Dr. Kurt (geb. 1905) Erster Staatsanwalt 1950 in Waldheim zu 25 Jahren Haft verurteilt, 1959 
Begnadigung, Abschiebung in die Bundesrepublik, 
1962–1964 Staatsanwalt am Landgericht Hannover

Nebelung, Günther (1896–1970) ab 1944 Vorsitzender 
Vierter Senat

1947 Freispruch im Nürnberger Juristenprozess, bis 
1968 Rechtsanwalt in Seesen (Harz)

Nellessen, Dr. Wilhelm (geb. 1900) Oberstaatsanwalt bis 1952 Oberstaatsanwalt zur Wiedervorlage am 
Landgericht Aachen, 1956–1964 Oberstaatsanwalt in 
Aachen

Neuber, Dr. Kurt (geb. 1902) Erster Staatsanwalt 1954 Staatsanwalt am Landgericht Braunschweig, 
1956 Erster Staatsanwalt am Oberlandesgericht  
Oldenburg, 1958–1964 Oberstaatsanwalt in Osnabrück

Obermayer, Dr. Werner (1905–1982) Oberstaatsanwalt Rechtsanwalt in Mosbach

Oeing, Josef (1902–1976) Amtsgerichtsrat 1953–1964 Amtsgerichtsrat in Gelsenkirchen

Oelze, Heinz (geb. 1905) Erster Staatsanwalt 1956–1964 Sozialgerichtsrat in Han nover

Orzechowski, Dr. Wolfgang 
(1904–1972)

Erster Staatsanwalt 1953–1964 Oberstaatsanwalt in Köln

Pamp, Dr. Alfred (1905–1964) Erster Staatsanwalt 1956–1962 Oberstaatsanwalt am Landgericht Hagen

Parrisius, Felix (1885–1976) Reichsanwalt Entlastungszeuge bei bundesdeutschen 
Ermittlungsverfahren gegen frühere Kollegen

Petersen, Hans (1885–1963) Laienrichter 1947 Freispruch im Nürnberger Juristenprozess, 
1963 in Darmstadt gestorben

Picke, Paul (geb. 1898) Erster Staatsanwalt 1958–1962 Senatspräsident am Oberlandesgericht 
Saarbrücken

Poos, Dr. Wolfgang (geb. 1904) Amtsgerichtsrat 1953–1964 Amtsgerichtsrat in Hanno  ver

Preußner, Heinrich (geb. 1990) Landgerichtsdirektor 1950 für tot erklärt

Prietzschk, Hans Robert (geb. 1900) Kammergerichtsrat 1950 für tot erklärt

Ranke, Werner (geb. 1905) Erster Staatsanwalt 1947 für tot erklärt

Raszat, Dr. Wilhelm (geb. 1898) Landgerichtsdirektor 1945 für tot erklärt

Rathmayer, Otto (geb. 1905) Amtsgerichtsrat 1945–1948 interniert, 1953 Amtsgerichtsrat in 
Dingolfing, 1956–1964 Landgerichtsrat in Landshut

Rehse, Hans-Joachim (1902–1969) Kammergerichtsrat, seit 
1939 Ermittlungsrichter, 
Beisitzer Erster Senat

Hilfsrichter am Oberverwaltungsgericht in Schleswig, 
1967 vom Landgericht Berlin zu fünf Jahren Haft  
verurteilt, 1968 Aufhebung des Urteils durch den 
Bundesgerichtshof, 1969 Tod Rehses

Reichelt, Dr. Erich (1904–1974) Oberlandesgerichtsrat 1958 Erster Staatsanwalt am Landgericht Franken-
thal, 1960–1964 Erster Staatsanwalt in Koblenz

Reimers, Dr. Paul (1902–1984) Kammergerichtsrat seit 1955 im baden-württembergischen Justizdienst, 
Landgerichtsrat in Ravensburg, 1984 wegen Justiz-
verbrechen in Berlin angeklagt, Selbstmord vor Prozess-
beginn

Ricken, Dr. Hans (geb. 1908) Amtsgerichtrat 1953–1964 Amtsgerichtsrat in Nürn berg

name funktion Bis 1945 werdegang naCh 1945

Rommel, Paul (geb. 1909) Landgerichtsrat 1951–1952 beauftragter Richter am Amtsgericht 
Berlin-Lichterfelde, 1952–1953 Hilfsrichter 
am Kammergericht Berlin, 1954–1960 
Kammergerichtsrat

Rothaug, Dr. Oswald (1897–1967) Reichsanwalt 1947 im Nürnberger Juristenprozess zu lebenslanger 
Haft verurteilt, 1956 vorzeitige Haftentlassung

Ruepprecht, Hans Ulrich, Freiherr 
von (geb. 1911)

Ermittlungsrichter 1953–1954 Landgerichtsrat in Ravensburg, 1956–
1964 Oberlandesgerichtsrat in Stuttgart

Sauermann, Dr. Karl (1900–1973) Oberkriegsgerichtsrat bis 1952 beauftragter Richter am Amtsgericht 
Weilheim, 1952 Amtsgerichtsrat in Weilheim,  
1953–1954 Amtsgerichtsrat in München,  
1956–1964 Oberlandesgerichtsrat in München

Scherf, Helmuth (1906–1981) Erster Staatsanwalt 1954–1962 Staatsanwalt in Düsseldorf

Schlüter, Dr. Franz (geb. 1907) Amtsgerichtsrat 1962–1964 Senatspräsident am Bundespatentgericht 
München

Schmidt, Dr. Friedrich (geb. 1902) Landgerichtsdirektor 1958–1964 Amtsgerichtsrat in Hannover

Schreiber, Georg (geb. 1898) Amtsgerichtsrat 1954 Amtsgerichtsrat in Bordesholm, 1958–1964 in 
Kiel

Schreitmüller, Dr. Adolf (geb. 1902) Landgerichtsrat 1953–1954 und 1956–1964 Landgerichtsdirektor in 
Stuttgart

Schürmann, Siegbert (1905–1963) Staatsanwalt 1953 Staatsanwalt am Landgericht Paderborn, 
1954–1958 Staatsanwalt am Landgericht Bielefeld

Schwingenschlögl, Michael Franz 
(1898–1977)

Oberlandesgerichtsrat bis 1952 beauftragter Staatsanwalt, 1952–1956 
Staatsanwalt am Landgericht Kempten, 1958–1962 
Landgerichtsrat in Kempten

Seib, Dr. Walter (geb. 1909) Erster Staatsanwalt Rechtsanwalt in Viernheim

Skok, Dr. Herbert (1906–1979) Staatsanwalt 1953–1964 Oberstaatsanwalt in Hamburg

Sommer, Dr. Karl (geb. 1903) Oberlandesgerichtsrat bis 1950 Gerichtsassessor, 1950 Landgerichtsrat in 
Stuttgart, bis 1951 Oberamtsrat in Stuttgart,  
1951–1960 Landgerichtsdirektor in Stuttgart

Spahr, Karl (1903–1981) Oberstaatsanwalt bis 1951 Gerichtsassessor, 
1951–1954 Amtsgerichtsrat in Stuttgart, 
1956–1962 Landgerichtsrat

Stark, Edmund (geb. 1909–2004) Amtsgerichtsrat ab 1945 Oberamtsrichter am Amtsgericht Biberach, 
1956–1974 Landgerichtsdirektor in Ravensburg, 
1975–1980 Vorsitzender des Prüfungsausschusses 
für Wehrdienstverweigerer in Ravensburg

naChkriegskarrieren ehemaliger  
riChter und staatsanwälte

postwar Careers of seleCted  
judges and proseCutors

Nachkriegskarrieren ausgewählter ehemaliger Richter 
und Staatsanwälte am Volksgerichtshof. Etwa 40% 
der am Volksgerichtshof tätigen Richter konnten ihre 
Karriere nach 1945 als Richter oder Staatsanwälte 
fortsetzen. Von den Staatsanwälten waren 49% im 
bundesdeutschen Justizdienst tätig.

Postwar careers of selected judges and prosecutors at 
the former People’s Court. Around 40% of the judges 
who worked at the People’s Court were able to continue 
their careers as judges or public prosecutors after 1945. 
Of the former public prosecutors at the Court, 49% were 
later employed in the judicial service in West Germany. 

Stark, Dr. Otto (geb. 1882) Oberamtsrat 1951 Landgerichtsdirektor in Ellwangen

Steckel, Kurt (geb. 1901) Staatsanwalt 1953 Landgerichtsrat in Hamburg, 
1960 Landgerichtsdirektor in Hamburg

Steinke, Max (1910–1981) Staatsanwalt 1954–1958 Amtsgerichtsrat in Singen, 
1960–1964 Oberamtsrichter in Singen

Strödter, Gustav (1909–1982) Amtsgerichtsrat, 
Ermittlungsrichter

1953–1954 Landgerichtsrat in Limburg, 
1956–1964 Amtsgerichtsdirektor in Wetzlar

Suhr, Edmund (geb. 1903) Erster Staatsanwalt 1953 Staatsanwalt am Landgericht Hamburg, 
1954–1956 dort Erster Staatsanwalt, 
1958–1962 Oberstaatsanwalt in Hamburg

Taeniges, Dr. Reinhard Karl 
(1893–1972)

Volksgerichtsrat 1954 Hilfsrichter am Kammergericht Berlin, 
1956–1958 dort Senatspräsident

Teicher, Hans Kurt (geb. 1903) Staatsanwalt 1953 Landgerichtsrat in Landshut

Thierack, Dr. Georg Otto 
(1889–1946)

1936–1942 Präsident 1945 britische Gefangenschaft, 
am 22. November 1946 Selbstmord

Thomsen, Willy (geb. 1901) Staatsanwaltsrat Geschäftsführer der Falter-Farbenvertriebsgesellschaft 
in Hamburg

Tietze, Dr. Herbert (geb. 1909) Amtsgerichtsrat 1953–1956 Landgerichtsrat in Karlsruhe, 
1958–1964 Oberlandesgerichtsrat

Tramm, Dr. Willy (geb. 1901) Staatsanwalt bis 1951 beauftragter Amtsgerichtsrat in 
Wuppertal, seit 1951 dort Amtsgerichtsrat 
und Oberamtsgerichtsrat, 1953–1958 
Amtsgerichtsdirektor in Wuppertal, 1960–1964 
Amtsgerichtspräsident in Düsseldorf

Treppens, Herbert (1907–1980) Amtsgerichtsrat 1958–1962 Landessozialgerichtsrat in Celle

Vollmar, Franz (geb. 1906) Staatsanwalt bis 1950 Staatsanwalt am Landgericht Heidelberg, 
bis 1954 dort Erster Staatsanwalt, 1956–1960 
Oberamtsrat in Sinsheim, 1962 dort Amtsgerichtsrat

Vornbäumen, Adolf (geb. 1903) Staatsanwalt bis 1952 Staatsanwalt am Landgericht Frankfurt 
a.M., 1952 dort Erster Staatsanwalt, 1953 Erster 
Staatsanwalt am Oberlandesgericht Frankfurt a.M., 
1960 dort Oberstaatsanwalt

Voß, Dr. Adolf (geb. 1899) Oberstaatsanwalt 1953–1954 Oberstaatsanwalt am Landgericht 
Flensburg, 1956–1960 Generalstaatsanwalt am 
Oberlandesgericht Schleswig

Wagner, Harald von (geb. 1906) Staatsanwalt 1954–1962 Staatsanwalt am Landgericht Lüneburg

Wagner, Dr. Walter (geb. 1901) Oberstaatsanwalt 1954 Oberstaatsanwalt am Bundesgerichtshof

Waller, Marno (1896–1963) Landgerichtsdirektor Rechtsanwalt in Hamburg

Weber, Otto (geb. 1902) Ermittlungsrichter 1954–1964 Amtsgerichtsrat in Ahrensburg

Wegener, Friedrich (geb. 1892) Amtsgerichtsrat 1953–1956 Amtsgerichtsrat in Hannover

Weisbrod, Dr. Rudolf (geb. 1902) Oberstaatsanwalt 1945 verschollen

Weise, Dr. Werner (geb. 1902) Landgerichtsrat ab 1958 Arbeitsgerichtsrat in Kiel

Wettengel, Dr. Alfred (geb. 1903) Ermittlungsrichter 1953 Gerichtsassessor in Baden-Württemberg, 
1954–1964 Amtsgerichtsrat in Heilbronn

Wildberger, Dr. Ernst (geb. 1900) Volksgerichtsrat Rechtsanwalt in Fulda

Wilkenhöner, Johannes  
(1897–1980)

Amtsgerichtsrat 1953–1962 Amtsgerichtsdirektor in Minden

Zeschau, Gustav Adolph Gottfried 
Heinrich von (1898–1974)

Landgerichtsrat bis 1954 Rechtsanwalt, bis 1962 Richter am 
Landgericht Ulm

Zieger, Dr. Georg (1897–1966) Volksgerichtsrat Rechtsanwalt in Hamburg

Zippel, Dr. Georg (geb. 1895) Kammergerichtsrat Rechtsanwalt in Bonn

der volksgeriChtshof –
orte der erinnerung in Berlin

the people's Court –
historiCal sites in Berlin

Gedenktafel im historischen Plenarsaal des Berliner Kammergerichts 
in der Elßholtzstraße, 2017.

Memorial tablet in the historical assembly hall of the Berlin Court of 
Appeal in Elßholtzstraße, 2017.
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Stolpersteine für Erich Ohser und Erich Knauf in der Dudenstraße 
10 in Berlin, Oktober 2014. Der Zeichner Ohser und der Journa-
list Knauf arbeiteten bis zu ihrer Verhaftung im Buchdruckerhaus 
Dudenstraße. 1944 wurden beide wegen regimekritischer Äuße-
rungen vor dem Volksgerichtshof angeklagt. Das Todesurteil stand 
bereits vor Verhandlungsbeginn fest. Ohser beging vor Prozessbeginn 
Selbstmord, Knauf wurde am 2. Mai 1944 hingerichtet. Im heutigen 
Berlin erinnern etwa 100 Stolpersteine an einzelne Opfer des Volks-
gerichtshofs. 

Stolpersteine for Erich Ohser and Erich Knauf at Dudenstraße 10 in 
Berlin, October 2014. The draughtsman Erich Ohser and the journa-
list Erich Knauf worked at the Printers’ Federation centre until their 
arrest. The two men were indicted before the People’s Court in 1944 
for making critical statements about the Nazi regime. The death 
sentence was already decided before the trial. Ohser committed 
suicide before the trial began. Knauf was executed on 2 May 1944. 
Around 100 Stolpersteine in Berlin today commemorate individual 
victims of the People’s Court.

Stadt Meerane
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Innenhof der heutigen Gedenkstätte Lindenstraße in Potsdam, 2014. 
Der Volksgerichtshof nutzte den Gerichts- und Gefängniskomplex 
seit der Teilverlegung einzelner Senate nach Potsdam im Oktober 
1943 als Haftort. Bis 1945 wurden hier Personen, die vor dem 
Volksgerichtshof angeklagt werden sollten, in Untersuchungshaft 
genommen. Auch bereits Verurteilte waren hier inhaftiert. Seit 2013 
wird in einer Ausstellung an ihr Schicksal erinnert.

Inner courtyard of the present-day Lindenstraße Memorial Centre in 
Potsdam, 2014. After some of the senates relocated to Potsdam 
in October 1943, the People’s Court used this court and prison 
complex as a detention centre until 1945. People waiting for 
indictment before the People’s Court were kept in custody here. 
The prison also housed people who had already been convicted. An 
exhibition recalling their fate has been on show here since 2013.

Martin Kaule
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An den Volksgerichtshof erinnernde Gedenktafel in der Bellevue-
straße, Nähe Sony-Center, 2017. In der Nähe befindet sich auch 
eine dem Volksgerichtshof gewidmete Informationstafel.

The memorial plaque at Bellevuestraße, near Sony Center, 
 commemorating the People's Court building, Photo from 2017.  
An information plaque about the People’s Court is located nearby.

Dauerausstellung im Berliner Abgeordnetenhaus, 2018. Seit 1999 
erinnert sie an die wechselvolle Geschichte des Hauses, in dem sich 
von 1934 bis 1935 der Sitz des Volksgerichtshofs befand.

Permanent exhibition in the Berlin House of Representatives, 2018.
The exhibition opened in 1999 commemorates the eventful history of 
this building, which housed the People's Court from 1934 to 1935.

Stiftung Topographie des Terrors
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graf Von helldorf
PolizeiPräsident Von Berlin
Chief of PoliCe in Berlin 

todesstrafe
death PenaltY

 „Jetzt kommt leider etwas  

ganz Betrübliches. Mit im Bunde war leider  

ein alter Parteigenosse, Graf Helldorf. 

Er hat seit einem halben Jahr bis einem Jahr 

den ganzen Verrat voll und ganz mitgemacht, 

ausgerechnet er.“

Heinrich Himmler, 3. August 1944

“Now this is something 

very unfortunate and upsetting. 

One of the group was an old Nazi Party comrade, 

Graf Helldorf. For the past six months to a year 

he had been totally involved in the whole betrayal. 

He, of all people.” 

Heinrich Himmler, 3 August 1944

Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs 
vom 15. August 1944. Der von Roland Freisler 
geleitete Erste Senat verurteilte Wolf Heinrich 
Graf von Helldorf sowie fünf weitere „Männer 
des 20. Juli“ zum Tode. Helldorf wurde noch 
am  selben Tag in Berlin-Plötzensee hingerichtet,  
gemeinsam mit Bernhard Klamroth, Egbert 
Hayessen und Hans Bernd von Haeften.

Excerpt from the People’s Court judgement of 
15 August 1944. The First Senate, chaired by 
Roland Freisler, pronounced the death sentence 
on Wolf Heinrich Graf von Helldorf and five other 
men involved in the attempted coup of 20 July 
1944. Helldorf was executed on the same day in 
Berlin-Plötzensee prison, together with Bernhard 
Klamroth, Egbert Hayessen, and Hans Bernd von 
Haeften.
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 „Die Exekution an Helldorf wird  

auch zwei Stunden später vollzogen. 

Auf Befehl des Führers muß er als 

Augenzeuge drei Erhängungen beiwohnen, 

weil er sich als Nationalsozialist am 

schlimmsten an unserer Idee 

und am Führer vergangen hat.“

Joseph Goebbels, 16. August 1944

“The execution of Helldorf 

will be carried out two hours later.

On the Führer’s orders he will be forced to 

witness three hangings because he, 

as a National Socialist, has committed 

the worst desecration of our ideology 

and of the Führer.” 

Joseph Goebbels, 16 August 1944

Wolf Heinrich Graf von Helldorf vor dem Volks­
gerichtshof, 15. August 1944. 

Wolf Heinrich Graf von Helldorf before the People’s 
Court, 15 August 1944. 

Wolf Heinrich Graf von Helldorf, 1936.

Wolf Heinrich Graf von Helldorf, 1936. 
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Wolf Heinrich Graf von Helldorf (1896–1944), SA Group Leader, 1936. Von 
Helldorf joined the Nazi Party early on, in 1924. He became chief of police 
in Potsdam in 1933 and chief of police in Berlin two years later. In this 
capacity he was actively involved in the persecution of Jewish citizens in the 
city. In 1938 he was appointed SA group leader and in the same year he 
began making contact with oppositional circles. In 1943–44 he supported 
the circle around Carl Friedrich Goerdeler. Helldorf was party to the plans for 
the coup against Hitler and was designated to take command of the German 
police authority after Hitler’s death. After the coup attempt failed he tried 
to cover up his role by taking part in the prosecution of the Nazi regime’s 
opponents. He was arrested nonetheless a few days later. On 15 August 
1944 he appeared before the People’s Court with five other defendants.

Wolf Heinrich Graf von Helldorf (1896–1944), SA­Gruppenführer, 1936. 
Er war seit 1924 Mitglied der NSDAP. 1933 wurde er Polizeipräsident in 
Potsdam, zwei Jahre später Polizeipräsident in Berlin. In dieser Eigenschaft 
war er aktiv an der Verfolgung jüdischer Mitbürger beteiligt. Seit 1938 
unterhielt Helldorf, der im selben Jahr zum SA-Obergruppenführer ernannt 
worden war, Kontakte zu Widerstandskreisen. 1943/44 unterstützte er 
den Kreis um Carl Friedrich Goerdeler. Helldorf war in die Attentatspläne 
einbezogen und sollte nach Hitlers Tod die deutsche Polizei übernehmen. 
Nach dem Scheitern des Attentats beteiligte er sich aus Gründen der 
Tarnung an der Verfolgung der Regimegegner. Wenige Tage später wurde 
jedoch auch er verhaftet. Am 15. August 1944 musste er sich mit fünf 
weiteren Angeklagten vor dem Volksgerichtshof verantworten.

15. august 1944

ullstein bild (00466210)

herMann Josef wehrle 
kaPlan
ChaPlain

14. sePteMBer 1944
todesstrafe
death PenaltY

Dr. Hermann Josef Wehrle, während seiner Zeugen­
aussage vor dem Ersten Senat im Prozess gegen 
Ludwig Freiherr von Leonrod (im Hintergrund 
rechts), Kammergericht Berlin, 19. August 1944. 
Wehrle wurde während seiner Aussage häufig 
durch Gerichtspräsident Roland Freisler unter-
brochen. Freisler drehte Wehrle das Wort im Mund 
um und beschuldigte ihn der Mitwisserschaft. 
Wehrle, der den Saal als Zeuge betreten hatte,  
verließ ihn als Angeklagter. 

Dr. Hermann Josef Wehrle during his testimony to 
the First Senate of the People’s Court in the trial 
against Ludwig Freiherr von Leonrod (right, in the 
background), Berlin Superior Court of Justice, 
19 August 1944. The Court president, Roland 
Freisler, frequently interrupted Wehrle during 
his testimony. Freisler twisted Wehrle’s words 
and accused him of connivance. Wehrle, who 
had arrived at the Court as a witness, left it as a 
defendant. bpk
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Dr. Hermann Josef Wehrle (1899–1944), 19 August 1944. Josef Wehrle 
became chaplain of the parish of the Holy Blood in the Bogenhausen district 
in Munich in 1942, and was the confessor of Ludwig Freiherr von  Leonrod. 
In 1943, when Leonrod heard about the plans to kill Hitler, he asked his 
confessor whether knowing about an assassination attempt on a leading 
individual could be a sin. Wehrle said it was not, but advised Leonrod not to 
participate in such plans. However, Leonrod joined the resistance. He was 
arrested on 21 July 1944. On 18 August 1944 Wehrle was also arrested, 
brought to Berlin and questioned the next day as a witness in the trial against 
Freiherr von Leonrod. After his statement Wehrle was taken into custody again, 
accused of connivance and indicted before the People’s Court one month later.

Dr. Hermann Josef Wehrle (1899–1944), 19. August 1944. Wehrle, seit 
1942 Kaplan der Pfarrei Heilig Blut im Münchner Stadtteil Bogenhausen, 
war der Beichtvater von Ludwig Freiherr von Leonrod. Nachdem Leonrod 
Ende 1943 von den Attentatsplänen erfahren hatte, fragte er seinen Beicht-
vater, ob das Wissen um ein Attentat auf eine führende Persönlichkeit eine 
Sünde sei. Wehrle verneinte, riet Leonrod jedoch, sich nicht an solch einem 
Vorhaben zu beteiligen. Doch Leonrod schloss sich dem Widerstand an. Am 
21. Juli 1944 wurde er verhaftet. Am 18. August 1944 wurde auch Wehrle 
verhaftet, nach Berlin gebracht und einen Tag später als Zeuge in dem Prozess 
gegen Freiherr von Leonrod vernommen. Nach seiner Aussage wurde Wehrle 
wieder in Haft genommen, der Mitwisserschaft beschuldigt und einen Monat 
später seinerseits vor dem Volksgerichtshof angeklagt.

bpk (50071272)

Hermann Josef Wehrle (Mitte) während seiner 
erneuten Vernehmung im Prozess gegen Ludwig 
Freiherr von Leonrod, 21. August 1944.  Ludwig 
Freiherr von Leonrod (rechts, von Polizisten 
umrahmt) wurde noch am selben Tag zum Tode 
verurteilt und am 26. August 1944 hingerichtet. 
Wehrle wurde nach seiner Zeugenaussage in Haft 
genommen und am 14. September 1944 vor dem 
Volksgerichtshof angeklagt. In der Verhandlung 
wurde ein möglicherweise unter Folter entstande-
nes Gnadengesuch Leonrods verlesen, das Wehrle 
schwer belastete. Wehrle wurde zum Tode verurteilt 
und noch am 14. September 1944 in Plötzensee 
hingerichtet. 

Hermann Josef Wehrle (centre) under re­examina­
tion in the trial of Ludwig Freiherr von  Leonrod, 
21 August 1944. Ludwig Freiherr von Leonrod 
(right, surrounded by police) was sentenced  
to death on the same day and executed on 
26 August 1944. Wehrle was detained after 
his testimony and indicted before the People’s 
Court on 14 September 1944. During his trial 
a  clemency appeal by Leonrod, probably written 
under torture, was read out. It seriously incrimi-
nated Wehrle. He was sentenced to death and 
executed on the same day, 14 September 1944, 
in Plötzensee Prison. 
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nikolaus gross 
hauPtsChriftleiter
editor in Chief 

todesstrafe
death PenaltY

Nikolaus Groß (1898–1945), undatiert. Der Bergarbeiter war seit 1920 beim 
Gewerkverein Christlicher Bergarbeiter tätig. 1927 wurde er Redakteur und 
kurz darauf Hauptschriftleiter der von der Katholischen Arbeiterbewegung 
herausgegebenen Westdeutschen Arbeiterzeitung. Die regimekritische Zeitung 
wurde 1933 zeitweise verboten, 1935 in Ketteler-Wacht umbenannt und 
1938 endgültig verboten. Groß, der sich seit Jahren im Widerstandszirkel 
„Kölner Kreis“ engagierte, wurde am 12. August 1944 im Zusammenhang 
mit dem gescheiterten Attentat auf Hitler am 20. Juli 1944 wegen seiner 
Kontakte zu Carl Friedrich Goerdeler von der Gestapo verhaftet, nach Berlin 
gebracht und vor dem Volksgerichtshof angeklagt.

Nikolaus Groß (1898–1945), undated. The miner Nikolaus Groß was active 
in the Christian Miner’s Union from 1920 on. In 1927 he joined the editorial  
staff of the Westdeutsche Arbeiterzeitung, a newspaper published by the 
Catholic workers’ movement, and was appointed as its editor in chief soon 
afterwards. The paper was critical of the Nazi regime and was periodically 
banned in 1933. In 1935 it was renamed the Ketteler-Wacht. It was banned 
completely in 1938. Groß was involved for many years in a resistance group, 
the Cologne Circle. On account of his contact with Carl Friedrich Goerdeler, 
Groß was arrested by the Gestapo on 12 August 1944 in connection with the 
failed attempt to assassinate Hitler on 20 July 1944. He was taken to Berlin 
and indicted before the People’s Court.

 „Er schwamm mit im Verrat,  

muss folglich auch darin ertrinken.“

Roland Freisler, 15. Januar 1945

“He swam along in the current  

of betrayal, and consequently had  

to drown in it.” 

Roland Freisler, 15 January 1945

Nikolaus Groß, vor dem Volksgerichtshof, 
15.  Januar 1945. Der von Roland Freisler geführte 
Erste Senat verurteilte Groß zum Tode. Er wurde 
am 23. Januar 1945 in Berlin-Plötzensee hinge-
richtet. Seine Leiche wurde verbrannt, die Asche 
über einem Rieselfeld verstreut. Groß wurde 2001 
posthum durch Papst Johannes Paul II. selig  
gesprochen.

Nikolaus Groß before the People’s Court, 15 January 
1945. The First Senate, chaired by Roland Freisler,  
sentenced Groß to death. He was executed on 
23 January 1945 in Berlin-Plötzensee prison. His 
corpse was burned and the ashes were strewn over 
a sewage farm. Groß was posthumously declared a 
saint by Pope John Paul II in 2001.
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Nikolaus Groß,  
Radierung, undatiert. 

Nikolaus Groß,  
etching, undated. 

15. Januar 1945

“If we do not put  

our life at stake today,  

how can we stand up before 

God and our conscience!”  

Nikolaus Groß, 19 July 1944

   „Wenn wir heute nicht  

unser Leben einsetzen,  

wie sollen wir dann vor Gott  

und unserem Gewissen  

bestehen!“

Nikolaus Groß, 19. Juli 1944

NS-Dokumentationszentrum Köln (N320-70)

 

Die zerstörte Lagebaracke im „Führerhauptquartier Wolfsschanze“ nach 
dem Attentatsversuch von Oberst Claus Graf Schenk von Stauffenberg auf 
Hitler, Rastenburg (Ostpreußen), 20. Juli 1944. Noch in der Nacht wurden 
Stauffenberg und andere am Umsturz Beteiligte verhaftet und im Berliner 
Bendlerblock, dem Hauptquartier der Wehrmacht, erschossen. Weitere 
„Verschwörer“ sollten vor dem Volksgerichtshof abgeurteilt werden. Da für 
Strafverfahren gegen Militärangehörige das Reichskriegsgericht zuständig 
war, schloss ein rasch eingesetzter militärischer „Ehrenhof“ die beteiligten 
Offiziere aus der Wehrmacht aus und ermöglichte so ihre Aburteilung vor dem 
Volksgerichtshof. Der erste Prozess gegen acht am Umsturzversuch Beteiligte 
fand am 7. und 8. August 1944 statt. Vor Prozessbeginn hatte Hitler das 
Gericht angewiesen, den Angeklagten keine längere Redezeit zuzugestehen. 
Alle sollten zum Tode verurteilt und die Todesstrafen spätestens zwei Stunden 
nach der Urteilsverkündung vollzogen werden. Ein Kamerateam filmte sowohl 
den Prozess als auch später die Hinrichtungen.

The wrecked hut in Hitler’s headquarters, the Wolf’s Lair, after the assassination 
attempt on Hitler by Colonel Claus Graf Schenk von Stauffenberg, Rastenburg 
(East Prussia), 20 July 1944. Stauffenberg and others involved in the plot were 
arrested during the same night and shot in the Bendlerblock, the Wehrmacht 
headquarters in Berlin. Other conspirators were to be sent for trial before the 
People’s Court. As the Reich Court Martial was responsible for penal cases against 
members of the military, a hastily convened military “court of honour” expelled 
the Wehrmacht officers who had been involved, which allowed for their trial by 
the People’s Court. The first trial, against eight of the people involved in the 
attempted coup, was held on 7 and 8 August 1944. Before the start of the trial, 
Hitler instructed the Court that the defendants should be prevented from making 
long speeches. They were all to be condemned to death and the death sentence 
should be carried out not longer than two hours after the judgement had been 
pronounced. A camera team filmed the trial and the subsequent executions.
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Blick auf die Richterbank während eines Prozes­
ses des Volksgerichtshofs gegen die Beteiligten am 
Umsturzversuch auf Hitler, Kammergericht Berlin, 
8. September 1944. Von links: Georg Seuberth, 
General Hermann Reinecke, Gerichtspräsident 
Roland Freisler, Volksgerichtsrat Paul Lämmle und 
Hans-Fritz Kaiser. Ganz rechts außen Oberreichs-
anwalt Ernst Lautz als Vertreter der Anklage. Vor 
dem Richtertisch der Angeklagte Ulrich von Has-
sell (stehend) während seiner Aussage. 

The judges’ bench during a trial at the People’s 
Court of defendants involved in the attempted 
coup against Hitler, Berlin Court of Appeal, 
8 September 1944. From left: Georg Seuberth, 
General Hermann Reinecke, President of the Court 
Roland Freisler, People’s Court counsellor Paul 
Lämmle and Hans-Fritz Kaiser. At the far right is 
Reich Chief Prosecutor Ernst Lautz, acting for the 
prosecution. The defendant Ulrich von Hassell is 
shown standing before the judges’ desk during his 
statement. 

Blick in die Reihen der Zuschauer, 7./8. August 
1944. Die Verhandlung fand unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit statt. Lediglich geladene Vertreter 
von Partei, Wehrmacht und SS sowie  ausgesuchte 
Pressevertreter durften anwesend sein. Im Vorder-
grund rechts Dr. Ernst Kaltenbrunner, Chef der 
 Sicherheitspolizei und des SD und Leiter des 
Reichssicherheitshauptamtes, links neben ihm 
Hans Hinkel, Sonderbeauftragter des Reichs-
propagandaministeriums und verantwortlich für  
die Filmaufnahmen vom Prozess. 

View of the public seats, 7­8 August 1944. The 
trial was held behind closed doors. Only  invited 
representatives from the Nazi Party, the Wehrmacht 
and the SS, and chosen press representatives, 
were allowed to attend. In the foreground, right, 
is Dr. Ernst Kaltenbrunner, chief of the Security 
Police and the Security Service (SD) and head of 
the Reich Security Main Office; left, beside him, 
is Hans Hinkel, special commissioner of the  Reich 
Propaganda Ministry, who was responsible for 
 filming the trial.

Gerichtspräsident Roland Freisler (Mitte) während 
der Urteilsverkündung im Prozess gegen die Betei­
ligten am Umsturzversuch auf Hitler, Kammer­
gericht Berlin, 8. August 1944. Hinter Freisler ist 
in der Hakenkreuzfahne das für die Filmkamera 
geschnittene Loch erkennbar. Wie vor Verhand-
lungsbeginn geplant, wurden alle Angeklagten zum 
Tode verurteilt. Noch am selben Abend wurden sie 
in Berlin-Plötzensee hingerichtet. In den folgenden 
Monaten fällte der Volksgerichtshof mehr als 100 
weitere Todesurteile gegen Personen, denen Betei-
ligung am Attentat oder Kenntnis der Attentats-
pläne vorgeworfen wurde.

Roland Freisler (centre), president of the People’s 
Court, during the announcement of the judgement in 
the trial against the people involved in the attempted 
coup against Hitler, Berlin Court of Appeal, 8 August 
1944. The hole cut out for the film camera in the 
swastika can be seen in the flag behind Freisler. As 
decided before the trial  began, all the defendants 
were sentenced to death. They were executed in 
Berlin-Plötzensee prison on the evening of the same 
day. In the months that followed the People’s Court 
pronounced over a hundred further death sentences 
against people accused of involvement in the 
attempted assassination, or of having known about 
the plans for it. 
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Blick auf die Anklagebank, 8. August 1944. Die 
Angeklagten wurden jeweils von zwei Polizisten 
flankiert. Letzte Reihe, von rechts, in Zivil: Paul 
von Hase, Robert Bernardis und Friedrich-Karl 
Klausing. Erste Reihe, von rechts: Erwin von Witz-
leben und Erich Hoepner (verdeckt). Nicht im Bild 
zu sehen sind Hellmuth Stieff, Peter Graf Yorck 
von Wartenburg und Albrecht von Hagen.

The dock, 8 August 1944. Each defendant was 
flanked by two police officers. Back row, from right, 
in civilian dress: Paul von Hase, Robert Bernardis 
and Friedrich-Karl Klausing. Front row, from right, 
Erwin von Witzleben and Erich Hoepner (not  
visible). The other defendants (not shown in the 
 photograph) were Hellmuth Stieff, Peter Graf Yorck 
von Wartenburg and Albrecht von Hagen.
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Erwin von Witzleben während seiner Vernehmung 
vor dem Volksgerichtshof, 8. August 1944. Die 
Angeklagten, die Spuren von Misshandlungen 
trugen, mussten den Gerichtssaal ohne Gürtel 
und Schnürsenkel betreten. Daher war Erwin von 
Witzleben gezwungen, seine Hose festzuhalten. 
Gerichtspräsident Roland Freisler ließ es während 
des Prozesses an jeglicher richterlichen Neutralität 
fehlen. Er bezeichnete die Angeklagten als Lumpen, 
Mörder, Verräter und Esel, nannte ihr Auftreten 
jämmerlich, unverschämt und frech und überzog 
sie mit Hohn und Spott.

Erwin von Witzleben during questioning before the 
People’s Court, 8 August 1944. The defendants, 
who showed signs of maltreatment, had to enter 
the courtroom without their belts and shoelaces. 
Erwin von Witzleben was consequently obliged 
to hold up his trousers. The Court president, 
Roland Freisler, showed no semblance of judicial 
neutrality. He described the defendants as shoddy, 
murderers, traitors and asses, described their 
appearance before the Court as despicable, 
shameless and insolent, and heaped scorn and 
derision upon them. 

regiMegegner iM uMfeld des 20. Juli 1944
BArch (146-1972-025-12)

 „Sie können uns dem Henker überantworten. 

In drei Monaten zieht das empörte  

und gequälte Volk Sie zur Rechenschaft  

und schleift Sie bei lebendigem Leib  

durch den Kot der Straßen.“

Erwin von Witzleben zu Roland Freisler, 8. August 1944

“You can deliver us to the hangman. 

In three months the outraged 

and tortured nation will call you 

to account and drag you alive through 

the excrement on the streets.”  

Erwin von Witzleben to Roland Freisler, 8 August 1944

oPPonents of the nazi regiMe iMPliCated in the atteMPted CouP of 20 JulY 1944

8. august 1944
todesstrafen
death Penalties

studentisChe widerstandsgruPPe
students’ resistanCe grouP

„weisse rose“

22. feBruar 1943
todesstrafen
death Penalties

SZ-Photo (00004624)Stadtarchiv MünchenStadtarchiv München

 „In einem Staat 

rücksichtsloser Knebelung 

jeder freien Meinungsäußerung 

sind wir aufgewachsen.“

Auszug aus dem sechsten Flugblatt der Weißen Rose

“We grew up 

in a state in which

all freedom of expression

is ruthlessly suppressed.” 

Excerpt from the sixth White Rose leaflet 
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Lichthof der Universität München, undatiert.
Hier wurden die Geschwister Scholl am 18. Fe-
bruar 1943 beim Auslegen von Flugblättern von 
Hausmeister Jakob Schmid beobachtet und festge-
halten, bis die Gestapo kam. Zum Dank für seine 
Mithilfe wurde Schmid befördert. Überdies erhielt 
er eine Belohnung in Höhe von 3.000 Reichsmark. 

The patio of Munich University, undated. 
The janitor Jakob Schmid saw Hans and Sophie 
Scholl distributing leaflets on 18 February 1943 
and detained them until the Gestapo arrived. 
Schmid was promoted for helping with the arrest 
and received a reward of 3,000 Reichsmarks. 

“Calling all Germans!” fifth leaflet, February 1943. 
This was the leaflet Hans and Sophie Scholl were 
distributing when they were arrested on 18 February 
1943 at Munich  University. The White Rose leaflets 
called for self-determination, passive resistance 
and the struggle against Hitler and his party.

Fünftes Flugblatt „Aufruf an alle Deutsche!“, 
 Februar 1943. Bei der Verteilung dieses Flug-
blattes an der Universität München wurden die 
Geschwister Scholl am 18. Februar 1943 festge-
nommen. Die Flugblätter der „Weißen Rose“ riefen 
zur Selbstbestimmung, zum passiven Widerstand 
und zum Kampf gegen Hitler und seine Partei auf.
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Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs  gegen 
die Geschwister Scholl und Christoph Probst, 
München, 22. Februar 1943. Wegen Wehrkraft-
zersetzung, Feindbegünstigung und Vorbereitung 
zum Hochverrat verurteilte der von Roland Freisler 
geführte Erste Senat die Geschwister Scholl und 
Christoph Probst zum Tode. Noch am selben Tag 
wurden sie in München-Stadelheim hingerichtet. 
Ein zweiter Prozess gegen weitere Mitglieder der 
„Weißen Rose“ fand im April 1943 statt.

Excerpt from the People’s Court judgement against 
Hans and Sophie Scholl and Christoph Probst, 
 Munich, 22 February 1943. The First Senate under 
Roland Freisler sentenced Hans and Sophie Scholl 
and Christoph Probst to death for subverting the 
war effort and planning high treason. They were 
executed on the same day in Stadelheim Prison 
in Munich. A second trial against other White Rose 
members was held in April 1943.
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Inserat des Münchner Geschäftsmanns Willy Scholl, 
Völkischer Beobachter, 2. März 1943. Er betont, 
dass er mit den „wegen Landesverrat zum Tode ver-
urteilten und bereits hingerichteten Geschwistern 
Scholl“ in keinerlei Verwandtschaftsverhältnis stehe. 
Distanzierende Anzeigen wie diese wurden wieder-
holt in der Presse platziert.

Press notice by the Munich businessman Willy 
Scholl, Völkischer Beobachter, 2 March 1943. The 
businessman stressed that he was not related in 
any way to the “brother and sister Scholl, who were 
 sentenced to death for treason and executed”. 
 Denial notices like this were repeatedly placed in 
the press.
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Hans und Sophie Scholl, um 1943 und Christoph Probst, um 1940. Hans 
Scholl (1918-1943) studierte seit 1939 in München Medizin. Im Juni 1942 
begründete er mit einigen Freunden, unter ihnen auch Christoph Probst, die 
studentische Widerstandsgruppe „Weiße Rose“. Die Gruppe, der sich seine 
Schwester Sophie anschloss, verfasste, druckte und verteilte in der Region 
München und einigen anderen deutschen Städten Flugblätter, in denen sie 
die Verbrechen des NS-Regimes anprangerte und zum Widerstand aufrief. Die 
Gruppe schrieb auch gegen Hitler und die NS-Herrschaft gerichtete Parolen 
an öffentliche Gebäude im Raum München. Als Hans und Sophie Scholl am 
18. Februar 1943 im Lichthof der Universität München Flugblätter auslegten, 
wurden sie beobachtet und bis zum Eintreffen der Gestapo festgehalten.  
Bereits vier Tage später mussten sie sich vor dem eilends nach München  
gereisten Ersten Senat des Volksgerichtshofs verantworten.

Hans and Sophie Scholl, around 1943, and Christoph Probst, around 1940. 
Hans Scholl (1918–1943) began studying medicine in Munich in 1939. 
In June 1942 he and several friends, including Christoph Probst, set up a 
students’ resistance group called the White Rose. Hans’ sister Sophie also 
belonged to the group, which wrote, printed, and distributed leaflets in the 
Munich region and in some other German cities. They attacked the Nazi regime 
and called for resistance. Group members also wrote slogans against Hitler and 
the Nazi government on public buildings in the Munich area. On 18 February 
1943 Hans and Sophie Scholl were seen distributing leaflets in the patio of 
Munich University. They were caught and held there until the Gestapo arrived. 
Only four days later, Hans and Sophie Scholl were brought before the First 
Senate of the People’s Court, which had rushed to Munich.
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Sophie Scholl (1921–1943), erkennungsdienst­
liches Foto, Februar 1943. Die Schwester von 
Hans Scholl studierte seit Mai 1942 in München 
Biologie und Philosophie. Sie gehörte zum Kern 
der Widerstandsgruppe „Weiße Rose“.

Sophie Scholl (1921–1943), police identification  
photo, February 1943. Sophie Scholl, Hans 
Scholl’s sister, studied biology and philosophy in 
Munich from May 1942. She was a core member 
of the White Rose resistance group. 
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Hans Scholl (1918–1943), erkennungsdienstliches 
Foto, Februar 1943. Der Münchner Medizinstudent 
wurde nach Beginn des Zweiten Weltkrieges für 
mehrere Wochen als Sanitäter mit einer Studenten-
kompanie an die Ostfront geschickt. Die dortigen 
Erlebnisse und die Kenntnis von den Massenmorden 
in Polen und der Sowjetunion motivierten ihn zum 
Widerstand gegen das NS-Regime. 

Hans Scholl (1918–1943), police identification 
photo, February 1943. Hans Scholl, a medical 
student in Munich, was sent at the beginning of the 
Second World War to the Eastern front for several 
weeks as a medical orderly with a student company. 
His experiences there, and what he knew about 
the mass murders in Poland and the Soviet Union, 
inspired him to active resistance against the Nazi 
regime.
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Christoph Probst (1919–1943), um 1940. Der 
Medizinstudent gehörte ebenfalls zum Kern der 
Widerstandsgruppe „Weiße Rose“ und war an 
der Flugblattherstellung beteiligt. Er wurde am 
20. Februar 1943 in Innsbruck festgenommen und 
gemeinsam mit Hans und Sophie Scholl vor dem 
Volksgerichtshof angeklagt. 

Christoph Probst (1919–1943), around 1940. 
Christoph Probst, a medical student and another 
core member of the White Rose resistance group, 
was involved in producing the leaflets. He was 
arrested in Innsbruck on 20 February 1943 and 
indicted before the People’s Court with Hans und 
Sophie Scholl.

studentisChe widerstandsgruPPe 
students’ resistanCe grouP

„weisse rose“

Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs gegen 
weitere Mitglieder der „Weißen Rose“, 19. April  
1943. Der aus „psychologischen Gründen“ erneut  
in München tagende Erste Senat verurteilte Willi 
Graf, Kurt Huber und Alexander Schmorell zum 
Tode. Zehn weitere Mitglieder der Widerstands-
gruppe erhielten Zeitstrafen zwischen sechs Monaten 
Gefängnis und zehn Jahren Zuchthaus. Ein Ange-
klag ter wurde wegen „besonderer Verhältnisse“ 
freige sprochen. Kurt Huber und Alexander Schmorell 
wurden am 13. Juli 1943 in München Stadelheim 
hingerichtet, Willi Graf am 12. Oktober 1943.

Excerpt from the People’s Court judgement against 
other members of the White Rose group, 19 April 
1943. The First Senate convened in Munich again, 
citing “psychological reasons”, and sentenced Willi 
Graf, Kurt Huber and Alexander Schmorell to death. 
Ten other members of the White Rose resistance 
group received sentences ranging from six months 
in prison to ten years’ in a penitentiary. One defen-
dant was acquitted due to “special circumstances”. 
Kurt Huber and Alexander Schmorell were executed 
on 13 July 1943 in Stadelheim prison in Munich. 
Willi Graf was executed on 12 October 1943.
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Hans Scholl (2. v. l.) und Sophie Scholl mit ihren 
Freunden Hubert Furtwängler (1. v. l.), Raymund 
Samiller und Alexander Schmorell am Ostbahnhof, 
unmittelbar vor dem Abtransport der Studenten­
kompanie an die Ostfront, München, Juli 1942. 
Ihre Erlebnisse im Sanitätsdienst an der Front 
und die Kenntnis von den Massenmorden in Polen 
und der Sowjetunion motivierten sie zum Wider-
stand gegen das NS-Regime. 

Hans Scholl (2nd from left) and Sophie Scholl with 
their friends, Hubert Furtwängler (first from left), 
Raymund Samiller and Alexander Schmorell, at 
Munich Ostbahnhof directly before the departure 
of the student company to the eastern front, July 
1942. Their experiences in the medical corps at 
the front, and their knowledge of the mass murders 
in Poland and the Soviet Union inspired them to 
resistance against the Nazi regime. 
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 „Brave, herrliche junge Leute! 

Ihr seid nicht umsonst gestorben, 

sollt nicht vergessen sein.“

Thomas Mann, 27. Juni 1943

“Good, splendid young people! 

You shall not have died in vain, 

you shall not be forgotten.” 

Thomas Mann, 27 June 1943
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Willi Graf (1918­1943), erkennungsdienstliches 
Foto, um 1943. Der Medizinstudent wurde von 
der Wehrmacht zum Sanitäter ausgebildet und 
anschließend in Frankreich und später in der So-
wjetunion eingesetzt. Im April 1942 setzte er sein 
Medizinstudium in München fort und engagierte 
sich in der Widerstandsgruppe „Weiße Rose“. Am 
18. Februar 1943 wurde auch er festgenommen. 

Willi Graf (1918–1943), police identification 
photo, around 1943. The medicine student Willi 
Graf was trained as a medical orderly by the 
Wehrmacht and served in France and later in the 
Soviet Union. He resumed his medical studies 
in Munich in April 1942 and participated in the 
White Rose resistance group. He was also arrested 
on 18 February 1943.
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Kurt Huber (1893–1943), erkennungsdienstliches 
Foto, 1943. Er war seit 1926 Lehrbeauftragter für 
Philosophie an der Universität München. 1940 
wurde er zum außerplanmäßigen Professor ernannt. 
Er unterhielt seit 1942 enge Kontakte zur Wider-
standsgruppe um Hans und Sophie Scholl. Ende 
Februar 1943 wurde auch er festgenommen.

Kurt Huber (1893–1943), police identification 
photo, 1943. Kurt Huber taught philosophy at 
Munich University from 1926. He became an 
adjunct professor in 1940. From 1942 onwards 
he had close contact with the  resistance group 
around Hans und Sophie Scholl. He was arrested 
at the end of February 1943. 
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Alexander Schmorell (1917–1943), erkennungs­
dienstliches Foto, 1943. Der in Russland  
geborene Schmorell lebte seit 1921 in München. 
1939 begann er in Hamburg ein Medizinstudium, 
wechselte später aber zurück nach München. 
Er gehörte zu den Begründern der Widerstands-
gruppe „Weiße Rose“. Nach der Verhaftung der 
Geschwister Scholl tauchte er in einem Kriegs-
gefangenenlager in Innsbruck unter. Bei seiner 
Rückkehr nach München am 24. Februar 1943 
wurde er festgenommen.

Alexander Schmorell (1917–1943), police iden­
tification photo, 1943. Alexander Schmorell 
was born in Russia and lived in Munich from 
1921. He began studying medicine in Hamburg 
in 1939 but moved back to Munich later. He 
was a founder member of the White Rose 
resistance group. After Hans and Sophie Scholl 
were arrested he hid in a prisoner of war camp 
in Innsbruck. He was arrested on his return to 
Munich on 24 February 1943.

SZ-Photo (00004614)SZ-Photo (00004626)SZ-Photo (00004625)

Alexander Schmorell, Willi Graf und Professor Kurt Huber, um 1940. Die  beiden 
Medizinstudenten und der Professor für Philosophie gehörten ebenfalls zur 
Widerstandsgruppe um Hans und Sophie Scholl. Alexander Schmorell und Willi 
Graf waren eng mit Hans Scholl befreundet. Wie er wurden auch sie als Sanitäter 
in einer Studentenkompanie an der Front eingesetzt. Im Februar 1943 nahm 
die Gestapo Schmorell, Graf und Huber fest. Sie wurden am 19. April mit elf 
weiteren Mitgliedern der „Weißen Rose“ vor dem erneut in München tagenden 
Volksgerichtshof angeklagt.

Alexander Schmorell, Willi Graf and Professor Kurt Huber, around 1940. The 
two medicine students and the philosophy professor were also members of the 
resistance group around Hans and Sophie Scholl. Alexander Schmorell and 
Willi Graf were close friends of Hans Scholl and had also served at the front as 
medical orderlies in a student company. Schmorell, Graf and Huber were arrest-
ed by the Gestapo in February 1943. Together with eleven other members of 
the White Rose group, they were indicted before the People’s Court, convened 
again in Munich, on 19 April 1943.

19. aPril 1943
todesstrafen
death Penalties

Schreiben der Partei-Kanzlei an den Reichsminister der Justiz, 29. November 1943.
Die Partei-Kanzlei fragt nach dem Stand im Strafverfahren Hans Leipelt und bittet um Mitteilung des Verfahrensausgangs. Leipelt war am 8. Oktober 1943 nach einer Geldsammlung für die mittellose Familie des 
ermordeten Professors Kurt Huber denunziert und festgenommen worden. 

hans leiPelt
student
student

13. oktoBer 1944
todesstrafe
death PenaltY

Auszug aus dem Urteil des Volksgerichtshofs  
gegen Hans Leipelt und sechs weitere Personen, 
13. Oktober 1944. Der in Donauwörth tagende 
Zweite Senat verurteilte Hans Leipelt wegen 
Hörens ausländischer Rundfunksender, Wehrkraft-
zersetzung und Feindbegünstigung zum Tode. 
Seine Freundin Marie-Luise Jahn erhielt eine 
zwölfjährige Zuchthausstrafe. Zwei Angeklagte 
wurden freigesprochen, die übrigen mit Zeitstrafen 
zwischen einem Jahr Gefängnis und zwei 
Jahren Zuchthaus belegt. Hans Leipelt wurde 
am 29. Januar 1945 in München-Stadelheim 
hingerichtet. Marie-Luise Jahn überlebte das 
Kriegsende. Sie wurde am 29. April 1945 im 
Zuchthaus Aichach befreit.

Excerpt from the People’s Court judgement against 
Hans Leipelt and six others, 13 October 1944. 
The Second Senate convened in Donauwörth and 
sentenced Hans Leipelt to death for listening to 
foreign radio stations, subverting the war effort, and 
aiding the enemy. His girlfriend  Marie-Luise Jahn 
was sentenced to twelve years in a penitent iary. 
Two defendants were acquitted, while the others 
received sentences ranging from one year in 
prison to two years in a penitentiary. Hans Leipelt 
was executed on 29 January 1945 in Munich-
Stadelheim prison. Marie-Luise Jahn survived the 
war and was liberated in Aichach penitentiary on  
29 April 1945. 
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Hans Leipelt (1921–1945), 1939. Hans Leipelt, who was born in Vienna, 
volunteered for the Wehrmacht but was discharged only a year later because 
the Nazis classified him as “half-Jewish”. He started studying chemistry in 
Hamburg but transferred to Munich University in the winter of 1941–42. After 
the execution of Hans and Sophie Scholl, Leipelt and his girlfriend Marie-
Luise Jahn wanted to continue the resistance work of the White Rose group. 
They reproduced the final White Rose leaflet and distributed it to friends in 
Munich and Hamburg. With their friends they also collected donations to help 
the family of Professor Kurt Huber, who had been condemned to death by the 
People’s Court and executed for membership of the White Rose. On 8 October 
1943, while collecting money for this, Hans Leipelt and his friends were 
denounced and arrested. They were indicted before the People’s Court on  
13 October 1944.

Hans Leipelt (1921–1945), 1939. Der gebürtige Wiener meldete sich 1939 
freiwillig zur Wehrmacht, wurde jedoch bereits ein Jahr später als „Halbjude“ 
wieder entlassen. Er begann in Hamburg ein Chemiestudium und wechselte 
im Winter 1941/42 an die Universität München. Leipelt wollte nach der 
Hinrichtung von Hans und Sophie Scholl gemeinsam mit seiner Freundin 
Marie-Luise Jahn die Arbeit der Widerstandsgruppe „Weiße Rose“ weiterführen. 
Sie schrieben das letzte Flugblatt der Gruppe ab und verteilten es an Freunde 
in München und Hamburg. Gemeinsam mit Freunden sammelten sie Spenden, 
um die Familie des vom Volksgerichtshof wegen seiner Zugehörigkeit zur 
„Weißen Rose“ zum Tode verurteilten und hingerichteten Professors Kurt 
Huber zu unterstützen. Am 8. Oktober 1943 wurden sie während einer solchen 
Geldsammlung denunziert und festgenommen. Sie wurden erst am 13. Oktober 
1944 vor dem Volksgerichtshof angeklagt.

Klaus Möller

“Yet their spirit

shall live on!”  

Hans Leipelt, February 1943

 „Und ihr Geist 

lebt trotzdem weiter!“«

   Hans Leipelt, Februar 1943
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Sophie Scholl (1921­1943), erkennungsdienstli­
ches Foto, Februar 1943. Die Schwester von Hans 
Scholl studierte seit Mai 1942 in München Bio-
logie und Philosophie. Sie gehörte zum Kern der 
Widerstandsgruppe „Weiße Rose“. 

Sophie Scholl (1921­1943), erkennungsdienstli­
ches Foto, Februar 1943. Die Schwester von Hans 
Scholl studierte seit Mai 1942 in München Bi-
ologie und Philosophie. Sie gehörte zum Kern der 
Widerstandsgruppe „Weiße Rose“. 
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Hans Scholl (1918­1943), erkennungsdienstliches 
Foto, Februar 1943. Der Münchner Medizinstudent, 
der bereits Ende 1937 wegen Zugehörigkeit zu einer 
verbotenen Jugendgruppe vorübergehend inhaftiert 
worden war, wurde nach Beginn des Zweiten Welt-
krieges für mehrere Wochen als Sanitäter mit einer 
Studentenkompanie an die Ostfront geschickt. Die 
dortigen Erlebnisse und die Kenntnis von den Mas-
senmorden in Polen und der Sowjetunion motivier-
ten ihn zum Widerstand gegen das NS-Regime. 

Hans Scholl (1918­1943), erkennungsdienstliches 
Foto, Februar 1943. Der Münchner Medizinstudent, 
der bereits Ende 1937 wegen Zugehörigkeit zu einer 
verbotenen Jugendgruppe vorübergehend inhaftiert 
worden war, wurde nach Beginn des Zweiten Welt-
krieges für mehrere Wochen als Sanitäter mit einer 
Studentenkompanie an die Ostfront geschickt. Die 
dortigen Erlebnisse und die Kenntnis von den Mas-
senmorden in Polen und der Sowjetunion motivier-
ten ihn zum Widerstand gegen das NS-Regime. 
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Christoph Probst (1919–1943), um 1940. Der 
Medizinstudent gehörte ebenfalls zum Kern der 
Widerstandsgruppe „Weiße Rose“ und war an der 
Flugblattherstellung beteiligt. Er wurde am 19. 
Februar 1943 in Innsbruck festgenommen und 
gemeinsam mit Hans und Sophie Scholl vor dem 
Volksgerichtshof angeklagt. 

Christoph Probst (1919–1943), um 1940. Der 
Medizinstudent gehörte ebenfalls zum Kern der 
Widerstandsgruppe „Weiße Rose“ und war an der 
Flugblattherstellung beteiligt. Er wurde am 19. 
Februar 1943 in Innsbruck festgenommen und 
gemeinsam mit Hans und Sophie Scholl vor dem 
Volksgerichtshof angeklagt. 

Der Münchner Justizpalast, um 1930. Hier 
verurteilte der Erste Senat des Volksgerichtshofs 
unter Vorsitz von Roland Freisler die Geschwister 
Scholl und Christoph Probst am 22. Februar 
1943 zum Tode. Auch der zweite Prozess gegen 
14 weitere Mitglieder der „Weißen Rose“ am 
19. April 1943 fand hier statt. 

Munich Courthouse, around 1930. In this 
building the First Senate of the People’s Court, 
chaired by Roland Freisler, sentenced Hans and 
Sophie Scholl and Christoph Probst to death 
on 22 February 1943. The second trial, against 
14 other members of the White Rose group on 
19 April 1943, was also held here.
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Abwicklung der einzelnen Wände  
(Bsp. Topographie des Terrors) 
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GründunG  
des Gerichts 
establishment  
of the court 

die präsidenten
the court presidents

prozessbeobachter  
und besucher
trial obserVers  
and Visitors

 „Um in zukünftigen Fällen den gleichen Fehler zu vermeiden,  

erscheint es mir dringend erforderlich, daß zur Aburteilung von 

derartigen Schwerverbrechen, für die nach den geltenden Vorschriften  

das Reichsgericht zuständig ist, ein Sondergericht eingesetzt wird.“ 

Wilhelm Frick, Reichsinnenminister, 18. Januar 1934

“To avoid the same mistakes in future cases I think that a special court  

is urgently needed for judging serious crimes like this, for which  

the Reich Supreme Court is responsible under the present law.” 

Wilhelm Frick, Reich Interior Minister, 18 January 1934 

 „Bei keinem anderen Gericht als beim Volksgerichtshof  

tritt so klar zutage, daß die Rechtsprechung dieses  

höchsten politischen Gerichtshofes mit der Staatsführung  

in Einklang stehen muß.“

Otto Thierack, 9. September 1942

“The People’s Court shows more clearly than  

any other court that the administration of justice  

of this highest political court must be in harmony  

with the government of the state.” 

Otto Thierack, 9 September 1942

 „Was der Führer von uns verlangt,  

uns so oft gesagt hat, uns stetig vorlebt, ist also  

das Gesetz unserer politischen Rechtsprechung.“

Roland Freisler, 1. Dezember 1944

 “What the Führer demands of us, and has so often told us,  

and constantly shows us as an example, is consequently  

the law that governs our political administration of justice.”  

Roland Freisler, 1 December 1944

 „Wir wurden zu dem Volksgerichtshof geführt und  

dort wurde uns  erklärt, daß wir so unauffällig wie möglich Tonfilm- und 

Situationsaufnahmen von dem Prozeß herstellen sollen. Wir richteten 

daraufhin eine provisorische Beleuchtung ein und bauten unsere Tonkamera 

hinter den dort befindlichen Türen auf, um durch ein Loch die Aufnahmen  

zu machen. Ein Kameramann mußte im Saal Situationsaufnahmen und  

die allgemeine Atmosphäre aufnehmen.“

Erich Stoll, Kameramann der Deutschen Wochenschau, nach 1945

“We were taken to the People’s Court and were told to make sound films  

and images of the situation at the trial as discreetly as possible. So we set up 

temporary lighting and installed our film cameras behind the doors there to 

film the scenes through a hole. A cameraman had to film the situation and 

the general atmosphere in the courtroom.”  

Erich Stoll, German newsreel cameraman, after 1945

 „Nach der ersten Pause erkundigte sich […] Dr. Freisler, wie die Aufnahmen 

geworden sind. Wir mußten dem Präsidenten mitteilen, daß er den Angeklagten 

gegenüber zu laut geschrieen habe, so daß es dem Tonmeister nicht möglich 

war, den Ausgleich zwischen der schreienden Stimme und der leisen 

Stimme des Angeklagten herzustellen. Leider wiederholte bei den anderen 

Vernehmungen der Präsident des Gerichtshofes sein Schreien, so daß die 

Aufnahmen technisch nur als ungenügend bezeichnet werden konnten.“

Erich Stoll, Kameramann der Deutschen Wochenschau, nach 1945

“After the first break … Dr. Freisler asked us how the filming had turned out. 

We had to tell the president that he had shouted at the defendant  

too loudly, so that it was impossible for the sound engineer to get the balance 

between his screaming voice and the soft voice of the defendant.  

Unfortunately the president of the court repeatedly shouted  

during the other examinations as well, with the result that the recordings 

could only be described as technically deficient.”  

Erich Stoll, German newsreel cameraman, after 1945

orGanisation
orGanisation

ausGewählte richter
selected JudGes 

press reportinG

berichterstattunG
in der presse

 „In der Bellevuestraße […] erhebt sich aus der beschaulichen Ruhe  

eines baumbestandenen Gartens das Gebäude des Volksgerichtshofs.  

Es ist das höchste Strafgericht des Dritten Reiches, und so kommen  

auch nur die schwersten Vergehen, deren ein Mitglied unserer  

Volksgemeinschaft angeklagt werden kann, zur Aburteilung:  

der Hochverrat und der Landesverrat.“ 

Völkischer Beobachter, 4. November 1938

“In Bellevuestraße … the People’s Court building towers  

above the calmness and tranquillity of a tree-lined garden.  

As the supreme criminal court of the Third Reich,  

it pronounces judgement only on the most serious crimes  

for which a member of our national community can be charged:  

treason and high treason.” 

Völkischer Beobachter, 4 November 1938

 „Im allgemeinen muß sich der Richter des Volksgerichtshofs daran  

gewöhnen, die Ideen und Absichten der Staatsführung als das Primäre  

zu sehen, das Menschenschicksal, das von ihm abhängt, als das Sekundäre.“

Otto Thierack, 9. September 1942

“A judge at the People’s Court must get accustomed to seeing  

the ideas and intentions of the leadership of the state as primary,  

and the human destiny that depends on it as secondary.”   

Otto Thierack, 9 September 1942

 „Die Pressenotizen über Urteile des Volksgerichtshofes in Landes-

verratssachen werden von der Justizpressestelle beim Volksgerichtshof 

ausgegeben. […] Es ist dafür Sorge zu tragen, daß alle amtlichen Nachrichten 

über Verurteilungen wegen Landesverrats möglichst in allen deutschen 

Tageszeitungen veröffentlicht werden.“ 

Deutsche Justiz, 1938

“In cases of treason, press notices about People’s Court judgements  

will be issued by the judicial press office at the People’s Court. … Care 

should be taken to ensure that, wherever possible, all the official news about  

judgements for treason is published in every German daily newspaper.” 

Deutsche Justiz, 1938

GründunG  
des Gerichts 
establishment  
of the court 

ausGewählte laienrichter

selected lay JudGes

 „Wäre er nicht gewissermaßen als ein böser Geist und als  

ein gewissenloser Verführer an seine Mitangeklagten – direkt oder indirekt – 

herangetreten und hätte er sie nicht für seine verbrecherischen Pläne  

zu gewinnen gewußt, so hätte wahrscheinlich keiner von den Mitangeklagten 

sich vor dem erkennenden Gericht verantworten müssen.“

Auszug aus dem Urteil gegen Herbert Michaelis, 1. März 1939

“If he had not approached his co-defendants – directly or indirectly –  

as a kind of evil spirit and as a ruthless corrupter, and if he  

had not succeeded in winning their support for his criminal plans,  

it is probable that none of the co-defendants  

would have had to answer to the present court.”  

Excerpt from the judgement against Herbert Michaelis, 1 March 1939

 „Dem Kammergericht und den Oberlandesgerichten werden  

seit der Errichtung des Volksgerichtshofes in Landesverratssachen  

nur Strafsachen von minderer Bedeutung zugewiesen.“

Deutsche Justiz, 1938

“As regards treason cases, from the time the People’s Court  

was established only less important crimes have been assigned to  

the Superior Court of Justice and the higher district courts.”  

Deutsche Justiz, 1938

 „Es hat sich herausgestellt, daß die Laienrichter beim Volksgerichtshof 

schlapper urteilen als die Berufsrichter. […] Es ist klar, daß, wenn man  

monatelang im Gerichtshof sitzt und einem so viel tatsächliches oder  

verschlagenes Elend vor Augen geführt wird, man auf die Dauer anfängt, 

weich in den Knien zu werden. Das ist aber im Augenblick in keiner Weise  

angebracht.“ 

Joseph Goebbels, 28. Juni 1942

“It has become evident that the lay judges at the People’s Court adjudicate 

more leniently than the professional judges … It is clear that when somebody 

sits as a judge in the People’s Court for months on end and is confronted with 

so much real or contrived wretchedness, in time this will soften him up. But 

that is definitely not the required attitude at the moment.” 

Joseph Goebbels, 28 June 1942

 „Ich lasse wieder ein paar Urteile gegen Rundfunkverbrecher  

veröffentlichen. Das Abhören ausländischer und feindlicher Rundfunksender  

hat im deutschen Volke bedenklich zugenommen.“

Joseph Goebbels, 4. April 1943

“I am going to have a few judgements against radio offenders  

published again. There is an alarming rise in the number of Germans  

listening to foreign and enemy radio stations.”  

Joseph Goebbels, 4 April 1943

urteilspraxis
sentencinG practice

ausGewählte  
staatsanwälte
selected public  
prosecutors

berichterstattunG 
im ausland
press reports 
outside Germany 

 „Im Ausland beschimpft man den Volksgerichtshof.  

Er gehört zum ständigen Paradestück der Hetzpresse.  

Man malt die Richter in blutrünstigen Farben,  

man faselt von Schauprozessen und Scheinverfahren.“ 

Völkischer Beobachter, 4. November 1938

“The People’s Court is reviled abroad.  

It is one of the standard bogeys of the gutter press.  

The reports portray the judges in bloodcurdling colours and  

babble on about show trials and fake proceedings.” 

 Völkischer Beobachter, 4 November 1938
„Die Marksteine der deutschen Justiz“, Karikatur, Arbei-
ter-Illustrierte Zeitung, Nr. 10, 1934. Folgende Stadien 
muss ein Verhafteter durchlaufen: Gestapo und Polizei, 
die misshandeln und so Geständnisse erzwingen, Richter, 
die verurteilen, Priester, die die Absolution erteilen, und 
schließlich der Scharfrichter, der tötet. 

“The milestones of the German judicial system.”  Cartoon, 
Arbeiter-Illustrierte Zeitung, no. 10, 1934. People in deten-
tion have to pass through the following stages: the Gestapo 
and police, who beat them up to force confessions; judges 
who pronounce sentence; priests who dispense absolution, 
and finally the executioner, who kills them.
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 „Die Todesstrafe ist im gesamten Reichsgebiet mittels des Fallbeils  

zu vollziehen, sofern die Reichsregierung nicht im Einzelfall anordnet,  

daß das Urteil durch Erhängen zu vollstrecken ist.“ 

Franz Gürtner, Reichsjustizminister, 1936

“In future the death penalty is to be carried out using the guillotine  

throughout the territory of the Reich, aside from individual cases where the 

government of the Reich orders the execution to be conducted by hanging.”  

Franz Gürtner, Reich Minister of Justice, 1936 

 „Jeden Montag war große Hinrichtung. Da waren sämtliche Beamte  

auf den Beinen – alles meldete sich freiwillig – denn es gab außer  

der Prämie, freies Essen und freies Rauchen. Um 13 Uhr waren  

die Hinrichtungen angesetzt – früh um 8 Uhr war schon Hochbetrieb.“

Zitiert nach Thomas Waltenbacher, Zentrale Hinrichtungsstätten

“Mondays were a big day for executions. The prison officials were  

all present – they all participated voluntarily – because aside from the bonus 

there was free food and tobacco. The executions were scheduled for 1 pm – 

and preparations were already underway early in the morning at 8 am.”  

Cited from Thomas Waltenbacher, Zentrale Hinrichtungsstätten

VerteidiGer

defence lawyers

1 2

Marinus van der Lubbe (stehend) vor dem Vierten Senat 
des Reichsgerichts in Leipzig, September 1933. Van der 
Lubbe und vier weitere Kommunisten wurden beschul-
digt, in der Nacht vom 27. zum 28. Februar 1933 im 
Reichstag Feuer gelegt zu haben. Am 23. Dezember ver-
urteilte das Gericht van der Lubbe zum Tode. Die übrigen 
Angeklagten sprach es aus Mangel an Beweisen frei. 

Marinus van der Lubbe (standing) before the Fourth 
Senate of the Reich Supreme Court in Leipzig, September 
1933. Van der Lubbe and four other communists were 
accused of an arson attack on the Reichstag on the night 
of 27 February, 1933. On 23 December 1933 the court 
condemned van der Lubbe to death. The other defendants 
were acquitted due to lack of evidence. 
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Eröffnung des Volksgerichtshofs im großen Sitzungssaal 
des Preußischen Abgeordnetenhauses in Anwesenheit 
der NS-Politprominenz, 14. Juli 1934. Am Rednerpult 
Reichsjustizminister Dr. Franz Gürtner, rechts auf der 
Seitentribüne die Richter des Volksgerichtshofs, ange-
führt vom vorläufigen Gerichtspräsidenten Dr. Fritz Rehn. 
Die zwölf Berufsrichter und ihr Präsident trugen dunkle 
Anzüge, die 19 Laienrichter Uniform.

Opening of the People’s Court in the Great Hall of the 
Prussian parliament, attended by prominent Nazi politi-
cians, 14 July 1934. The Reich minister of justice, Dr. 
Franz Gürtner, is at the speaker’s desk. The People’s 
Court judges led by the court president, Dr. Fritz Rehn 
are seated on the platform on the right. The twelve pro-
fessional judges and their president are wearing dark 
suits; the 19 lay judges are in uniform.
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Auszug aus dem Gesetz zur „Änderung von Vorschriften 
des Strafrechts und des Strafverfahrens“ vom 24. April 
1934. Der Volksgerichtshof war ein für Hoch- und Lan-
desverrat zuständiges Sondergericht. Er entschied in 
erster und letzter Instanz, seine Urteile erlangten sofort 
Rechtskraft. Die Möglichkeit der Berufung oder Revision 
gab es nicht.

Excerpt from the law of 24 April 1934 for changing the 
regulations of criminal law and criminal proceedings. 
The People’s Court was a special court responsible for 
cases of treason and high treason. It ruled in the first and 
last instance and its judgements immediately had the 
force of law. There was no possibility of appeal or review.
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Auszug aus dem Gesetz über den Volksgerichtshof, 
18. April 1936. Der Volksgerichtshof wird ordentliches 
Gericht mit eigenem Etat, eigener Anklagebehörde und 
auf Lebenszeit ernannten Berufsrichtern. Zwei Monate 
später erhielten seine Richter auch das Recht, die bis-
lang den Richtern des Reichsgerichts vorbehaltene rote 
Robe zu tragen. Sie waren diesen nun in jeder Hinsicht 
gleichgestellt.

Excerpt from the law on the People’s Court of 18 April 
1936. The law established the People’s Court as a regular 
court with its own budget, its own prosecuting authority 
and professional judges appointed for life. Two months 
later the People’s Court judges were given the right to 
wear red robes, which had previously been reserved for 
Supreme Court judges. From then on the People’s Court 
was equal to the Supreme Court in every respect. R
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Der Volksgerichtshof wurde am 24. April 1934 ins 
Leben gerufen. Direkter Anlass für seine Gründung 
war das Urteil des Reichsgerichts im Dezember 
1933 gegen fünf Kommunisten, die im Zusam­
menhang mit dem Brand im Reichstag in der 
Nacht vom 27. zum 28. Februar 1933 angeklagt 
waren. Im „Reichstagsbrandprozess“ wurde ein 
Angeklagter zum Tode verurteilt, die übrigen vier 
sprach das Gericht frei. Die Nationalsozialisten, 
die für alle Angeklagten die Todesstrafe gefordert 
hatten, waren empört. Um solche „Fehlurteile“ 
künftig zu verhindern, entzogen sie dem Reichs­
gericht die Zuständigkeit für Hoch­ und Landes­
verrat und übertrugen sie auf den Volksgerichts­
hof. Dieser neue oberste politische Gerichtshof 
war zunächst ein Sondergericht. Erst 1936 wurde 
das Tribunal ordentliches Gericht mit eigenem 
Etat, Stellenplan und auf Lebenszeit ernannten 
Richtern. Seinen Sitz hatte das Gericht in Berlin.

The People’s Court was founded on 24 April 
1934. Its establishment was a direct result of the 
judgement of the Reich Supreme Court in Decem­
ber 1933 against five communists who had been 
charged in connection with the fire in the Reichs­
tag on the night of 27 February 1933. In the 
Reichstag Fire Trial, one defendant was sentenced  
to death while the other four were acquitted. 
This incensed the Nazis, who had demanded the 
death penalty for all the defendants. To avoid 
such “judicial errors” in the future they revoked 
the Supreme Court’s responsibility for cases of 
treason and high treason and transferred it to the 
People’s Court. This new political supreme court 
began as a special tribunal. It became a regular 
court in 1936 with its own budget, staffing plan, 
and judges appointed for life. The court was 
based in Berlin.

Das Preußische Abgeordnetenhaus in der Prinz-Albrecht- 
Str. 5 (heute: Niederkirchnerstraße), um 1932. Hier fand 
am 14. Juli 1934 die feierliche Eröffnung des Volksgerichts-
hofs statt. Bis Mai 1935 hatte das Gericht hier seinen Sitz. 

The Prussian Parliament in Prinz-Albrecht-Str. 5 (present- 
day Niederkirchnerstraße), around 1932. The ceremonial 
opening of the People’s Court was held here on 14 July 
1934. The court was based here until May 1935.
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Das ehemalige Wilhelmsgymnasium in der Bellevuestr. 15,  
seit 1935 Sitz des Volksgerichthofs, um 1935. Das 
Ge bäude wurde 1943 durch Bombenangriffe beschädigt. 
Gerichtsverhandlungen fanden seither auch im Kammer-
gericht Berlin-Schöneberg und im Landgericht Potsdam 
statt. Als das Gebäude am 3. Februar 1945 bei einem 
erneuten Bombenangriff zerstört wurde, bei dem auch 
Gerichtspräsident Roland Freisler ums Leben kam, zog  
das Gericht nach Potsdam.

The former Wilhelmsgymnasium in Bellevuestr. 15, seat 
of the People’s Court from 1935, around 1935. The old 
school building was damaged by bombing in 1943.  After 
that, Court hearings were temporarily held either in the 
Berlin Superior Court of Justice in Schöneberg or in 
Potsdam District Court. On 3 February 1945 the building 
was again devastated by a bomb attack that killed the 
Court president, Roland Freisler. The Court then moved 
to Potsdam.
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Das Justizgebäude in Potsdam, um 1944. Bereits seit 
Oktober 1943 tagten einzelne Senate des Volksgerichts-
hofs im Schwurgerichtssaal. Im Februar 1945 wurde das 
Gebäude Amtssitz des Volksgerichtshofs.

The courthouse in Potsdam, around 1944. Some senates 
of the People’s Court already began convening here in 
the hall of the higher criminal court in October 1943. 
The building became the official seat of the People’s 
Court in February 1945.P
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Das Kammergericht in Berlin-Schöneberg, um 1938. 
Seit Ende 1943 tagte der Volksgerichtshof auch im dor-
tigen Plenarsaal. 1944/45 wurden hier die Widerstands-
kämpfer des 20. Juli 1944 abgeurteilt. 

The Superior Court of Justice in Berlin-Schöneberg, around 
1938. The People’s Court convened in the  great hall here 
from the end of 1943. In 1944–45, judgement was pro-
nounced here on members of the resistance movement 
that tried to overthrow the Nazis on 20 July 1944. 

Potsdam
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a  Tiergarten    

b  Mitte

c  Kreuzberg

d  Schöneberg

Amtseinführung des neuen Präsidenten des Volksge-
richtshofs Dr. Roland Freisler (rechts) durch seinen Vor-
gänger im Amt und neu ernannten Reichsjustizminister 
Dr. Otto Thierack, im Sitzungssaal des Volksgerichtshofs 
in der Bellevuestraße, 29. August 1942. 

Investiture of the new president of the People’s Court, 
Dr. Roland Freisler, (right) by his predecessor in office, 
the newly appointed Reich minister of justice, Dr. Otto 
Thierack, in the courtroom of the People’s Court in 
 Bellevuestraße, 29 August 1942. 

Eröffnung des Volksgerichtshofs, Preußisches Abgeordne-
tenhaus, 14. Juli 1934. Auf der Tribüne die Richter des 
Volksgerichtshofs. Von links: der vorläufige Präsident des 
Gerichtshofs Dr. Fritz Rehn gefolgt vom Vorsitzenden des 
Zweiten Senats, Dr. Wilhelm Bruner. Links am Redner-
pult Reichsjustizminister Dr. Franz Gürtner.

Opening of the People’s Court in the old Prussian 
Parliament, 14 July 1934. The People’s Court judges 
are seated on the raised dais. From left: the temporary 
president of the Court, Dr. Fritz Rehn, followed by the 
chairman of the Second Senate, Dr. Wilhelm Bruner. 
On the left, standing at the speaker’s desk, is the Reich 
minister of justice, Dr. Franz Gürtner.

Rehn, Direktor des Landgerichts I in Berlin, wurde nach 
der Machtübernahme der Nationalsozialisten Vorsitzen-
der des neu geschaffenen Sondergerichts Berlin. Im Juli 
1934 übernahm er die vorläufige Präsidentschaft des 
Volksgerichtshofs und den Vorsitz des Ersten Senats, 
obwohl der Stellvertreter des Führers Rudolf Heß gegen 
seine Ernennung Einspruch erhoben hatte, da er „als 
Nationalsozialist nicht bekannt“ sei. Rehn starb am 
18. September 1934 an den Folgen einer Erkrankung. 

After the Nazis came to power in 1933, Fritz Rehn, 
the director of District Court I in Berlin, became the 
chairman of the newly created special tribunal in Berlin. 
In July 1934 he temporarily assumed the presidency 
of the People’s Court and the chairmanship of the First 
Senate, although Hitler’s deputy, Rudolf Heß, objected to 
his appointment on the grounds that he was not known 
as a National Socialist. Following an illness, Rehn died 
on 18 September 1934.
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Bruner, Direktor des Landgerichts München, wurde im 
Juli 1934 zum Volksgerichtshof abgeordnet, wo er bis 
1936 den Vorsitz über den Zweiten Senat führte. Nach 
dem Tod von Fritz Rehn übernahm er im September 
1934 kommissarisch die Präsidialgeschäfte. Im Mai 
1936 wechselte er als Vizepräsident an das Reichs-
gericht in Leipzig. 1939 erfolgte seine Versetzung in 
den Ruhestand. Sein weiteres Schicksal ist unbekannt.

Bruner (born 1875), the director of Munich District 
Court, was transferred to the People’s Court in July 1934. 
He chaired the Second Senate at the Court until 1936. 
After Fritz Rehn’s death he took over as acting president 
in September 1934. In May 1936 he relocated to Leipzig 
as the deputy president of the Reich Supreme Court. He 
retired in 1939. His subsequent fate is unknown.
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Der Staatsanwalt am Landgericht Leipzig wechselte 1926 
ans Oberlandesgericht Dresden. 1932 trat er der NSDAP 
bei. 1933 wurde Thierack zunächst sächsischer Justiz-
minister, zwei Jahre später Vizepräsident des Reichsge-
richts in Leipzig und im Mai 1936 schließlich Präsident 
des Volksgerichtshofs. 1942 erfolgte seine Ernennung 
zum Reichsjustizminister. Um die Urteils praxis der  Justiz 
zu vereinheitlichen und zu verschärfen, gab er „Richter-  
briefe“ heraus, in denen zu milde  Urteile kritisiert 
 wurden. Thierack geriet 1945 in britische Gefangen-
schaft. Einer Anklage im Nürnberger Juristenprozess ent-
zog er sich am 22. November 1946 durch Selbstmord.

After working as a public prosecutor at Leipzig District 
Court, Thierack moved to Dresden Higher District Court 
in 1926. He joined the Nazi Party in 1932. He was 
appointed minister of justice in Saxony in 1933. Two 
years later he became deputy president of the Reich 
Supreme Court in Leipzig. He became president of the 
People’s Court in May 1936. He was appointed Reich 
minister of justice in 1942. To unify and toughen up 
sentencing practice he published a series of “ Judges’ 
Letters” which criticised mild sentences. In 1945 
 Thierack was imprisoned by the British Army. He avoided 
indictment in the Nuremberg Judges’ Trial by committing 
suicide. 

Der Rechtsanwalt trat 1925 in Kassel in die NSDAP ein. 
Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten 1933 
wurde Freisler Mitglied des Reichstags und Staatssekretär 
im Reichsjustizministerium. Er nahm am 20. Januar 1942 
an der „Wannsee-Konferenz“ teil, auf der die Ermordung 
der europäischen Juden besprochen wurde. Im August 
 desselben Jahres erfolgte seine Ernennung zum Präsidenten 
des Volksgerichtshofs. Freisler sah sich als „politischer 
Soldat Hitlers“ und entwickelte das Gericht zu einem  
Terrortribunal. Er starb am 3. Februar 1945 während eines 
alliierten Bombenangriffs auf Berlin.

The lawyer Roland Freisler joined the Nazi Party in 
Kassel in 1925. After the Nazis came to power in 
1933 he became a member of the Reichstag and an 
undersecretary in the Reich Ministry of Justice. On 
20 January 1942 he attended the Wannsee Conference 
that discussed the murder of the Jews of Europe. He 
was appointed president of the People’s Court in August 
of the same year. He saw himself as “Hitler’s political 
soldier” and shaped the court into a tribunal of terror. 
Freisler died on 3 February 1945 during a bomb attack 
on Berlin.

Der Jurist, der seit Mai 1933 der NSDAP angehörte, war 
von 1934 bis 1937 Erster Staatsanwalt am Oberlandes-
gericht (OLG) Celle, danach Oberstaatsanwalt in Kassel 
und Hamm. 1944 kam Haffner als Generalstaatsanwalt 
zum OLG Kattowitz. Im März 1945 wurde er Präsident 
des Volksgerichtshofs. Nach Kriegsende lebte er unter 
falschem Namen als Knopfhändler in Sontra (Hessen). 
Seit 1953 bezog er die Pension eines Oberstaatsanwalts. 
Mehrere Ermittlungsverfahren gegen ihn wurden einge-
stellt. Er starb 1969. 

The jurist Harry Haffner, who joined the Nazi Party in 
May 1933, was chief public prosecutor at Celle  Higher 
District Court from 1934 to 1937, and then senior   
public prosecutor in Kassel and Hamm. In 1944 he  
was appointed district attorney at Kattowitz (Katowice)   
Higher District Court. He became president of the 
 People’s Court in March 1945. After the war he lived 
under a pseudonym as a button seller in Sontra,  Hessen. 
From 1953 he received the pension due to a senior 
 public prosecutor. Several judicial investigations against 
him were abandoned. He died in 1969. 

Die NS­Führung legte von Beginn an Wert auf die 
Parteizugehörigkeit der am Volksgerichtshof täti­
gen Richter. Die für den 2. Juli 1934 angesetzte 
feierliche Eröffnung des Tribunals wurde um zwei 
Wochen verschoben, da die Nationalsozialisten 
die Ernennung des zum vorläufigen Präsidenten 
bestimmten Fritz Rehn aufgrund der fehlenden 
Parteimitgliedschaft zunächst ablehnten. 

Zwei Präsidenten prägten das Gericht in beson­
derem Maße: der von 1936 bis 1942 amtieren­
de Otto Thierack und sein Nachfolger im Amt, 
Roland Freisler. Unter Thierack gewann die Poli­
tik verstärkt Einfluss auf die Rechtsprechung. 
Seine Präsidentschaft war durch die fortschrei­
tende Aushöhlung des Rechts und eine intensive 
Zusammenarbeit mit der Geheimen Staatspolizei 
gekennzeichnet. 

Unter Roland Freisler, der sich als „politischer 
Soldat Hitlers“ bezeichnete, entwickelte sich der 
Volksgerichtshof endgültig zum nationalsozialis­
tischen Terrorgericht. Freisler zog die Mehrzahl 
der Fälle an seinen Senat und ließ es an jeglicher 
Neutralität fehlen. Urteile standen oft bereits vor 
der Verhandlung fest. Während seiner Präsident­
schaft war jedes zweite Urteil ein Todesurteil. 

From the start, it was important for the Nazi 
leadership that the judges at the People’s Court 
were members of the Nazi Party. The ceremonial 
opening of the tribunal, originally planned for 
2 July 1934, was postponed for two weeks after 
the Nazis initially rejected the proposed appoint­
ment of the provisional Court president, Fritz 
Rehn, because he was not a Nazi party member. 

Two presidents had a particular influence on the 
Court: Otto Thierack, who presided from 1936 
to 1942, and his immediate successor, Roland 
Freisler. Under Thierack politics increasingly 
influenced legal decisions. His presidency was 
marked by rapid erosion of legal rights and inten­
sive collaboration with the Secret State Police. 

It was under Roland Freisler, who called himself 
“Hitler’s political soldier”, that the People’s Court 
finally took shape as a Nazi court of terror. Freis­
ler took over most of the cases for his Senate and 
completely abandoned any semblance of neutra­
lity. Verdicts were often decided even before the 
trial began. During his presidency, half of all the 
verdicts were death sentences.

 „Wir sind überzeugt: wenn wir in solcher Gesinnung urteilen,  

wird jeder Anständige unsere Urteile nicht nur verstehen – das wäre wenig. 

Er wird sie als seine eigenen empfinden. Dadurch bekommen sie  

den Charakter einer dauernden Selbstreinigung unseres Volkes.“ 

Roland Freisler, 1. Dezember 1944

“We are convinced that when we pronounce sentence in this spirit,  

every decent person will not only understand our judgements –  

that would be too little. He will feel they are exactly  

how he thinks himself. The judgements thus become like  

a permanent self-purification of our nation.” 

Roland Freisler, 1 December 1944

Dr. Fritz Rehn, 1934
1874–1934

Dr. Wilhelm Bruner, ca. 1934
1875 geb. 

Dr. Otto Thierack, 1942
1889–1946 

Dr. Roland Freisler, ca. 1943
1893–1945 

Dr. Harry Haffner,  
undatiert (undated)

1900–1969 
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Urteilsverkündung durch Roland Freisler im ersten Prozess 
gegen Beteiligte des Attentats am 20. Juli 1944, Kammer-
gericht Berlin, 8. August 1944. Auf der Fahne im Hintergrund 
ist rechts im Hakenkreuz das für die Filmkamera ausgeschnit-
tene Loch zu sehen. Die Verfahren gegen die Widerstands-
kämpfer des 20. Juli wurden von neun Kameraleuten gefilmt. 

Roland Freisler announcing the judgement in the first trial 
against defendants involved in the attempted coup against 
Hitler of 20 July 1944, Berlin Superior Court of Justice, 
8 August 1944. The hole cut out for the hidden film camera 
can be seen on the right in the swastika on the background 
flag. The trial against the resistance members involved in the 
attempted assassination of Hitler on 20 July was filmed by 
nine cameramen.
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Offiziere der Wehrmacht während einer Verhandlung vor 
dem Volksgerichtshof, Juli 1944. Regelmäßig verfolgten 
Abordnungen von Offizieren, Polizisten und Juristen zu 
Schulungszwecken einzelne Prozesse. Das Foto wurde 
am 9. Juli 1944 in Das Reich veröffentlicht.

Wehrmacht officers during a trial before the People’s 
Court, July 1944. Officers, police, lawyers and judges 
were often required to attend specific cases for training 
purposes. The photograph was published on 9 July 1944 
in the Nazi weekly Das Reich.ul
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 „Die Prozedur war ausschließlich auf  

menschliche Entwürdigung und  seelische Vernichtung 

abgestellt. Die Beisitzer, der General, der Beamte,  

der Handwerker oder was diese Leute sonst waren, 

sie waren bloße Staffage, ich habe sie den Mund nicht 

aufmachen sehen. Auch der Rechtsanwalt war nur 

ein Regieassistent. […] Daß diese Verhandlung aller 

Prozessordnung hohnsprach; dass keine Zeugen da 

waren; dass die Offizialverteidiger ganz offenbar 

erst in der voraufgehenden Nacht bestimmt worden 

waren; dass die Angeklagten kaum einen Satz 

vollenden konnten, ohne unterbrochen zu werden; 

dass nur verhandelt wurde, was in den Freislerschen 

Plan passte. Es war so bedrückend, dass ich es 

nicht vermochte, auch den zweiten Tag wieder 

hinzugehen.“

Helmut Schmidt, 1946 

“The sole aim of the procedure was to deprive 

people of their human dignity and destroy them 

psychologically. The assessors – the general, the 

civil servant, the craftsman, or whatever else those 

people were – were merely decoration. I never saw 

them open their mouths. Even the defence lawyer 

was only a directors’ assistant. … This trial made a 

mockery of any kind of orderly proceedings; there 

were no witnesses; it was quite evident that the 

official defence lawyer had only been appointed 

the night before; the defendants were barely able 

to finish speaking without being interrupted; and 

the only matters dealt with were those that suited 

Freisler’s plans. It was so depressing that I did not 

want to go there again on the second day.” 

Helmut Schmidt, 1946 
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Leutnant Helmut Schmidt (1918–2015), 1940.  
Der spätere Bundeskanzler (1974–1982) wurde als 
 junger Wehrmachtsoffizier von seiner Dienststelle als 
Zuhörer zu einem Prozess gegen Beteiligte am Atten-
tat auf Hitler vom 20. Juli 1944 abkommandiert. 

Lieutenant Helmut Schmidt (1918–2015), 1940. 
As a young Wehrmacht officer, Helmut Schmidt, who 
later served as federal chancellor of Germany from 
1974 to 1982, was detailed as an observer at a trial 
against defendants who were involved in the attempt 
to overthrow Hitler on 20 July 1944.

Zuschauer im Sitzungssaal des Volksgerichtshofs, 
 Bellevuestraße 15, während einer Verhandlung, 1943. 

Spectators in the courtroom of the People’s Court  
at Bellevuestraße 15 during a trial, 1943. 

Der Volksgerichtshof und seine Urteile waren in 
der Bevölkerung präsent. Die Verfahren waren, 
mit Ausnahme von Landesverrats­ und „Nacht­ 
und Nebel“­Verfahren, öffentlich. Unter den 
Zuschauern befanden sich Angehörige der Wehr­
macht, der Polizei sowie der NSDAP und ihrer 
Gliederungen. Besucher mussten vorab eine 
Tageskarte beantragen. 

Pressevertreter waren ebenfalls zugelassen. Aus­
gewählte Journalisten renommierter NS­Zeitungen 
wurden zu offiziellen „Gerichtsberichterstattern“ 
bestellt, wie der Schriftleiter des Völkischen 
 Beobachter Max Böttcher. Sie erhielten Dauer­
ausweise und berichteten regelmäßig über den 
Gerichtshof und einzelne Prozesse. Anderen 
 Pressevertretern, insbesondere ausländischen 
Journalisten, stand es frei, einen „Tagesausweis“ 
zu beantragen, der allerdings auch verweigert 
werden konnte. 

Informationen über Todesurteile und Hinrichtun­
gen wurden in der Presse und durch Anschläge 
an Litfaßsäulen und Hauswänden veröffentlicht. 
Im Rundfunk wurden Verfahren des Volksge­
richtshofs nicht übertragen. Die Prozesse gegen 
die Beteiligten des Attentats am 20. Juli 1944 
wurden auf Hitlers Anweisung gefilmt, auch die 
Hinrichtungen wurden aufgezeichnet. Das Film­
material wurde im Herbst 1944 auf Anweisung 
von Propagandaminister Joseph Goebbels zu dem 
Dokumentarfilm Verräter vor dem Volksgerichts-
hof verarbeitet. Der vor allem für Hitler bestimm­
te Film wurde als „Geheimsache“ eingestuft und 
nur ausgewählten NS­Größen gezeigt. Ausschnitte 
wurden allerdings 1944 für einen Wochenschau­
bericht zusammengestellt. 

The German public was well aware of the People’s 
Court and its judgements. Its hearings were open 
to the public, with the exception of treason trials 
and ‘cloak and dagger’ cases involving secretly 
kidnapped defendants. The spectators included 
members of the Wehrmacht, the police, and the 
Nazi Party and its associate organizations.  Visitors 
had to apply in advance for a day admission ticket. 

Press representatives were also admitted to the 
Court. Selected journalists from prestigious Nazi 
newspapers, like the chief editor of the Völkischer 
Beobachter, Max Böttcher, were invited to the 
Court’s press briefings. They received permanent 
press cards and reported regularly on the Court and 
on individual trials. Other press representatives, 
notably foreign journalists, could apply for an 
admission ticket, but this could be refused. 

Information about death sentences and executions 
was published in the press and in notices on 
advertising columns and buildings. Proceedings 
of the People’s Court were not broadcast on the 
radio. The trials of the defendants implicated in 
the attempt to kill Hitler on 20 July 1944 were 
filmed on Hitler’s instructions. Even the executions 
were filmed. On the instructions of the propaganda 
minister, Joseph Goebbels, in the autumn of 1944 
the film footage was made into a documentary, 
Traitors Before the People’s Court. The film, which 
was intended primarily for Hitler, was classified as 
secret and only shown to a select group of leading 
Nazis. However, clips were compiled for a newsreel 
report in 1944.
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Aushang des Reichspropagandaamtes Kärnten in deut-
scher und slowenischer Sprache über die Verkündung 
von 13 Todesurteilen und weiteren Zuchthaus- und 
Gefängnisstrafen durch den Volksgerichtshof, April 
1943. Auch in den annektierten und besetzten Gebieten 
wurden aus Abschreckungsgründen Urteile des Volksge-
richtshofs plakatiert.

Notice from the Reich Propaganda Office in Carinthia, 
Austria, April 1943. Published in German and  Slovenian, 
the notice announces 13 death sentences and further 
prison sentences imposed by the People’s Court. To act 
as a deterrent, judgements by the People’s Court were 
also posted in the territories annexed or occupied by the 
Nazis. B
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Öffentliche Bekanntmachung der Hinrichtung des vom 
Volksgerichtshof zum Tode verurteilten Juden Herbert 
Michaelis, 14. Juni 1939. Sollte ein Todesurteil publik 
gemacht werden, wurden 500 Plakate gedruckt und 
zur Abschreckung an Litfaßsäulen und Hauswänden 
angebracht. 

Public announcement of the execution of Herbert 
 Michaelis, a Jewish man sentenced to death by the 
 People’s Court, 14 June 1939. To announce a death 
sentence, 500 posters were printed and pasted as 
a deterrent on advertising columns and the walls of 
buildings.

Blick in den Plenarsaal des Volksgerichtshofs in der  
Bellevuestr. 15 während einer Verhandlung, 9. Dezember 
1943. Unter dem Hoheitsadler (Bildmitte, Hintergrund) 
der Senatsvorsitzende Roland Freisler, flankiert von vier 
Beisitzern: einem Berufs- und drei Laienrichtern. Rechts 
der Staatsanwalt, links am Bildrand die Tische der Ver-
teidiger, dahinter die Anklagebank.

The great hall of the People’s Court in Bellevuestr. 15 
during a trial, 9 December 1943. The Senate chairman, 
Roland Freisler, is seated under the imperial eagle (in the 
centre background), flanked by four assessors: one pro-
fessional judge and three lay judges. To the right is the 
public prosecutor, and on the far left of the picture are 
the defence lawyers’ desks with the dock behind them. 
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Ausgewählte Städte, in denen Verhandlungen des Volks-
gerichtshofs stattfanden, Karte, Herbst 1942. Berlin war 
der Sitz und der zentrale Gerichtsort des Tribunals. Seit 
1935 tagten einzelne Senate jedoch auch andernorts. 
Gründe für diese Reisetätigkeit waren die Vermeidung 
von Transportkosten bei der Aburteilung größerer Gruppen 
vor Ort, die Vermittlung eines Eindrucks der Omnipräsenz 
des Gerichtshofs sowie eine abschreckende Wirkung auf 
die Bevölkerung.

Selected cities where People’s Court proceedings  
were held, map, autumn 1942. Berlin was the official  
headquarters and the central courthouse location of the 
tribunal. From 1935, however, individual senates also 
convened in other places. The purpose of moving the 
court was to avoid transportation costs by holding  
trials of larger groups on site, as well as to impress  
the  population with the omnipresence of the People’s 
Court and to act as a deterrent. 

Der Volksgerichtshof bestand zunächst aus drei 
Senaten. Ihre Zahl stieg im Laufe der Jahre auf 
sieben an. Grund hierfür war die Erweiterung 
der territorialen und sachlichen Zuständigkeits­
bereiche des Gerichts. Österreich fiel nach dem 
Anschluss 1938 ebenso in seinen Aufgaben­
bereich wie die im Krieg besetzten und annektier­
ten Gebiete. Überdies wurde das Gericht auch  
für Delikte wie Wehrdienstentziehung, Wehrkraft­
zersetzung und Kriegsspionage zuständig. Seinen  
Sitz hatte der Volksgerichtshof in Berlin, bei 
Bedarf tagte er jedoch auch an anderen Orten.

The People’s Court initially consisted of three 
Senates. Over the years, with the expansion of 
the territorial and judicial areas the Court was 
responsible for, this reached a total of seven 
 senates. Austria came under its jurisdiction after 
the annexation by Germany in 1938, along with 
the territories that were annexed and occupied 
during the war. Beyond this the Court also dealt 
with offences such as draft evasion, subversion of 
the war effort, and wartime espionage. The Court 
was based in Berlin but convened in other places 
as required.

„Der ‚Rote Stab‘ vor dem Volksgericht“, Titelschlagzeile 
der Berliner Volks-Zeitung, 28. August 1934. Die Füh-
rungsriege der Berliner Widerstandsgruppe „Der Rote 
Stoßtrupp“ wurde „Der Rote Stab“ genannt. Im Novem-
ber 1933 verhaftete die Gestapo 240 Mitglieder der 
reichsweit operierenden sozialistischen Widerstandsgrup-
pe, die die Zeitschrift Der Rote Stoßtrupp herausgab, 
Flugblätter druckte und politisch Verfolgten half. Die 
Führungsriege wurde vom Volksgerichtshof abgeurteilt. 
Gegen die als weniger bedeutend eingestuften Mitglieder 
verhandelte das Kammergericht Berlin. 

“The ‘Red Cadre’ before the People’s Court,” front-page 
headline of the Berliner Volks-Zeitung, 28 August 1934.
The leaders of the Red Shock Troop, a socialist resistan-
ce group in Berlin, were known as “The Red Cadre.” In 
November 1933 the Gestapo arrested 240 members 
of the resistance group, which operated nationwide, 
 published the journal The Red Shock Troop, printed 
 leaflets and supported victims of political persecution. 
The group’s leaders were tried by the People’s Court, 
while the Berlin Superior Court of Justice heard the 
 cases of members who were regarded as less important.
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Aufstellung der vom Volksgerichtshof abgeurteilten 
 Delikte und der Strafandrohung. In einigen Fällen, wie 
beispielsweise der Preisgabe von Staatsgeheimnissen, 
konnte das Gericht auf Antrag des Oberreichsanwalts die 
Verfahren an die jeweils zuständigen Oberlandesgerichte 
(OLGs) abgeben. 

Offences judged by the People’s Court, and the  possible 
 punishments. In some cases, such as the betrayal of 
state secrets, on the application of the chief  prosecutor 
the Court could pass on the case to the appropriate 
 higher district courts. 

Delikte StrafanDrohung Mögliche abgabe an olgS 

Gebiets- und Verfassungshochverrat Todesstrafe, lebenslängliche Zuchthausstrafe oder nicht unter fünf Jahren Nein

Beraubung der verfassungsgemäßigen Gewalt  
der Reichsregierung

Todesstrafe, lebenslängliche Zuchthausstrafe oder nicht unter fünf Jahren Nein

Vorbereitung zum Hochverrat Todesstrafe, lebenslängliche Zuchthausstrafe oder nicht unter zwei Jahren Ja

Landesverrat
Todesstrafe, bei Ausländern auch lebenslängliche Zuchthausstrafe, 
bis 16.9.1939 nicht unter drei Jahren

Nein

Ausspähung
Todesstrafe, lebenslängliche Zuchthausstrafe, bis 16.9.1939 in minder 
schweren Fällen Zuchthaus

Nein

Verrat früherer Staatsgeheimnisse Gefängnis nicht unter drei Monaten Ja

Landesverräterische Beziehungen Gefängnis, ab 27.9.1944 in besonders schweren Fällen Zuchthaus Ja

Preisgabe von Staatsgeheimnissen Gefängnis, ab 27.9.1944 in besonders schweren Fällen Zuchthaus Ja

Volksverrat durch „Lügenhetze“ Zuchthaus, ab 27.9.1944 in besonders schweren Fällen Todesstrafe Ja, ab Januar 1943

Herbeiführung einer Kriegsgefahr und Waffenhilfe Todesstrafe, lebenslängliche Zuchthausstrafe oder nicht unter fünf Jahren Nein

Feindbegünstigung
Todesstrafe oder lebenslängliche Zuchthausstrafe,  
ab 27.9.1944 bei minder schweren Fällen nicht unter zwei Jahren

Ja, ab Januar 1943

Angriffe auf das Staatsoberhaupt Gefängnis nicht unter drei Monaten Nein

Verschiebung von Vermögen ins Ausland  
(ab 1.12.1936)

Todesstrafe, Vermögenseinzug Nein

Wehrmittelbeschädigung (ab 25.11.1939) Todesstrafe, lebenslängliche oder zeitige Zuchthausstrafe Nein

Spionage (ab 10.12.1941) Todesstrafe Nein

Falsche Angaben über den Rüstungsbedarf/ 
den Bestand an Arbeitskräften (ab 21.3.1942)

Todesstrafe (besonders schwere Fälle), Zuchthaus und Geldstrafe oder  
Gefängnis und Geldstrafe

Nein

Wehrkraftzersetzung (ab 29.1.1943) Todesstrafe, Zuchthaus oder Gefängnis Ja

*Zusammensetzung der einzelnen Senate: je 2 Berufsrichter, 3 Laienrichter

Hochverrat

erSter Senat*

Hochverrat

Zweiter Senat*

Vorsitz Vorsitz

Landesverrat

Dritter Senat*

Landesverrat,  
Wehrmittelbeschädigung

Vierter Senat*

ab 1935

Kriegsspionage, Vergehen 
gegen Rüstungswirtschaft

fünfter Senat*

ab 1941

Wehrdienstentziehung, 
Wehrkraftzersetzung

SechSter Senat*

ab 1942

Wiederaufnahme bereits 
vom Volksgerichtshof oder  
den Oberlandesgerichten  

abgeurteilter Fälle

beSonDerer Senat*

ab 1940

ViZepräSiDent

Vorsitz

präSiDent
Organigramm des Volksgerichtshofs. Der Volksgerichts-
hof bestand zunächst aus drei Senaten. Der Erste Senat 
wurde vom Gerichtspräsidenten geführt, der Zweite 
Senat vom Vizepräsidenten. Bis 1942 stieg die Zahl der 
Senate auf sieben an. Grund hierfür war die Ausweitung 
der sachlichen und territorialen Zuständigkeit. 1940 
wurde der „Besondere Senat“ eingerichtet, der ebenfalls 
vom Gerichtspräsidenten geleitet wurde. Er ermöglichte 
die Wiederaufnahme bereits vom Volksgerichtshof selbst 
oder von den Oberlandesgerichten abgeurteilter Fälle. 

Organisational chart of the People’s Court. The People’s 
Court initially consisted of three senates. The First Senate 
was headed by the president of the Court, the Second 
Senate by the vice-president. By 1942 the number of 
senates had risen to seven because the Court’s jurisdiction  
had expanded in terms of types of cases and territories.  
In 1940 the Special Senate, also headed by the Court 
president, was set up. It allowed cases that had already 
been tried by the People’s Court itself, or by the higher 
district courts, to be reopened.
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Beim Volksgerichtshof waren sowohl Berufs­ als 
auch Laienrichter tätig. Die ersten zwölf Berufs­
richter waren wilhelminisch­autoritär geprägt und 
deutschnational­konservativ ausgerichtet.  Einige 
von ihnen hatten sich im Frühjahr 1933 aus 
 Karrieregründen noch schnell der NSDAP ange­
schlossen. Sie fällten zumeist moderate, noch  
an geltendem Recht orientierte Urteile.

Der steigende Personalbedarf des Volksgerichts­
hofs und die von seinen Präsidenten Otto Thier­
ack und Roland Freisler seit 1936 betriebene 
Personalpolitik führten zur Einstellung jüngerer, 
ehrgeizigerer und stärker nationalsozialistisch 
geprägter Richter. Diese hatten wenig Skrupel, 
härtere Strafen auszusprechen und trugen so zur 
Radikalisierung der Rechtsprechung bei. 1939 
waren 17 Berufsrichter am Volksgerichtshof tätig, 
vier Jahre später war ihre Zahl bereits auf 47 
angewachsen.

Grundlegendes Merkmal des Volksgerichtshofs 
war die Mitarbeit von Laienrichtern. In der Regel 
standen zwei Berufsrichtern drei Laienrichter 
zur Seite. Sie sollten eine volksnahe, gleich­
zeitig aber auch eine verschärfte Rechtsprechung 
 garantieren. Zwischen 1934 und 1945 wurden 
mindestens 243 Laienrichter an den Volksge­
richtshof berufen. Fast die Hälfte waren Partei­
funktionäre der NSDAP, etwa 25% kamen aus 
den Reihen des Militärs, 16% aus der Verwaltung 
und 10% aus den Reihen der Polizei. Sie  wurden 
von Hitler direkt ernannt und für fünf Jahre 
 berufen. Eine weitere Amtszeit war möglich.  
In den letzten Kriegsjahren tagten die Senate  
aus Personalmangel oft nur mit einem oder  
zwei  Laienrichtern.

Both professional judges and lay judges worked  
at the People’s Court. The first twelve professional 
judges were influenced by the authoritarianism 
of Kaiser Wilhelm’s era, and supported German 
natio nalism and conservative attitudes. Some 
of them were quick to join the Nazi Party in the 
spring of 1933 for careerist reasons. In most 
cases they passed moderate sentences based on 
current  German law. 

Starting from 1936, the rising demand for  employ ­ 
ees at the People’s Court and the  staffing policies 
of its presidents, Otto Thierack and Roland Freisler, 
resulted in the hiring of younger, more ambitious 
judges who were influenced by Nazi ideology. With 
few scruples about imposing tougher penalties, 
these men contributed to the development of 
more radical sentencing. Seventeen judges worked 
at the People’s Court in 1939. Four years later the 
number had risen to 47. 

The involvement of lay judges was a basic special 
feature of trials at the People’s Court. Two pro­
fessional judges were usually supported by three 
lay judges. They were supposed to guarantee that 
justice was administered in a popular, common­
sense way, but also to ensure it was toughened 
up. At least 243 lay judges were appointed to 
the People’s Court between 1934 and 1945. 
Almost half of them were officials of the Nazi 
Party, around 25% came from the military, 16% 
from public administration, and 10% from the 
police. They were directly appointed by Hitler for 
five years, with a possible further five­year term 
of  service. In the last years of the war the senates 
often convened with only one or two lay judges.

Der Jurist war seit 1933 NSDAP-Mitglied. 1934 kam Reimers  
zum Landgericht Berlin. Nach 1940 war er an mehreren 
Sondergerichten tätig. 1943 wurde er Richter am Volksge-
richtshof. Bis Mai 1945 war er an mindestens 92 Urteilen 
beteiligt, in denen 153 Personen zum Tode verurteilt wur-
den. Reimers wurde 1950 als „entlastet“ eingestuft. Von 
1955 bis 1962 war er im baden-württembergischen Justiz-
dienst und anschließend in verschiedenen Anwaltskanzleien 
tätig. 1984 wurde der ehemalige Richter am Volksgerichts-
hof in Westberlin wegen Mordes angeklagt. Vor Prozessbe-
ginn beging er Selbstmord. 

The jurist Paul Reimers joined the Nazi Party in 1933. He 
began working at Berlin District Court in 1934. After 1940 
he worked at several special courts. Reimers was appointed 
as a judge at the People’s Court in 1943. Until 1945 he 
was involved in at least 92 judgements in which 153 people 
were condemned to death. Reimers was classified as “exo-
nerated” by a denazification tribunal in 1950. He worked in 
the judiciary service in Baden-Württemberg from 1955 to 
1962, and then in various lawyers’ offices. In 1984 he was 
indicted for murder in West Berlin as a former People’s Court 
judge. He committed suicide before the trial began. 

Dr. Paul Reimers, ca. 1940
1902–1984
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Der Rechtsanwalt trat im Mai 1933 in die NSDAP ein. 
Bereits 1934 war er Hilfsarbeiter beim Volksgerichtshof, 
1939 wurde er Ermittlungsrichter und Beisitzer im Ersten 
Senat. Rehse war bis 1945 an mindestens 231 Todesurtei-
len beteiligt. Nach 1956 arbeitete er als Hilfsrichter beim 
Oberverwaltungsgericht Schleswig. 1967 wurde Rehse vom 
Landgericht Berlin wegen seiner Tätigkeit am Volksgerichts-
hof zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt. Nach der Aufhebung 
dieses Urteils durch den Bundesgerichtshof sprach das 
Landgericht Berlin Rehse frei. Zu einem Revisionsverfahren 
kam es nicht, da er 1969 verstarb.

Rehse, a lawyer, joined the Nazi Party in May 1933. He was 
already a legal assistant at the People’s Court in 1934. In 
1939 he became an investigating judge and a member of 
the First Senate. Rehse was involved in at least 231 death 
sentences until 1945. After 1956 he was an assistant 
judge at Schleswig Higher Administrative Court. In 1967 
the Berlin District Court sentenced Rehse to five years in 
a penitentiary for his work at the People’s Court. After the 
Federal Supreme Court revoked this judgement the Berlin 
District Court acquitted Rehse. His death in 1969 prevented 
a further appeal.

Hans-Joachim Rehse, 1934
1902–1969 
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Crohne war seit 1924 Landgerichtsdirektor in Berlin. 1931 
wurde er Mitglied der Deutschen Volkspartei (DVP), ein 
Jahr später trat er zur NSDAP über. Seit 1933 war er im 
preußischen Justizministerium tätig, ab 1935 leitete er die 
 Abteilung Strafrechtspflege im Reichsjustizministerium. Im 
November 1942 wurde er Vizepräsident des Volksgerichts-
hofs. Nach dem Tod Roland Freislers im Februar 1945 über-
nahm er kurzzeitig die Leitung des Tribunals. Crohne beging 
am 26. April 1945 Selbstmord.

The jurist Wilhelm Crohne was a district court director in 
Berlin from 1924. He joined the German People’s Party in 
1931 but left to join the Nazi Party a year later. From 1933 
he  worked in the Prussian Ministry of Justice and from 1935 
he headed the department for criminal justice in the Reich 
Ministry of Justice. He was appointed deputy president of the 
People’s Court in November 1942. After the death of Roland 
Freisler in February 1945 Crohne briefly took over as president 
of the tribunal. He committed suicide on 26 April 1945.

Dr. Wilhelm Crohne, 1933
1880–1945
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Der Jurist trat bereits 1921 in die NSDAP ein und wurde 
nach der Neugründung der Partei 1927 erneut Mitglied. 
1933 wurde Engert Landgerichtsdirektor in Regensburg, ein 
Jahr später Landgerichtspräsident in Schweinfurt. 1934 ging 
er zum bayerischen Justizministerium, seit Mai 1935 war er 
im Reichsjustizministerium tätig. Von 1936 bis 1942 war 
Engert Vizepräsident des Volksgerichtshofs. Danach wechselte 
er ins Reichsjustizministerium. 1947 wurde er im Nürnberger 
Juristenprozess angeklagt. Aufgrund einer Erkrankung wurde 
sein Verfahren abgetrennt und nicht wieder aufgenommen. 
Engert starb 1951.

The jurist Karl Engert was an early Nazi Party member who 
joined in 1921 and rejoined after the party was re-established 
in 1927. He became a district court director in Regensburg 
in 1933 and president of Schweinfurt District Court a year 
later. In 1934 he moved to the Bavarian Ministry of Justice, 
and from May 1935 he worked in the Reich Ministry of 
Justice. Engert was deputy president of the People’s Court 
from 1936 to 1942 before moving to the Reich Ministry of 
Justice. He was indicted in the Nuremberg Judges’ Trial in 
1947. After he pleaded illness his case was separated from 
that of the other defendants and was never resumed. Engert 
died in 1951.
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Der Soldat gehörte nach dem Ersten Weltkrieg dem  Freikorps 
„Marine-Brigade Ehrhardt“ an. Killinger war 1921 an der 
Ermordung von Reichsminister Matthias Erzberger beteiligt. 
1928 trat er in die NSDAP und die SA ein, 1932 saß er für 
die  NSDAP im Reichstag. 1933 wurde er Reichskommissar 
und Ministerpräsident in Sachsen, ein Amt, das er nach dem 
Röhm-Putsch 1934 wieder verlor. 1937 trat er ins Auswärtige 
Amt ein. Er war Generalkonsul in San Francisco, 1940 Gesand-
ter in Bratislava (Slowakei) und 1941 Gesandter in Bukarest 
(Rumänien). Von 1935 bis 1941 war er Laienrichter am Volks-
gerichtshof. Am 22. September 1941 beging er Selbstmord.

After the First World War the soldier Manfred von Killinger 
served in the Freikorps militia in the Ehrhardt Brigade, an 
elite naval corps. In 1921 he was involved in the murder of 
the Reich minister Matthias Erzberger. In 1928 he joined the 
Nazi Party and the SA, and represented the Nazi Party in the 
Reichstag in 1932. In 1933 he became a Reich commissioner 
and minister president in Saxony, but lost his post after the 
SA was defeated in the Röhm putsch in 1934. He entered 
the German Foreign Ministry in 1937 and served as a consul 
general in San Francisco, an envoy in Bratislava (Slovakia) in 
1940, and an ambassador in Bucharest  (Rumania) in 1941. 
He was a lay judge at the People’s Court from 1935 to 1941. 
Killinger committed suicide on 22 September 1944.

Manfred Freiherr von Killinger, 
undatiert (undated)

1886–1944
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Wilhelm Dreher, 
undatiert (undated)

1892–1969

Der Werkzeugschlosser gehörte von 1910 bis 1918 der 
Kriegsmarine an. Nach dem Ersten Weltkrieg trat er in die 
SPD ein, wechselte jedoch 1923 zur NSDAP. Dreher, der 
seit 1928 dem Reichstag angehörte, trat 1930 in die SS 
ein. Von 1933 bis 1942 war er Polizeidirektor in Ulm. 1938 
wurde er Laienrichter am Volksgerichtshof. 1942 übernahm 
er den Posten des Regierungspräsidenten in Sigmaringen. 
Dreher war nach Kriegsende vorübergehend inhaftiert. 1951 
stufte ihn eine Entnazifizierungskammer unter Aberkennung 
seiner Pensionsansprüche als „belastet“ ein. Er starb 1969 
in Senden.

Wilhelm Dreher was a machine fitter by trade and served in 
the German Navy from 1910 to 1918. He joined the Social 
Democratic Party after the First World War but left to join 
the Nazi Party in 1923 and became a Nazi deputy in the 
Reichstag in 1928. Dreher joined the SS in 1930. He was 
a police chief in Ulm from 1933 to 1942. In 1938 he was 
appointed a lay judge at the People’s Court. In 1942 he 
became an administrative district president in Sigmaringen. 
He was briefly arrested after the war. In 1951 a denazification 
tribunal classified him as “incriminated” and revoked his 
pension claims. Dreher died in Senden in 1969.
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Eberstein trat 1925 erstmals in die NSDAP ein. 1929 wurde 
er auch Mitglied der SS. Seit 1933 gehörte er dem Reichs-
tag an, bis 1936 führte er den späteren SS-Oberabschnitt 
„Elbe“ mit Sitz in Dresden. Seit 1934 war er Laienrichter 
am Volksgerichtshof, seit 1936 Polizeipräsident in München, 
seit 1938 auch Höherer SS- und Polizeiführer in München 
und Nürnberg. 1945 wurde Eberstein wegen „Defaitismus“ 
aller Posten enthoben. 1948 wurde er im Entnazifizerungs-
verfahren als „minderbelastet“, 1953 als „Mitläufer“ 
 eingestuft. Mehrere Ermittlungsverfahren gegen ihn wurden 
eingestellt. Er starb 1979 in Tegernsee.

Eberstein joined the Nazi Party in 1925 for the first time 
and became a member of the SS in 1929. Eberstein was a 
member of the Reichstag from 1933. From 1936 he was 
chief of the Dresden- based higher SS district later known 
as “Elbe”. He became a lay judge at the People’s Court in 
1934. He was the chief of police in Munich from 1936 and 
the Higher SS and Police Leader in Munich and Nuremberg 
from 1938. Eberstein was removed from all his posts in 
1945 on the grounds of defeatism. Denazification tribunals 
classified him as “marginally incriminated” in 1948 and as 
a Nazi sympathiser in 1953. Several judicial investigations 
against him were abandoned. He died in Tegernsee in 1979.

Friedrich Karl  
Freiherr von Eberstein, ca. 1936 

1894–1979
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 „Der Nationalsozialismus aber  

wählt seine Volksrichter  

nach ihrer persönlichen Geeignetheit  

und besonderen Sachkenntnis:  

Auf Vorschlag des Reichsministers  

der Justiz ernennt der Führer  

die Volksrichter, die der Wehrmacht  

und Polizei, der NSDAP und ihren  

Gliederungen entnommen und  

somit wie niemand anders geeignet sind,  

das Volk selbst zum Träger  

der Rechtspflege zu machen.“

Roland Freisler, 22. April 1936

“National Socialism selects  

its people’s judges according  

to their personal suitability and  

specialist knowledge: On the proposal  

of the Reich Minister of Justice  

the Führer appoints the people’s judges,  

who come from the ranks of the Wehrmacht 

and police, the Nazi Party and  

its associate organisations, and  

are thus better suited than anyone else  

to making the nation itself responsible for 

upholding the tradition of the law.”  

Roland Freisler, 22 April 1936

immer noch 
schlecht

Der Berufssoldat wurde nach dem Ersten Weltkrieg in die 
Reichswehr übernommen. 1934 kam er zum Reichswehr-
ministerium. Von 1939 bis 1945 leitete er das Allgemeine 
Wehrmachtamt im Oberkommando der Wehrmacht. Seit 
1934 war Reinecke auch Laienrichter am Volksgerichtshof. 
Er war an 185 Todesurteilen gegen Widerstandskämpfer des 
20. Juli 1944 beteiligt. 1945 wurde Reinecke verhaftet 
und 1948 im zwölften Nürnberger Nachfolgeprozess, der 
sich gegen Angehörige des Oberkommandos der Wehrmacht 
richtete, zu lebenslanger Haft verurteilt. 1954 erfolgte seine 
vorzeitige Haftentlassung. Er starb 1973 in Hamburg. 

Hermann Reinecke, a professional soldier, transferred to 
the Reichswehr after the First World War. He began working 
at the Reich Ministry of Defence in 1934, and headed the 
General Armed Forces Office in the German Army High Com-
mand from 1939 to 1945. Reinecke was a lay judge at the 
People’s Court from 1934 onwards. From 1944 to 1945 he 
was involved in pronouncing 185 death sentences against 
members of the resistance group that tried to overthrow 
Hitler on 20 July 1944. Reinecke was arrested in 1945 
and sentenced to life imprisonment in 1948 in the twelfth 
Nuremberg successor trial, which focused on members of 
the Armed Forces High Command. Reinecke was granted 
early release in 1954. He died in Hamburg in 1973. 

Hermann Reinecke, 1944
1888–1973
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Dr. Karl Engert, 1935
1877–1951

Ausgewählte Presseschlagzeilen zu Verfahren des Volks-
gerichtshofs gegen Kommunisten, Völkischer Beobachter, 
September 1934 bis Dezember 1935. Kommunisten 
wurden als Attentäter oder Verschwörer dargestellt,  
als existentielle Bedrohung für die Volksgemeinschaft.  
Bis Anfang 1936 erschienen allein im Völkischen  
Beobachter 61 derartige Artikel. 

Selected headlines on the People’s Court trial against 
communists in the Völkischer Beobachter, September 
1934 to December 1935. The Nazi press portrayed com-
munists as assassins or conspirators, and as an existential 
threat to the national community. By 1936 the Völkischer 
Beobachter alone had published 61 articles of this kind. 

Schlagzeilen über Verfahren des Volksgerichtshofs gegen 
Priester, Völkischer Beobachter, 1936–1937.
Die Pressekampagne richtete sich gegen „verirrte“, mit 
den Kommunisten paktierende katholische Geistliche. 

Headlines about trials of priests at the People’s Court, 
Völkischer Beobachter, 1936–1937.
The press campaign attacked “errant” Catholic priests 
who had allegedly made pacts with the communists. 

Vö
lk

is
ch

er
 B

eo
ba

ch
te

r

„Rechtsanwalt, Teppichbetrüger und Hochverräter“, 
Bericht über den Prozess des Volksgerichtshofs gegen 
Herbert Michaelis, Völkischer Beobachter, 4. März 1939. 
Antisemitische Stereotype durchziehen den gesamten 
Artikel. Michaelis wird als Verführer dargestellt, der seine 
Mitangeklagten zur Spionage und zur Betätigung für die 
KPD anstiftete. 

“Lawyer, confidence trickster and traitor.” Report on the 
People’s Court trial against Herbert Michaelis, Völkischer 
Beobachter, 4 March 1939. The article is full of anti- 
Semitic stereotypes. Michaelis is depicted as a corrupter 
who instigated his co-defendants to engage in spying and 
in activity for the German Communist Party (KPD). 
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Herbert Michaelis (1897–1939) vor dem Volksgerichts-
hof, März 1939. Der jüdische Rechtsanwalt und sieben 
weitere Personen, unter ihnen der Vater von Wolf Bier-
mann, wurden beschuldigt, im Raum Hamburg für die 
illegale KPD tätig gewesen zu sein und militärische Vor-
gänge ausspioniert zu haben. Der in Hamburg tagende 
Zweite Senat des Volksgerichtshofs sah in Michaelis den 
Hauptschuldigen und verurteilte ihn am 1. März 1939 
zum Tode. Fünf Angeklagte erhielten Zuchthaus- oder 
Gefängnisstrafen, zwei wurden freigesprochen. Michaelis 
wurde am 14. Juni 1939 in Anwesenheit von Senats-
präsident Karl Engert in Berlin-Plötzensee hingerichtet.

Herbert Michaelis (1897–1939) before the People’s 
Court, March 1939. Herbert Michaelis, a Jewish lawyer, 
and seven other defendants, including the father of 
the future East German dissident Wolf Biermann, were 
accused of working in the banned Communist Party in 
the Hamburg area, and of having spied on military pro-
cedures. The Second Senate, convened in Hamburg, 
saw Michaelis as the main culprit and sentenced him to 
death on 1 March 1939. Five defendants received prison 
sentences and two were acquitted. Michaelis was execu-
ted on 14 June 1939 in Berlin-Plötzensee prison in the 
presence of the Senate president, Karl Engert.
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 „Niemals ist der Volksgerichtshof des Großdeutschen Reiches 

seinem Namen gerechter geworden als durch dieses Urteil.“

Völkischer Beobachter, 10. August 1944

“With this verdict the People’s Court of the Greater German Reich  

has lived up to its name more than ever before.”  

Völkischer Beobachter, 10 August 1944

„Handlanger unserer Feinde hingerichtet“, Völkischer 
Beobachter, 4. April 1944. Ludwig Mitterer wurde vom 
Volksgerichtshof zum Tode verurteilt, weil er Feindsender 
gehört und die Nachrichten weitererzählt hatte. 

“Henchman of our enemy executed”, Völkischer 
Beobachter, 4 April 1944. The People’s Court sentenced 
Ludwig Mitterer to death for listening to enemy radio 
broadcasts and repeating the news to other people.Vö
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„Das Volk hat sie gerichtet“, Völkischer Beobachter,  
9. August 1944. Am Tag zuvor hatte der Volksgerichtshof 
unter Vorsitz von Roland Freisler in einem Schauprozess, 
in dem die Urteile bereits vor Prozessbeginn feststanden, 
acht Beteiligte am Attentat auf Hitler vom 20. Juli zum 
Tode verurteilt. Sie wurden in Plötzensee hingerichtet.

“The nation has judged them”, Völkischer Beobachter,  
9 August 1944. The day before, the People’s Court under 
the presiding judge Roland Freisler had condemned 
eight defendants to death for conspiring to kill Hitler on 
20 July 1944. It was a show trial in which the verdicts 
were decided even before the proceedings began. The 
defendants were executed in Plötzensee prison in Berlin. Vö
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 „Der Rossaint-Prozeß deckt nun endlich die Verbindung K.P.D.  

und Katholizismus auf. Für die Kirche sehr peinlich.“ 

Joseph Goebbels, 11. April 1937

“Now the Rossaint trial is finally exposing the link between the German 

Communist Party and Catholicism. Highly embarrassing for the Church.” 

 Joseph Goebbels, 11 April 1937

Bericht im Völkischen Beobachter über den vor dem 
Volksgerichthof wegen Hochverrats angeklagten Julius 
Philippson, 6. Dezember 1938. Nach den November-
pogromen 1938 setzte in der Presse eine gezielte 
 Kampagne gegen jüdische Angeklagte vor dem Volks-
gerichtshof ein. Sie wurden als gefährliche Objekte und 
Verführer dargestellt. Die Kampagne diente der Recht-
fertigung der Pogromnacht und sollte Ressentiments 
in der deutschen Bevölkerung gegenüber jüdischen 
Mit bürgern schüren. Sie endete mit dem Beginn des 
 Zweiten Weltkrieges im September 1939. 

Report in the Völkischer Beobachter about Julius 
Philippson, accused of high treason before the 
People’s Court, 6 December 1938. After the anti-
Jewish pogrom in November 1938 the press began 
a deliberate campaign against Jewish defendants 
who appeared before the People’s Court. They were 
portrayed as dangerous and corrupting. The campaign 
helped to justify the pogrom and was intended to incite 
the population against Jewish citizens in Germany. It 
ended with the beginning of the Second World War in 
September 1939.
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Kaplan Joseph Rossaint (1902–1991), Bildmitte, 
 während der Urteilsverkündung im Berliner Katholiken-
prozess, 28. April 1937. Hinter den beiden Tischen im 
Vordergrund die Verteidiger, dahinter die Angeklagten. 
Der Zweite Senat des Volksgerichtshofs befand Rossaint 
und sechs weitere Beschuldigte der versuchten Grün-
dung einer katholisch-kommunistischen Einheitsfront für 
schuldig. Rossaint erhielt eine elfjährige Zuchthausstrafe.

Chaplain Joseph Rossaint (1902–1991), (centre), during 
the pronouncement of the judgement in the Berlin  trial 
against Catholics, 28 April 1937. The two defence 
lawyers are at the tables in front, with the defendants 
behind them. The Second Senate of the People’s Court 
found Rossaint and six other defendants guilty of trying 
to set up a Catholic-communist united front. Rossaint 
was sentenced to eleven years in a penitentiary.S
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Die Berichterstattung über das Gericht war 
von Beginn an gelenkt und selektiv. Seit 1937 
 verfügte der Volksgerichtshof über eine eigene 
Justizpressestelle, die nach Absprache mit dem 
Propagandaministerium entschied, über welche 
Verfahren wann und wie berichtet werden  durfte. 
Artikel über Freisprüche, Prozesse mit  geringen 
Strafen und gegen Angeklagte ausländischer 
 Nationalität waren selten. In den ersten Jahren 
betonten die deutschen Zeitungen die Legalität 
des Gerichts. Es urteile „hart, aber gerecht“, um 
das „Deutsche Volk vor seinen äußeren Feinden“ 
zu schützen. Die Leser sollten gleichermaßen 
beruhigt, erzogen, gewarnt und abgeschreckt  
werden. 

Bis Kriegsbeginn gab es in der deutschen  Presse 
große Kampagnen gegen drei Gruppen von 
 Angeklagten vor dem Volksgerichtshof: gegen 
Kommunisten, nach 1936 gegen Priester, die 
angeblich mit den Kommunisten „paktiert“ 
 hatten, und seit den Novemberpogromen von 
1938 gegen jüdische Angeklagte. 

Nach Kriegsbeginn ging die Presseberichterstat­
tung über den Volksgerichtshof deutlich zurück. 
Ausführlich wurde nur über Schauprozesse gegen 
Widerstandsgruppen wie die „Weiße Rose“ und 
die Beteiligten am Attentat auf Hitler vom 20. Juli 
1944 berichtet, bei denen die Urteile bereits vor 
Prozessbeginn feststanden. Die Berichterstattung 
diente der Abschreckung. Die verkündeten Todes­
urteile wurden als rechtmäßig und notwendig 
 dargestellt. 

The press reports on the People’s Court were 
 controlled and selective from the beginning. From 
1937 the Court maintained its own judicial press 
office that consulted with the Propaganda Ministry 
to decide which cases should be reported on, and 
in which way. Articles on acquittals, trials with 
mild sentences, and foreign defendants were rarely 
published. In the early years the German press 
emphasised the Court’s legality, arguing that its 
judgements were “harsh but just” to protect the 
“German nation from its external enemies.” These 
articles were intended to pacify, educate, warn, 
and deter the readers.

Up to the Second World War the German press 
ran major campaigns against three groups of 
defendants who were tried at the People’s Court: 
against communists and, after 1936, priests who 
had made an alleged pact with the communists, 
and against Jewish defendants after the pogrom of 
November 1938.

After the war began, press reports on the People’s 
Court were substantially cut back. The only exten­
sive coverage was that of the show trials against 
resistance groups like the White Rose and the 
people accused of attempting to assassinate Hitler 
on 20 July 1944. In these cases the verdict was 
already decided before the trial began. The press 
reports acted as a deterrent. The death sentences 
pronounced by the Court were presented as legally 
valid and necessary.

Vö
lk

is
ch

er
 B

eo
ba

ch
te

r

Übersicht über die vom Volksgerichtshof zwischen 1934 
und 1945 ausgesprochenen Freiheits- und Todesstrafen 
sowie Freisprüche. Nach Kriegsbeginn stieg die Zahl der 
Angeklagten, der Verfahren und damit auch der Urtei-
le beträchtlich. Insgesamt wurden mindestens 16.700 
Personen abgeurteilt, mehr als 5.200 wurden zum Tode 
verurteilt. Ab 1942 war jedes zweite Urteil des Gerichts 
ein Todesurteil. Freigesprochene Personen wurden oft 
wenig später erneut von der Gestapo verhaftet. 

Overview of the prison sentences, death sentences, and 
acquittals pronounced by the People’s Court between 
1934 and 1945. After the war began, the number of 
defendants and trials rose substantially, and the number 
of judgements accordingly. In all, 16,700 people were 
convicted, and over 5,200 received the death penalty. 
From 1942 onwards, half of all the People’s Court judge-
ments were death sentences. People who were acquitted 
were often arrested again by the Gestapo a short time 
afterwards. 

Mehr als 16.700 Personen standen zwischen 
1934 und 1945 vor dem Volksgerichtshof, bis 
1939 hauptsächlich Deutsche. Nach Kriegsbeginn 
überwog die Zahl der ausländischen Angeklagten. 
Prozessführung und Urteilsfindung radikalisierten 
sich zunehmend. Urteile standen oft bereits vor 
der Verhandlung fest, nicht selten auf Veranlas­
sung von Angehörigen der NS­Politprominenz. 

Etwa 60% aller Angeklagten erhielten Freiheits­
strafen, über 30% wurden zum Tode verurteilt 
und 8% freigesprochen. Die Zahl der Todesurteile 
stieg seit 1941 überproportional an. Ab 1942 war 
jedes zweite Urteil ein Todesurteil. 

Over 16,700 defendants appeared before the 
People’s Court between 1934 and 1945. Until 
1939 most of them were German. After the 
war began, the majority of defendants were 
foreign nationals. The conduct of the trials and 
the resulting judgements became increasingly 
extreme. Verdicts were often determined before 
the trial began, not infrequently at the instigation 
of prominent Nazi politicians. 

Around 60% of all defendants received prison 
sentences, over 30% were condemned to death 
and 8% were acquitted. From 1941 the number 
of death sentences rose disproportionately. 
From 1942, one in two judgements was a death 
sentence. 

Der Hinrichtungsraum in der Strafanstalt Berlin-Plötzen-
see, Mai 1945. Ein Scharfrichter vollstreckte die Todes-
strafe mit dem Handbeil, ab 1937 durch das Fallbeil. 
Seit 1942 wurden die Verurteilten zunehmend gehängt, 
in seltenen Fällen auch erschossen. Die Leichen wurden 
in der Regel nicht den Angehörigen übergeben, sondern 
vielfach anatomischen Instituten überlassen oder ver-
brannt.

The execution room in Berlin-Plötzensee prison, May 
1945. An executioner carried out the death penalty with 
the axe. From 1937 the guillotine was used instead. 
From 1942 the condemned prisoners were hanged more 
often, or executed by shooting in rare cases. The corpses 
were usually not handed over to the families. In many 
cases they were released to anatomical institutes or were 
burned. bp
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Kostenrechnung in der Strafsache Erich Knauf, 1944. 
Der Journalist war am 6. April 1944 vom Volksgerichts-
hof zum Tode verurteilt und am 2. Mai hingerichtet 
worden. Die Gerichts-, Haft- und Vollstreckungskosten 
hatten die Angehörigen zu tragen.

Bill of costs for the criminal case against Erich Knauf, 
1944. The journalist Erich Knauf was sentenced to death 
by the People’s Court on 6 April 1944 and executed on 
2 May. His relatives had to pay the legal expenses and 
the costs for the prison and the execution. 
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Strafanstalt Berlin-Plötzensee, Luftaufnahme, 1933. 
Plötzensee war bis 1942 zentrale Hinrichtungsstätte 
aller vom Volksgerichtshof und vom Kammergericht in 
Berlin zum Tode Verurteilten.

Aerial view of Berlin-Plötzensee Prison, 1933. Plötzen-
see was the central execution site until 1942 for all the 
defendants condemned to death by the People’s Court 
and the Berlin Superior Court of Justice.

Das Zellenhaus II im Zuchthaus Brandenburg-Görden, 
1937. Die seit 1940 bestehende Richtstätte Branden-
burg-Görden wurde wegen ihrer Nähe zu Berlin seit 1942 
für die Vollstreckung von Todesurteilen des Volksgerichts-
hofs genutzt. Seit Oktober 1943 fungierte sie als nahezu 
alleinige Vollstreckungsstelle für alle in Berlin Verurteilten 
des Volksgerichtshofs und des Kammergerichts. 

Cell block II in Brandenburg-Görden penitentiary, 1937. 
The execution site in Brandenburg-Görden prison existed 
from 1940. Due to its proximity to Berlin, from 1942 it 
was used for executing people condemned to death by 
the People’s Court. From October 1943 it became the 
sole site of execution for all those sentenced to death in 
Berlin by the People’s Court and the Superior Court of 
Justice.

Overview of the law enforcement districts and the central 
execution sites in the German Reich, map, autumn 
1942. In 1937 there were eleven central execution 
sites in Germany. By 1944 the number had risen to 22. 
Defendants sentenced to death by the People’s Court in 
Berlin were executed in the prisons in Berlin-Plötzensee 
or Brandenburg-Görden. Those condemned to death at 
People’s Court trials in other places were killed at the 
local execution sites. For example, 347 death sentences 
pronounced by the People’s Court were carried out in 
Munich-Stadelheim prison.

Übersicht über die Vollstreckungsbezirke und die zentralen 
Hinrichtungsstätten im Deutschen Reich, Karte, Herbst 
1942. 1937 gab es elf zentrale Hinrichtungsstätten. Bis 
1944 stieg ihre Zahl auf 22. Angeklagte, die der Volks-
gerichtshof in Berlin zum Tode verurteilte, wurden in 
Berlin-Plötzensee oder Brandenburg-Görden hingerichtet. 
Bei auswärtigen Verhandlungen wurden zum Tode Ver-
urteilte in den örtlichen Hinrichtungsstätten getötet. In 
München-Stadelheim beispielsweise wurden 347 Todes-
urteile des Volksgerichtshofs vollstreckt. 

Johann Reichhart (1893–1972), um 1940. Der Metzger 
wurde 1924 Scharfrichter in Bayern und 1933 auch in 
Sachsen. Seit 1937 war er für die Hinrichtungsstätten 
im Süden und Osten Deutschlands zuständig, nach dem 
Anschluss Österreichs auch für Wien. In Berlin-Plötzen-
see und Brandenburg-Görden war er ebenfalls tätig. Bis 
Kriegsende vollstreckte Reichhart 2.951 Todesurteile. 
Anschließend war er bis Mai 1946 Scharfrichter bei der 
US-Militärregierung. 1948 wurde er von einer Spruch-
kammer als „belastet“ eingestuft und mit zwei Jahren 
Arbeitslager und teilweisem Vermögenseinzug bestraft. 
Er starb 1972 in Dorfen.

Johann Reichhart (1893–1972), around 1940. The 
butcher Johann Reichhart became an executioner in 
Bavaria in 1924 and in Saxony in 1933. From 1937 
he was responsible for the execution sites in southern 
and eastern Germany, as well as for Vienna after the 
German annexation of Austria. He also worked in the 
prisons in Berlin-Plötzensee and Brandenburg-Görden. 
By the end of the war Reichhart had carried out 2,951 
death sentences. After the war he was an executioner for 
the US military government until May 1946. In 1948 a 
denazification tribunal classified him as “incriminated” 
and sentenced him to two years in a labour camp and 
partial confiscation of his property. He died in Dorfen in 
1972.
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Nationalitäten der Angeklagten vor dem Volksgerichtshof. 
Von den über 16.700 Angeklagten waren nur 39% 
Reichsdeutsche. Nimmt man die Gruppe der Volksdeut-
schen, also der außerhalb des Deutschen Reichs leben-
den Deutschen hinzu, ergibt sich ein Prozentsatz von 
53%. Die übrigen Angeklagten waren ausländischer, 
jeder Dritte tschechischer Nationalität.

Nationalities of defendants at the People’s Court. Only 
39% of the total 16,700 defendants were citizens of 
the German Reich. If we include the group of ethnic 
Germans, i.e., Germans living outside Germany, the 
figure is 53%. The remaining defendants were foreign 
nationals; one in three had Czech nationality. 

 Reichsdeutsche 39% 
 German citizens  
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 Ethnic Germans
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 Polen  6% 
 Poles

 Belgier  2% 
 Belgians
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Staatsanwalt Lautz wurde 1932 zum Oberstaatsanwalt 
ernannt. Im Mai 1933 trat er in die NSDAP ein. 1936 
erfolgte seine Ernennung zum Generalstaatsanwalt 
zunächst beim Kammergericht Berlin, anschließend  
beim Landgericht Berlin. Von 1939 bis 1945 war er 
Oberreichsanwalt beim Volksgerichthof. 1947 wurde 
er im Nürnberger Juristenprozess zu zehn Jahren Haft 
verurteilt, jedoch bereits 1951 vorzeitig entlassen. Seit 
1952 bezog er die Pension eines Generalstaats anwalts. 
Diese wurde 1959 auf eine „Gnadenpension“ von 
600 DM gekürzt. Lautz starb 1977 in Lübeck.

The public prosecutor Ernst Lautz was appointed a 
 senior prosecutor in 1932. He joined the Nazi Party in 
May 1933. In 1936 he was appointed attorney general, 
first at the Berlin Superior Court of Justice and then at 
Berlin District Court. He was a senior public prosecu-
tor at the People’s Court from 1939 to 1945. In 1947 
he was sentenced to ten years’ imprisonment in the 
Nuremberg Judges’ Trial, but was granted early release in 
1951. From 1952 he received an attorney general’s pen-
sion. In 1959 it was reduced to a discretionary pension 
of 600 Deutschmarks. Lautz died in Lübeck in 1977.

Ernst Lautz, 1939
1887–1977
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Edmund Stark, 
undatiert (undated)

1909–2004

Dr. Franz Wallau, 1944 
1888 geb.

Stark war seit 1938 Hilfsrichter am Amtsgericht Ellwangen. 
1940 trat er in die NSDAP ein, 1941 wurde er Amtsge-
richtsrat in Tettnang und 1942 zur Oberreichsanwaltschaft 
am Volksgerichtshof abgeordnet. Hier war Stark an mehr 
als 50 Todesurteilen beteiligt. Er versuchte mehrfach, seine 
Abordnung rückgängig zu machen. Als er sich im Februar 
1945 krankschreiben ließ, wurde er verhaftet. Am 29. März 
1945 verurteilte der Volksgerichtshof Stark wegen Betriebs-
sabotage zu vier Jahren Zuchthaus. Nach 1945 kehrte er 
in den Justizdienst zurück. Bis 1974 war er an den Amts-
gerichten Biberach und Ravensburg tätig. Er starb 2004. 

The jurist Edmund Stark was an assistant judge at Ellwangen 
Lower District Court from 1938 onwards. He joined the Nazi 
party in 1940 and became a lower district court counsellor 
in Tettnang in 1941. He was assigned in 1942 to the Reich 
chief prosecutor’s office at the People’s Court, where he was 
involved in over 50 death sentences. After several attempts 
to revoke his assignment, Stark took sick leave from work 
in February 1945, which led to his arrest. On 29 March 
1945 the People’s Court sentenced him to four years in a 
penitentiary for enterprise sabotage. Stark returned to the 
judicial service after 1945. He worked at Biberach and 
Ravensburg lower district court until 1974. He died in 2004.

Der Jurist war seit 1920 beim Landgericht Berlin tätig. 
1932 wurde er zum Notar ernannt, ein Jahr später trat 
er in die NSDAP ein. 1939 wurde er vom Volksgerichts-
hof zum Pflichtverteidiger bestellt. Im Prozess gegen den 
Schweizer Maurice Bavaud, der ein Attentat auf Hitler 
geplant hatte, plädierte Wallau auf Freispruch und sorgte 
damit für Empörung. Das Gericht verurteilte Bavaud zum 
Tode. Wallau wurde nach einer Beschwerde von Senats-
präsident Engert kurzzeitig von der Gestapo verhaftet 
und aus dem NS-Rechtswahrerbund ausgeschlossen. Ein 
1940 eingeleitetes Ehrengerichtsverfahren endete 1941 
mit Freispruch. Sein weiteres Schicksal ist unbekannt.

The lawyer Franz Wallau (born 1888) worked at Berlin 
District Court from 1920 on. He became a notary in 
1932 and joined the Nazi Party a year later. In 1939 
Wallau was hired as a court-appointed defence lawyer at 
the People’s Court. In the trial against the Swiss citizen 
Maurice Bavaud, who had planned to kill Hitler, Wallau 
demanded an acquittal, which aroused outrage. The 
court sentenced Bavaud to death. Following a complaint 
from Karl Engert, the president of the court Senate, 
Wallau was briefly detained by the Gestapo, and was 
expelled from the Nazi League of Guardians of the Law. 
A case brought against him in 1940 at the court of 
honour ended in acquittal in 1941. His subsequent fate 
is unknown. 
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Die Verteidiger während des Prozesses gegen Fritz-Dietlof 
von der Schulenburg (stehend) und drei weitere  Beteiligte 
am Attentat auf Hitler vom 20. Juli 1944, 10. August 
1944. Jeder Angeklagte hatte das Recht auf einen Ver-
teidiger. Dieser musste vom Gericht genehmigt werden. 
In den Augen der Nationalsozialisten waren Verteidiger 
dem Staat verpflichtet, nicht dem Angeklagten. Wer sich 
dennoch im Gericht für seinen Mandanten einsetzte, 
musste mit Sanktionen rechnen. Verteidiger wurden in 
ihrer Arbeit behindert. Sie erhielten kaum Gelegenheit, 
ihre Mandanten zu sprechen und wenig Akteneinsicht. 
Die Anklageschrift wurde ihnen oft erst kurz vor Prozess-
beginn zugestellt.

The defence lawyers on 10 August 1944 during the 
trial of Fritz-Dietlof von der Schulenburg (standing) 
and three others involved in the assassination attempt 
against  Hitler on 20 July 1944. Every defendant had 
the right to be represented by a defence lawyer, who 
had to be accepted by the court. The Nazis regarded 
defence lawyers as being answerable to the state, not 
to the defendant. A lawyer who nonetheless stood up 
for his clients in court could expect reprisals. Defence 
lawyers were hampered from working properly. They were 
hardly given any opportunity to talk to their clients, and 
were allowed only limited access to the files. The bill 
of indictment was often presented to them only shortly 
before the trial began.
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 „Die Meinung des Senats  

geht überein stimmend dahin, daß  

ein Rechtsanwalt, der derartig  

seine Verteidigerpflichten verkennt,  

seines Berufes sich als unwürdig  

erwiesen hat.“ 

Karl Engert über Franz Wallau, Dezember 1939

“The Senate concurs that  

a lawyer who fails  

so seriously in his duties  

as a defence counsel  

has proved unworthy  

of his profession.”  

Karl Engert criticising Franz Wallau, December 1939
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Der Strafrichter in Dresden trat erst 1940 in die  NSDAP 
ein. Im Juli 1942 wurde er zur Reichsanwaltschaft beim 
Volksgerichtshof abgeordnet. Er bereitete Hochverrats-
prozesse vor, vertrat die Anklage in Wehrkraftzersetzungs-
fällen und beantragte für mindestens 21 Angeklagte 
die Todesstrafe. 1947 stufte ihn die Spruchkammer 
Deggendorf als „Mitläufer“ ein. Vor seiner Berufung als 
Richter am Landgericht Ulm 1954 war er als Anwalt 
tätig. Ermittlungen wegen seiner Tätigkeit am Volks-
gerichtshof wurden 1961 eingestellt. 1962 wurde er bei 
vollen Bezügen in den vorzeitigen Ruhestand versetzt. 
Zeschau starb 1974 in Ulm.

Heinrich von Zeschau, a criminal judge in Dresden, 
became a Nazi Party member relatively late, in 1940. In 
July 1942 he was transferred to the Reich prosecutor’s 
office at the People’s Court. He worked there preparing 
cases concerning high treason, represented the 
prosecution in cases of subversion of the war effort, 
and demanded the death sentence for at least 21 
defendants. In 1947 the denazification tribunal in 
Deggendorf classified him as a Nazi sympathiser. 
He then worked as a lawyer before his appointment 
as a judge at Ulm District Court in 1954. Judicial 
investigations into his work at the People’s Court were 
abandoned in 1961. He retired early on a full pension in 
1962. Zeschau died in Ulm in 1974.

Heinrich von Zeschau, 1936
1898–1974

Geißler wurde 1935 Richter am Landgericht Plauen. 
1941 kam er als Ermittlungsrichter an den Volksge-
richtshof und gehörte von 1942 bis 1945 der dortigen 
Reichsanwaltschaft an. Nach 1945 war er zunächst bei 
der Stadtverwaltung Plauen angestellt. Von 1947 bis 
1957 arbeitete er in einer Anwaltskanzlei in Plauen. 
Nach weiteren Tätigkeiten als Lichtpauser und Pförtner 
trat er 1968 in den Ruhestand. 1981 wurde er verhaftet 
und 1982 in Ostberlin wegen seiner Tätigkeit am Volks-
gerichtshof zu 15 Jahren Haft verurteilt. Er starb 1983 
im Zuchthaus Brandenburg.

The jurist Erich Geißler became a judge at Plauen 
 District Court in 1935. He began working at the People’s 
Court as an investigating judge in 1941, and was a staff 
member of the Reich prosecutor’s office at the Court 
from 1942 to 1945. After 1945 he initially worked for 
the city planning office in Plauen. From 1947 to 1957 
he worked in a lawyer’s office in Plauen. After several 
other jobs, including as a photocopier and doorkeeper, 
he retired in 1968. He was arrested in 1981 and senten-
ced for his work at the People’s Court to 15 years’ impri-
sonment in East Berlin in 1982. He died in Brandenburg 
Prison in 1983.

Erich Geißler, 
undatiert (undated) 

1898–1983
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Dr. Paul Jorns, 
undatiert (undated)

1871–1942

Der Jurist Jorns wurde nach dem Ersten Weltkrieg Kriegs-
gerichtsrat in der Garde-Kavallerie-Schützen-Division. In 
dieser Eigenschaft war er 1919 mit den Mordfällen Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht betraut, wobei er es an 
der nötigen Objektivität fehlen ließ. 1923 wurde er zum 
Oberstaatsanwalt ernannt, zwei Jahre später zum Reichs-
anwalt. Im Mai 1933 trat er in die NSDAP ein. 1936 
erfolgte seine Ernennung zum Reichsanwalt am Volks-
gerichtshof. 1937 wurde er in den Ruhestand versetzt, 
bei Kriegsbeginn 1939 jedoch für zwei Jahre reaktiviert. 
Er starb 1942. 

After the First World War the lawyer Paul Jorns became 
a military tribunal counsellor in the Guards Dismounted 
Cavalry Division. In this capacity he dealt with the mur-
der cases of Rosa Luxemburg and Karl Liebknecht in 
1919, which he failed to handle with professional objec-
tivity. In 1923 he was appointed senior public prosecu-
tor, and became a Reich attorney general two years later. 
He joined the Nazi Party in May 1933. In 1936 he was 
appointed Reich attorney general at the People’s Court. 
He retired in 1937 but returned to work for two years when 
the Second World War began in 1939. He died in 1942. 
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Der Volksgerichtshof verfügte erst seit seiner 
Erhebung zum ordentlichen Gericht im Jahr 1936 
über eine eigene Anklagebehörde, die seit 1937 
die Bezeichnung „Oberreichsanwaltschaft beim 
Volksgerichtshof“ trug. Zuvor hatte die Reichs­
anwaltschaft beim Reichsgericht die Anklagever­
tretung mit übernommen. Im gleichen Maße wie 
der Personalbestand des Volksgerichtshofs wuchs 
auch die Oberreichsanwaltschaft schnell. Bald 
gab es am Volksgerichtshof mehr Staatsanwälte 
als am Reichsgericht. 1936 waren neben dem 
Reichsanwalt zwei Oberstaatsanwälte und vier 
Staatsanwälte am Volksgerichtshof tätig. 1944 
gab es neben dem Oberreichsanwalt fünf Reichs­
anwälte, vier Oberstaatsanwälte und 52 weitere 
Sachbearbeiter. 

From the time of its establishment as a court 
of law in 1936, the People’s Court had its own 
indictment authority. From 1937 this was called  
the Senior Reich Prosecutor’s Office at the  
People’s Court. Previously the Reich Prosecutor’s 
Office at the Reich Supreme Court had jointly 
represented the prosecution. Staff numbers at the 
Higher Reich Prosecutor’s Office rose rapidly in 
tandem with the growth in staff at the People’s 
Court. There were soon more prosecutors at the 
People’s Court than at the Reich Supreme Court. 
In 1936, apart from the chief prosecutor there 
were two senior prosecutors and four prosecutors 
working at the People’s Court. In 1944, aside 
from the senior prosecutor there were five 
prosecutors, four senior prosecutors and 52  
other specialists.

„Volksgerichtshof ‚Nur‘ siebzehn Todesurteile“, Bericht 
zum fünfjährigen Bestehen des Volksgerichtshofs, Neuer 
Vorwärts, Nr. 318, 23. Juli 1939. Das Gericht wird als 
„mörderisches Terrortribunal“ bezeichnet, gegen dessen 
Urteile es weder Schutz noch Berufung gebe. Der Autor 
mokiert sich über Gerichtspräsident Thierack, der aus-
ländische Berichte über die „Blutjustiz“ des Gerichts 
zu entkräften versuchte, indem er erklärte, der Volks -
gerichtshof habe 1938 nur 17 Todesurteile verkündet.

“People’s Court – ‘only’ seventeen death sentences.” 
Report on the fifth anniversary of the founding of the 
People’s Court, Neuer Vorwärts, no. 318, 23 July 1939.
The court was described as a “murderous tribunal of 
 terror” with no protection or appeal against its judge-
ments. The article’s author sneered at the president 
of the Court, Otto Thierack, who tried to rebut foreign 
reports about the Court’s “blood justice” by explaining 
that the People’s Court only pronounced 17 death 
sentences in 1938.N
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Der ‚Volksgerichtshof‘ tagt …, Zeichnung von Peter  
Nikl alias Johannes Wüsten, veröffentlicht in der in  
Prag erscheinenden kommunistischen Zeitschrift 
Gegen-Angriff, 17. August 1935. Johannes Wüsten 
(1896–1943)  wurde am 11. März 1942 auch wegen  
dieser Karikatur vom Zweiten Senat des Volksgerichts-
hofs zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt. Er starb am 
26. April 1943 im Zuchthaus Brandenburg-Görden.

The People’s Court convenes…, drawing by Peter Nikl 
alias Johannes Wüsten, published in the Prague-based 
communist magazine Gegen-Angriff, 17 August 1935. 
This cartoon was one of the grounds for which Johannes 
 Wüsten (1896–1943) was sentenced by the Second 
Senate of the People’s Court on 11 March 1942 to 15 
years in a penitentiary. He died in Brandenburg-Görden 
prison on 26 April 1943.

S
Z

P
ho

to
 (

h
0

0
3

6
4

8
8

0
)

„Sie richten das Volk, solange das Volk nicht sie richtet!“, 
Fotomontage von John Heartfield, Prager Emigranten-
zeitung Arbeiter-Illustrierte-Zeitung, 12. März 1936. Die 
Fotomontage thematisiert den Richardstraßen-Prozess, 
in dem der Volksgerichtshof 1936 fünf kommunistische 
Angeklagte zum Tode verurteilte. Der Untertitel lautet: 
„Das nationalsozialistische ‚Volksgericht‘ verurteilt unter 
Berufung auf das ‚gesunde Volksempfinden‘ fünf Ange-
klagte zum Tode, obgleich der Schuldnachweis nicht 
erbracht werden kann.“

“They judge the people as long as the people don’t judge 
them!” Photo montage by John Heartfield in the émigré 
paper published in Prague, Arbeiter-Illustrierte-Zeitung, 
12 March 1936. The photomontage refers to the Richard-
straße trial in 1936, in which the People’s Court sentenced 
five communist defendants to death. The caption explained, 
“The Nazi ‘People’s Court’ sentences five defendants to 
death, citing the ‘sound opinion of the nation’, although no 
evidence of their guilt can be provided.”
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Karikatur von Clifford Kennedy Berrymann über die 
geplante Aburteilung der Beteiligten am Attentat auf 
Hitler vom 20. Juli 1944 vor dem Volksgerichtshof, The 
Evening Star, 6. August 1944. Hitler wird als Ankläger 
und Richter des von ihm am 4. August 1944 ins Leben 
gerufenen militärischen Ehrenhofs dargestellt, dessen 
Aufgabe es war, die am 20. Juli beteiligten Militärange-
hörigen aus der Wehrmacht auszuschließen. Gleichzeitig 
erscheint er als Richter des Volksgerichtshofs, der die 
Verschwörer dann zum Tode verurteilt.

Cartoon by Clifford Kennedy Berrymann about the 
planned trial before the People’s Court of the people 
implicated in the attempt to kill Hitler on 20 July 1944. 
The Evening Star, 6 August 1944. Hitler is depicted as 
both the prosecutor and the judge of the military court 
of honour he set up on 4 August 1944. Its task was to 
expel from the Wehrmacht the members of the military 
who had been involved in the attempted coup of 20 July. 
Hitler appears simultaneously as the People’s Court 
judge who then sentences the conspirators to death.Li
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„German ‚People’s Court‘ Appointed“, The Times, 13. Juli 
1934. Bericht über die Eröffnung des Volksgerichtshofs. 
Das neue oberste deutsche Gericht für Hoch- und Lan-
desverrat, das Todesstrafen verhängen kann und gegen 
dessen Urteile keine Revision möglich ist, wird vorge-
stellt. Die Rolle der Laienrichter wird kritisch gesehen, 
da sie keine juristischen Kenntnisse, dafür aber Erfah-
rung in der Bekämpfung subversiver Aktivitäten hätten.

“German ‘People’s Court’ Appointed”, The Times, 13 July 
1934. Report on the opening of the People’s Court, 
describing the new supreme court for cases of treason 
and high treason that could pronounce the death penalty 
and did not allow appeals against its judgements. The 
report criticised the role of the lay judges, pointing out 
that instead of legal knowledge they had experience in 
combating subversive activities. 
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„Der Volksgerichtshof spricht frei…“, Neuer Vorwärts, 
Nr. 174, 11. Oktober 1936. Geschildert wird der Fall des 
am 28. Juli 1936 vom Zweiten Senat des Volksgerichts-
hofs vom Vorwurf des Hoch- und Landesverrats freigespro-
chenen Sozialdemokraten Gerhard Neumann. Anschaulich 
beschreibt der Artikel seine vorausgegangene Verhaftung, 
die Misshandlungen durch die Gestapo, die 22-monatige 
Untersuchungshaft und die damit verbundenen Konse-
quenzen für seine Familie. Auch über den Prozess und 
die erneute Inschutzhaftnahme Neumanns nach seinem 
Freispruch durch die Gestapo wird berichtet. 

“The People’s Court acquits… ”, Neuer Vorwärts, no. 174, 
11 October 1936. The article reports on the trial of the 
social democrat Gerhard Neumann, whom the Second 
Senate acquitted of treason charges on 28 July 1936. 
The case is described vividly, beginning with his arrest, 
then his maltreatment by the Gestapo, the 22 months 
of pre-trial detention, and the effects on his family. The 
report also gives a description of the trial and of how the 
Gestapo re-arrested him after his acquittal.

„La création en allemagne d’un ‚tribunal du peuple‘“, 
Bulletin Quotidien de Presse Etrangère, 31. August 
1934. Der französischsprachige Artikel betont, dass der 
Volksgerichtshof in der britischen Presse als neues Mittel 
der Nationalsozialisten angesehen wird, um abweichen-
de Meinungen zu unterdrücken. Ein Regime, das die 
Einsetzung eines solchen Gerichts nötig hätte, könne 
das Ausland jedoch weder beeindrucken noch von seiner 
Stabilität überzeugen.

“La création en allemagne d’un ‘tribunal du peuple’”, 
Bulletin Quotidien de Presse Etrangère, 31 August 1934.
The article in this French press bulletin emphasised that 
the British press saw the People’s Court as a new means 
for the Nazis to suppress dissenting opinions. The artic-
le argued that a regime which found it necessary to use 
such a court could neither impress the world abroad nor 
convince anyone of its stability.
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„Monster-Prozess gegen katholische ‚Hochverräter‘“, 
Bericht über den geplanten Prozess des Volksgerichts-
hofs gegen Kaplan Rossaint, Neuer Vorwärts, Nr. 180, 
22. November 1936. Aufgrund der gegen Rossaint 
und weitere Beschuldigte erhobenen Vorwürfe und der 
Behauptung, „daß diese katholischen ‚Untermenschen‘ 
auch das Bündnis mit kommunistischen Parteigängern 
nicht gescheut hätten, um den Sturz des Regimes 
herbeizuführen“, erwartet das Zentralorgan des in die 
Emigration nach Prag geflüchteten SPD-Vorstands hohe 
Zuchthausstrafen des „berüchtigten Volksgerichtshofs“. 

“Monstrous trial against Catholic ‘traitors’.” Report 
on the planned proceedings at the People’s Court 
against  Chaplain Rossaint, Neuer Vorwärts, no. 180, 
22 November 1936. The Neuer Vorwärts was the main 
newspaper of the executive committee of the Social 
Democratic Party, which had fled from the Nazis to 
Prague. In the light of the charges against Rossaint 
and other defendants, and the accusation that “these 
Catholic ‘subhumans’ did not even shrink from an 
alliance with Communist Party members to overthrow 
the regime”, the Neuer Vorwärts expected the “notorious 
People’s Court” to impose severe prison sentences.
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„Volksgerichtshof wütet gegen Ausländer“, Pariser Tages-
zeitung, Nr. 24, 5. Juli 1936. Bericht über Unrechts-
urteile des in Trier tagenden Volksgerichtshofs gegen einen 
Belgier und einen Luxemburger wegen Spionage. Obwohl 
beide „wohl noch keine Spionage ausgeführt“ hatten, 
wurde der Belgier zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt, der 
Luxemburger zu eineinhalb Jahren Gefängnis. 

“People’s Court rampages against foreigners”, Pariser 
Tageszeitung no. 24, 5 July 1936. Report on unlawful 
judgements of the People’s Court convened in Trier. The 
Court convicted a Belgian and a man from Luxembourg 
for espionage. Although the two men had “probably not 
been involved in spying”, the Belgian was sentenced to 
15 years in a penitentiary and the man from Luxembourg 
to eighteen months in prison.
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Im Ausland wurde die Gründung des Volksge
richtshofs 1934 aufmerksam verfolgt und durch 
Artikel und Karikaturen kritisch beleuchtet. 
 Insbesondere die Besetzung der einzelnen Senate 
mit nur zwei Berufsrichtern, dafür aber drei 
Laienrichtern aus den Reihen von Partei, Wehr
macht und Polizei, die über keine  juristischen 
Kenntnisse verfügten, wurde  beanstandet. Das 
Gericht wurde deshalb als neues Instrument der 
Nationalsozialisten zur Unterdrückung Anders
denkender und zur Durchsetzung ihres politischen 
Willens eingestuft. Immer wieder wurden auch 
die fehlende Möglichkeit der  Revision, die ein  
geschränkten Möglichkeiten der Verteidigung und 
die intensive Zusammenarbeit des Gerichts mit 
der Gestapo thematisiert. 

Vor allem die Exilpresse berichtete regelmäßig 
über einzelne Gerichtsverfahren. Titel wie „Volks
gerichtshof wütet gegen Ausländer“ oder „Es rast 
der Volksgerichtshof und will sein Opfer haben“ 
belegen, dass der Gerichtshof als Terrorgericht 
eingestuft wurde, dem es an richterlicher Objekti
vität mangelte. 

Führende Nationalsozialisten, insbesondere  
Propa gandaminister Joseph Goebbels, das 
Reichsjustizministerium sowie die Präsidenten 
des Volksgerichtshofs selbst verfolgten die aus län
dische Berichterstattung genau und versuchten 
gegen die Vorwürfe anzugehen. Immer wieder 
erschienen in der deutschen Presse Berichte, die 
sich gegen den im Ausland erhobenen Vorwurf 
verwahrten, der Volksgerichtshof sei ein bloßes 
Scheingericht.

Commentators outside Germany followed the 
founding of the People’s Court in 1934 carefully 
and discussed it critically in articles and cartoons. 
Their main objection was that the individual 
senates were composed of only two professional 
judges but included three lay judges with no legal 
knowledge from the Nazi Party, the Wehrmacht 
and the police. Because of this the foreign press 
saw the Court as a new instrument to be used by 
the Nazis to suppress dissenters and to implement 
their political goals. Other frequent criticisms of 
the Court included the lack of the possibility of 
appeal, the reduced scope for the defence and 
the intensive collaboration between the Court and 
the Gestapo. 

In particular, the press of the German exile com
munity published regular reports on individual 
Court proceedings. Headlines like “People’s Court 
on the rampage against foreigners”, and “The 
People’s Court is ranting and raving and looking 
for victims” depicted the Court as a court of terror 
that lacked judicial objectivity. 

Leading Nazis, especially the propaganda minister, 
Joseph Goebbels, the Reich Ministry of Justice 
and the presidents of the People’s Court  person ally 
checked the press reports from abroad and tried 
to confront the criticisms. The German press 
 frequently published reports trying to repudiate 
the accusation from abroad that the People’s 
Court was merely a judicial smokescreen.
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